
Teil I

(veröffentlicht im Oktober 2006)

In Deutschland gibt sich außerparlamentarische Oppo-
sition traditionell nicht damit zufrieden, Widerstand gegen
Politiker und Unternehmer zu organisieren. Vielmehr wer-
den an diese Personengruppen �Forderungen� gestellt. Dazu
gehört auch das »bedingungslose Grundeinkommen«
(BGE). Sinn, Zweck und die Durchsetzbarkeit dieser For-
derung sollen hier nicht diskutiert werden. Vielmehr sollen
hier ein paar Argumente grundsätzlich thematisiert wer-
den, die in der Diskussion um das BGE fallen. Es geht um
das Thema Arbeitsfetisch in der Linken.

Rainer Roth, immerhin Autor des sehr brauchbaren Bu-
ches �Nebensache Mensch�, hat sich bei der Diskussion
auf den Standpunkt gestellt, dass nur dann ein »Bündnis
zwischen Erwerbslosen und Erwerbstätigen möglich« ist,
wenn die Erwerbslosen ihre eigene »Arbeitsverpflichtung«
anerkennen.

Rainer Roth ist kein Lobbyist, kein Politiker, sondern Wis-
senschaftler. Für die »Arbeitsverpflichtung« legt er eine
Begründung vor:

»Arbeitszwang gibt es in jeder Gesellschaft, auch in
einer Gesellschaft, in der die Produzenten des Reich-
tums die Eigentümer [1] der Produktionsmittel wären
Es ist der Zwang, durch Arbeit die nötigen Lebensmit-
tel zu erzeugen und menschliche Bedürfnisse nach
Lebensqualität und Genuss zu befriedigen.« (Anti-BGE
S. 5)

1. Zwang oder Notwendigkeit?
Rainer Roth spricht von Arbeitszwang. Meint er damit

die Notwendigkeit, dass alle möglichen Gebrauchsgüter
hergestellt werden müssen? Oder meint er, dass auf die
ArbeiterInnen organisierter Zwang ausgeübt werden muss?

Er wirft beides zusammen. Den entscheidenden Unter-
schied zwischen Zwang und Notwendigkeit lässt er dabei
weg. Eine Notwendigkeit kann jemand begreifen und frei-

willig handeln. [2] Zwang wird von Menschen gegen Men-
schen ausgeübt. Roth tut dagegen so, als müssten not-
wendige Tätigkeiten unbedingt und immer erzwungen wer-
den, und das ist falsch.

Von Arbeit einmal abgesehen, gibt viele Tätigkeiten, die
irgendwie immer notwendig waren und sind: Es ist not-
wendig dass Menschen sich reproduzieren, dass sie kom-
munizieren und so weiter. Diese Tätigkeiten sind zwar in
jeder menschlichen Gesellschaftsform absolut notwendig -
ohne dass dafür ein Zwang ausgeübt werden muss. Bei
diesen Tätigkeiten hat der Mensch ja automatisch seinen
Nutzen, indem er ihnen nachgeht.

Im Gegensatz zu diesen Tätigkeiten hat Arbeit [3] -
definitionsgemäß - ihren Nutzen erst im Arbeitsergebnis.
[4] Es kommt ganz darauf an, wer den Nutzen vom Ar-
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Nachträgliches Vorwort
Für den ersten Teil des Textes, den ich im Oktober veröffentlicht

habe, stand mir nur ein Auzug von Roths Broschüre �Zur Kritik des
Bedingungslosen Grundeinkommens� (im folgenden abgekürzt als
Anti-BGE) zur Verfügung, nämlich der in der UZ. Der Textauszug war
mir bei einer Diskussion im Sozialforum Hamburg Eimsbüttel unter-
gekommen.

Das Thema Arbeitszwang, konkret im Rahmen der Hartz-IV-Pra-
xis, ist dort immer wieder Thema. Arbeitsverweigerung gegen die 1-
Euro-Zwangsarbeit ist eine der wenigen Formen des Widerstands,
die uns ALG-II-Abhängigen zur Verfügung steht. Unser Sozialforum
propagiert sie ausdrücklich gegenüber Betroffenen. Und wir geben
dafür rechtliche Hinweise.  Für um so schädlicher erachte ich es,
wenn von Hartz-Gegnern postuliert wird, wir müßten unsere
»Arbeitspflicht anerkennen«. Wohlgemerkt: Für das BGE waren bis
dato weder ich noch andere TeilnehmerInnen unseres Sozialforums
eingetreten. Vieles, das manche BGE-Vertreter verbreiten, ist ziem-
lich kontraproduktiv für eine Aufklärung über Staat und Kapital. Roths

Anti-BGE-Broschüre toppt das allerdings aufs übelste.
Die gesamte Anti-BGE-Broschüre (Kaufpreis 3 Euro) liegt mir in-

zwischen vor. Im jetzt dazugekommenen Teil II nehme ich noch einige
ihrer Argumentationsmuster aufs Korn, die mir noch nicht bekannt
waren, als ich meine Schrift verfasst habe. Robert Schlosser, der an
Roths Anti-BGE-Broschüre mitgearbeitet hat, befasste sich inzwischen
mit dem ersten Teil meiner Schrift. Die dabei verwendete Methode
scheint mir teilweise dem Analphabetismus sehr nahe zu stehen.
Schlossers Kritikpunkte handele ich in einigen der Anmerkungen ab,
die ich in meinen Orginaltext eingefügt habe. Die insgesamt 69 An-
merkungen sind ziemlich umfangreich, enthalten eine Menge Zitate
und längere Texte. Sie sind der Übersichtlichkeit wegen mit kleinen
Überschriften versehen.

In normale �Anführungszeichen� habe ich Begriffe gesetzt, die ich
für fragwürdig oder falsch halte. Zitate sind mit »spitzen« Anführungs-
zeichen gekennzeichnet.
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beitsergebnis hat und worin der Nutzen besteht.
Arbeit gibt es selbst im Kapitalismus ganz ohne Arbeits-

zwang. Leute arbeiten freiwillig, wenn die Leistung sich für
die Arbeitenden lohnt. Beispiele dafür sind nicht nur gut
bezahlte Jobs [5] . Nutzen aus ihrer Arbeit haben Leute
auch, wenn sie z.B. an der Verschönerung ihrer Umgebung
arbeiten [6] , oder wenn sie bei Wikipedia ihr Wissen zur
Verfügung stellen - für die Allgemeinheit und dadurch auch
für sich selbst.

Wenn Arbeitende keinen Nutzen von ihrer Tätig-
keit haben, dann ist Arbeitszwang nötig. [7]
Roth fragt nicht nach dem Nutzen der Arbeit. Daher
fällt ihm auch kein anderer �Anreiz� zum Arbeiten
ein als Zwang [8]

2. Klassengesellschaft und Arbeits-
moral

Auch wenn z.B. Insassen von Arbeitslagern Nahrungs-
mittel erhalten, dienen solche Lager selbstverständlich nicht
dem Zweck, die Insassen mit Nahrung zu versorgen. Ge-
nauso wenig dient die Wirtschaft in Klassengesellschaften
dem Zweck, die arbeitende Klasse zu versorgen. Zudem
werden sie ähnlich dem Arbeitsvieh verwertet, das einen
optimalen Nutzen bringen soll. Es nicht um den Nutzen der
�lieben Mitarbeiter�, sondern darum, sie auszunutzen. Dem-
entsprechend sind in solchen Wirtschaftssystemen die Ar-
beitsbedingungen. Ohne wirkungsvollen Arbeitszwang pas-
siert da nicht viel [9].

In Klassengesellschaften werden »die nötigen Lebens-
mittel« nur in der Menge hergestellt, wie das der Erhal-
tung der Klassen-Hierarchie dient. Jede Bedürfnis-
befriedigung ist der Erhaltung genau der Produktionswei-
se untergeordnet, auf der die jeweilige Gesellschaftsord-
nung basiert. Die Herstellung von Konsumgütern ist nicht
das Ziel, sondern nur Mittel zum Zweck. Selbst dringend
benötigte Lebensmittel stehen daher der Bevölkerung nicht
zur Verfügung. Statt dessen wird für z.B. die Produktion
von Waffen, Protz-Bauwerken oder für den exklusiven Lu-
xus der Herrschaften gearbeitet. Speziell die bürgerliche
(Klassen-)Gesellschaft benötigt eine ganze Menge an Ar-
mut. Sie bildet den �Anreiz�, dass Lohnabhängige ihre Ar-
beitskraft verkaufen müssen. [10]

In Klassengesellschaften zeigt sich, dass �Arbeit an sich�
nichts nützliches ist. Arbeit dient noch ganz anderen Zwek-
ken als »die nötigen Lebensmittel zu erzeugen und mensch-
liche Bedürfnisse« zu befriedigen. Vielmehr zeigt sich, dass
durch Arbeit genauso gut höchst gemeinschädliche Zwek-
ke realisiert werden. Arbeit wird im Kapitalismus geleistet
für die Produktion von Atomkraftwerken und Systemen zur
Kontrolle der Arbeitenden [11] . Arbeit ist nötig für die
Herstellung von Landminen und Abschiebegefängnissen.
Arbeit ist nötig für die Erhaltung der staatlichen Gewalt,
die eine Klassengesellschaft aufrecht erhält.

Diese Beispiele werden Leute nicht beeindrucken, die
Arbeit wie einen Fetisch verehren. Arbeit ist in ihrer Vor-
stellung prinzipiell gut, und wo das offensichtlich nicht der
Fall ist, handelt es sich eben um �entfremdete� Arbeit. Wo
Leute durch ihre Arbeit kank werden, liegt das nicht an der
Arbeit, sondern nur an den �Arbeitsbedingungen�. Über-
haupt ist für sie Arbeit das wichtigste von der Welt. Sie
können nicht begreifen, dass in unserer �Arbeits-
gesellschaft� [12] Arbeit nur Mittel zum Zweck fürs Ge-
schäft ist. Vielmehr handelt es sich bei den Unternehmern
um �Arbeitgeber�, die vor allem �unsere Arbeitsplätze si-
chern�.

Der Nutzen des Fetischs Arbeit ist offensichtlich. Arbeits-
zwang wirkt am effektivsten, wenn er verinnerlicht wird

als Arbeitsmoral. In allen Klassengesellschaften wird viel
für ihre Verbreitung getan. Zeugnisse dafür finden sich
schon im Alten Testament. �Der Mensch� soll nur �im
Schweiße seines Angesichts� seine Bedürfnisse befriedi-
gen. Den Lohn für die Plackerei gibt�s im Jenseits - und
�Müßiggang ist aller Laster Anfang�. Pabst Ratzinger ver-
kündet auch heute noch, dass Arbeit dringend nötig wäre
für die �Menschwerdung des Menschen�. Demnach müsste
man sofort wieder die Kinderarbeit einführen.

Der Protestantismus strotzt von Arbeitsmoral. Als Feind-
bild dachte man sich �volksfremde Schmarotzer � [13] aus,
die leben ohne zu arbeiten. (Nachzulesen ist derartiges
z.B. in Luthers Hetze gegen den �jüdischen Wucherer�).
Deutsche Philosophen - beispielsweise Fichte - haben die-
sen geistigen Giftmüll zum �Arbeitsethos� aufbereitet und
weiterentwickelt. Sozialdemokraten, Stalinisten und Rechts-
radikale halten ihre Lobreden auf �die Arbeit�. Ziel und Ziel-
gruppe ist immer der aufrechte Arbeitsmann, der vor Ar-
beitsmoral nur so strotzt und sich ein Leben ohne Maloche
nicht vorstellen kann. Dieser zwanghafte Charakter dient
als der lebende Beweis, dass Erwerbslose kein Geld, son-
dern Arbeit brauchen.

3. Sinnloser Arbeitszwang?
Rainer Roth fordert nicht, dass Menschen unbedingt und

immer zur Arbeit gezwungen werden. Er ist gegen Arbeits-
zwang, wenn der nicht zum erwünschten Resultat führt
[14] :

»Für einen wachsenden Teil der Erwerbslosen sind
Arbeitspflichten sinnloser Arbeitszwang, weil das
Kapital für sie auf die Dauer keine Verwendungsmög-
lichkeit mehr auf dem Ersten Arbeitsmarkt hat.« (Anti-
BGE S. 6)

Erstens dient kein Markt dazu, irgendeine »Verwendungs-
möglichkeit« zu ermitteln, und schon gar nicht der Arbeits-
markt. Dieser ist nämlich ein �Nachfrage-Markt�, bei dem
der Käufer Preis und Konditionen diktiert. Das Angebot an
Arbeitskräften überwiegt im Normalzustand - weltweit üb-
rigens schon immer! - die Nachfrage bei weitem. Weil das
Kapital durch das �Freisetzen� von Lohnabhängigen auch
das Angebot auf diesem Markt diktiert [15] , sind günsti-
ge Lohnkosten das automatische Resultat dieses Markes.
Der angeblich »sinnlose Arbeitszwang« schafft das Über-
angebot und sorgt für ein gutes �Investitionsklima�.

Roth übersieht zudem den zweiten Arbeitsmarkt. Dieser
wurde ja überhaupt nur zu dem Zweck geschaffen, gerade
diejenigen auszunutzen, die auf dem Ersten Arbeitsmarkt
ihre Arbeitskraft nicht verkaufen können. Der Zweite Ar-
beitsmarkt zeichnet sich durch Hungerlöhne aus. Enormer
Arbeitszwang ist erforderlich, damit sich die Leute ihm zur
Verfügung stellen. [16] Die Behauptung von Roth, es han-
delte sich um »sinnlosen Arbeitszwang« wäre überhaupt
nur nachvollziehbar, wenn Roth die Existenzberechtigung
des Zweiten Arbeitsmarkts in Frage stellen würde.

Auch das nächste Argument geht daneben. Roth will eine
Sonderbefreiung vom Arbeitszwang für Leute, die unbrauch-
bar fürs Kapital sind:

»Denjenigen, die das Kapital nicht oder nicht mehr
braucht, sollte Arbeitslosenunterstützung tatsächlich
als bedingungsloses Einkommen gezahlt werden,
vergleichbar mit einer Rente für Nicht-Erwerbsfähige.
In diesem Sinne ist es völlig richtig, Grundeinkommen
ohne Arbeitszwang zu verlangen. Es wäre dann ein
Grundeinkommen für diejenigen, die keine
Vermittlungschance mehr haben.« (Anti-BGE S. 6)

Das Kapital braucht sie nicht, sagt Roth. Er argumen-
tiert also mit dem Nutzen für das Kapital. Er übersieht da-
bei, dass auch der Zweite und Dritte Arbeitsmarkt seinen
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Nutzen fürs Kapital bringt. Die durchweg miesen Arbeits-
bedingungen erhöhen den Druck auf die Leute, sich doch
noch brauchbar für den Ersten Arbeitsmarkt zu machen,
und sei es als Lohndrücker. Oder sie entlasten als Ein-Euro-
Kräfte die Staats- und Sozialkassen und dienen so der Sen-
kung der Lohn-�Zusatz�-Kosten. Als Erntehelfer dienen sie
dem Ausländer-Raus-Programm gegen osteuropäische
SaisonarbeiterInnen.

Selbst wenn ein erwerbsloser Mensch zu scheinbar sinn-
losen Tätigkeiten gezwungen wird, macht er sich doch nütz-
lich für das Kapital. Er steigert die Arbeitsmoral der Be-
schäftigten, indem er als abschreckendes Beispiel dient.
Bevor ihnen das passiert, was der Hartz-IV-EmpfängerIn
angetan wird, schleppen die sich lieber krank zur Arbeit.
Der »sinnlose Arbeitszwang« gegen Erwerbslose fungiert
als sehr effektiver Arbeitszwang für die Arbeitenden. Weil
aber Roth Arbeitszang als naturgegeben ansieht, blendet
er diese Tatsache aus.

Roths halbgare Einwände gegen den bedingungslosen
Arbeitszwang dienen nur als Auftakt, um gegen das Bedin-
gungslose Grundeinkommen zu polemisieren:

»Den VertreterInnen des BGE [des Bedingungslosen
Grundeinkommens] gilt jedoch jede Arbeitspflicht als
zu beseitigender Zwang. Bedingungsloses Grundein-
kommen ohne Arbeitszwang im Sinne der BGE-Ver-
fechterinnen bedeutet, dass alle Erwerbslosen keiner-
lei Arbeitsverpflichtung haben sollen. Erwerbslose
sollen sich frei entscheiden, ob sie selbst zu ihrem
Unterhalt durch Lohnarbeit beitragen oder sich sinn-
vollen Tätigkeiten widmen.« (Anti-BGE S. 6)

Von einem Erwerbslosen verlangt Roth zumindest den
Nachweis, dass er sich »sinnvollen Tätigkeiten widmet«.
Warum eigentlich? Spekulanten und andere Anleger, Mak-
ler und Unternehmensberater, Gerichtsvollzieher und Buch-
macher beziehen ein Einkommen ohne jede Arbeitsver-
pflichtung. Gehen die eben genannten Personengruppen
denn »sinnvollen Tätigkeiten« nach?

Kann man wenigstens von arbeitenden Lohnabhängigen
behaupten, dass sie sich allesamt »sinnvollen Tätigkeiten
widmen«? Ein Porsche-Arbeiter kann sich ja einbilden, dass
der Sinn seiner Arbeit darin besteht, die bedürftige Mensch-
heit mit Mobilität und Fahrvergnügen zu versorgen. Tat-
sächlich arbeitet er für den Shareholder Value. Und der
Zweck seiner Arbeit besteht tatsächlich darin, dass z.B.
BMW Marktanteile verliert, also dort die Arbeitsplätze weg-
fallen.

4. Arbeitszwang und Solidarität
»Fragt sich nur, wer den Unterhalt für diejenigen
zahlt, die ihn so selbstbewusst einfordern. Es scheint
der Staat zu sein. Aber: die Gelder, die Erwerbslose
beziehen, sind im Kern keine Staatsausgaben, sondern
Lohnbestandteile in Form von Lohnsteuern, Konsum-
steuern und Sozialversicherungsbeiträgen.« (Anti-BGE
S. 6)
Roth irrt sich. Die Lohnbestandteile, die der Staat durch

Zwangsabgaben enteignet, haben den Eigentümer gewech-
selt. Es ist albern zu behaupten, sie wären nach der Ent-
eignung immer noch die Geldmittel der Lohnabhängigen.
Der Staat zahlt aus Lohnsteuern z.B. Zinsen. Die daraus
bezogenen Kapitaleinkünfte sind offensichtlich keine Lohn-
bestandteile. Krankenkassen benutzt er zur Subventionie-
rung der deutschen Pharmaindustrie. Auch deren Gewinne
sind keine Lohnbestandteile.

Gibt der Staat eine Summe Geldes für das Einkommen
arbeitsloser Lohnhängiger aus, handelt es sich in der Tat
um eine Art Lohnbestandteil. Diese Summe wird ein Teil
des Einkommens der lohnabhängigen Klasse. Das träfe al-

lerdings auch zu, wenn der Staat sein Steueraufkommen
ausschließlich aus den Einnahmen von Anlegern und Un-
ternehmern kassiert.

Das tut der Staat aber nicht. Vielmehr achtet er darauf,
sich für die steigenden Kosten der Massenerwerbslosigkeit
durch Erhöhungen von Abgaben bei der lohnabhängigen
Klasse schadlos zu halten. Diese Unverschämtheit nennt
er �Solidarprinzip�.

Warum kritisiert Roth denn diese Finanzierung nicht? Wer
hat denn die ganzen Leute �freigesetzt� und arbeitslos ge-
macht? Wieso gilt denn da nicht das Verursacherprinzip?
Also warum müssen die Unternehmer nicht für die stei-
genden Kosten der Arbeitslosigkeit aufkommen? [17]

Und wenn schon das unsägliche �Solidarprinzip� gilt,
warum reagieren die SPD-kontrollierten Gewerkschaften
auf die staatlich angeordneten Reallohnsenkungen nicht
mit Streiks und ausgleichenden Lohnforderungen? Statt
das zu fragen, produziert Roth ein dickes Lob, und zwar
ausgerechnet an die Geschädigten:

»Arbeitskräfte treten einen Teil ihres Lohns an die
erwerbslosen Lohnarbeiterinnen ab. Das kann man mit
Fug und Recht als solidarisch bezeichnen, auch wenn
den Lohnabhängigen die Verwendung dieser Lohn-
bestandteile aus der Hand genommen ist.« (Anti-BGE
S. 7)

Genauso könnte man sagen, dass Arbeitskräfte einen
Teil ihres Lohns an jene Unternehmen »abtreten«, die staat-
liche Subventionen kassieren. Einen dicken Glückwunsch
müsste man ihnen für diese �solidarische Leistung� aus-
sprechen! Das gleiche gälte nach Roths Logik für die �Soli-
darität� mit der Bundeswehr. Und auch die �Solidarität�
mit den Anlegern, die aus Staatsschulden Zinsen kassie-
ren, statt Steuern zu zahlen, müsste noch erwähnt wer-
den.

Tatsächlich hat das alles rein gar nichts mit Solidarität
zu tun. Unter dem Zwang der Lohnabhängigkeit produzie-
ren die ArbeiterInnen praktisch den gesamten nationalen
Reichtum. Der Reichtum ist Privateigentum, und zwar nicht
ihres. Mittels ihrer Löhne erhalten sie einen Anteil der von
ihnen geschaffenen Arbeitsprodukts. Er sinkt ständig. Der
überwiegende Teil wird von den Firmen für ihre �interna-
tionale Konkurrenzfähigkeit�, also ihre globale Expansion
verwendet. Das forciert der Staat zusätzlich mit seiner
�Standortpolitik� und seiner �Wachstumspolitik�. Auch er
verbrät dafür einen gewaltigen Teil des von den Lohnab-
hängigen geschaffenen Reichtums.

Die Kosten der lohnabhängigen Klasse, ihr Gesamtein-
kommen wird laufend gesenkt. Durch Rationalisierung,
Intensivierung und Verlängerung der Arbeitszeit produziert
ein stets schrumpfender Teil der arbeitenden Lohnarbeit-
erinnen immer mehr Wachstum für den �Exportweltmeister
Deutschland�. Immer mehr Arbeitende werden gezielt über-
flüssig gemacht und entlassen. Die Unternehmen sparen
Milliarden an Lohnkosten und verbuchen sie als Gewinne.
Unternehmerverbände, Manager und nicht wenigen Be-
triebsräte, Politiker und die Bildzeitung - sie alle erzählen
dem verbliebenen Arbeitspersonal, dies alles diene der
�Sicherung der Arbeitsplätze�. Nicht wenige glauben das
anscheinend - ansonsten würden Lohnabhängige nicht
massenweise die einschlägig als unternehmerfreundlich
bekannten politischen Parteien wählen. Gegenüber den
Verlierern der Konkurrenz, die zwischen den Lohnabhängi-
gen herrscht, sind diese Kollegen nicht solidarisch [18] .
�Unserer deutschen Wirtschaft� gilt vielmehr ihre - natio-
nale! - Solidarität.

Roth weiß natürlich, dass nicht nur im Fall des
Erwerbsloseneinkommens die Zeche von den arbeitenden
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Lohnabhängigen gezahlt wird. Vielmehr müssen sie für al-
les geradestehen. Nichteinmal die PDS-Forderung nach
einer �richtigen Reichensteuer� würde daran im Prinzip et-
was ändern. Denn die LohnarbeiterInnen sind es, die den
Mehrwert produzieren, den der Staat von den Reichen ein-
sammeln könnte. [19] An all dem Reichtum, den sie für
fremde Taschen produzieren, interessiert Roth aber nur der
lausige Teil, der an bereits erwerbslose Lohnabhängige
gezahlt wird. Bei diesem Geld, meint Roth, würde den
ArbeiterInnen etwas auffallen:

»Trotzdem wissen [20] die arbeitenden Lohnarbeiter-
innen, dass letztlich sie die Gelder für Erwerbslose
erarbeitet haben. Weil sie es sind, die die Waren, die
sich in Geld als allgemeiner Ware verkörpern, produ-
zieren.« (Anti-BGE S. 7)
Letztlich haben sie doch ausnahmslos alle Gelder �erar-

beitet�, die von Staat und Kapital verbraucht oder inve-
stiert werden. Zur ganzen Finanzblase, zu all dem weltweit
herumvagabundierenden, Anlage suchenden Kapital haben
sie irgendwie beigetragen. Aber es ist deswegen noch lan-
ge nicht ihr Geld. Der Großteil der heutigen Erwerbslosen
hat übrigens auch bei der Produktion des Reichtums mit-
gewirkt, von dem sie jetzt ausgeschlossen sind - aber das
läßt Roth lieber weg. [21] Sie haben sie ihr Arbeitsleben
damit verbracht, das Privateigentum anderer Leute zu ver-
mehren, statt sich selber eine solide Existenzgrundlage zu
verschaffen [22] . Ansonsten wären sie nach der Entlas-
sung nicht mittellos geworden.

Ein Großteil der arbeitenden Lohnarbeiterinnen wird vor
dem Erreichen des Rentenalters garantiert mindestens ein-
mal arbeitslos. Was sollte sie ausgerechnet daran stören,
wenn man nach der Entlassung ein paar Krümel des Reich-
tums abbekommt, den sie fürs Kapital schaffen?

Doch halt, sagt Roth. So ginge das nicht. Ihm geht�s
ums Prinzip. Und er spielt auf eine Gesinnung an, die bei
deutschen Lohnarbeitern leider weit verbreitet ist. Bild-
Leser sind sich z.B. sicher, dass es zwischen arbeitenden
und erwerbslosen Lohnabhängigen einen riesigen
Interessensgegensatz gäbe. Sie schinden sich ab, und an-
dere Lohnabhängige tun das nicht! �Florida-Rolf� hassen
sie mit der gleichen Intensität, wie einst der Deutsche Land-
ser die �Drückeberger� gehasst hat. Wenn einer wie sie
nicht arbeiten will, muss man ihn dazu zwingen! Den Ar-
beitszwang, der täglich auf sie ausgeübt wird, den halten
sie genauso für eine ewige Naturnotwendigkeit wie ein Pro-
fessor der Volkswirtschaftslehre.

»Wenn Erwerbslose eine bedingungslose Verpflichtung
der Erwerbstätigen verlangen, sie zu finanzieren,
während sie selbst keinerlei Pflichten anerkennen, ist
kein Bündnis zwischen Erwerbslosen und Erwerbstäti-
gen möglich.« (Anti-BGE S. 7)

Dass mit einem bedingungslosen Grundeinkommen der
Arbeitszwang für die Erwerbstätigen vielleicht etwas nach-
lassen würde [23] , also die ganze lohnabhängige Klasse
etwas davon hätte [24] , kommt einem Prediger für Ar-
beitsverpflichtung und Arbeitszwang natürlich nicht in den
Sinn. Oder meint Roth ein Bündnis zwischen Erwerbslosen
und dem DGB? Dann dürften Erwerbslose tatsächlich nichts
anderes fordern als das, wofür diese SPD-kontrollierte Or-
ganisation Löhne und Sozialeinkommen preisgibt: Arbeit!

Teil II
Bisher wurde gezeigt, wie verkehrt sich die Welt dar-

stellt, wenn man Arbeit idealisiert:
� Arbeitszwang für fremdes Eigentum verkehrt sich zum

�natürlichen� Arbeitszwang.

� Arbeit, die der Abhängigkeit von der herrschenden Klasse
dient, verkehrt sich zum Beweis der �Nützlichkeit der
Arbeit�.

� Staatlicher Abgaben- und Arbeitszwang der erwerbstä-
tigen Lohnabhängigen verkehrt sich zur »Solidarität«
mit den Erwerbslosen.

� Staatlicher Arbeitszwang der Erwerbslosen verkehrt sich
zur »Solidarität« mit den LohnarbeiterInnen.
Im Folgenden geht es u.a. darum, wie Roth die zur »So-

lidarität« verklärten staatlichen Zwänge in ein »Bündnis
zwischen beschäftigten und erwerbslosen
LohnarbeiterInnen umwandeln will.

5. �Nicht diskriminierende� Bedürf-
tigkeitsprüfung gegen Lohn-
dumping

Rainer Roth trat in den letzten Jahren erfolgreich öffent-
lich als Anwalt der Erwerbslosen auf. Jetzt geht es ihm
um das Zustandekommen eines Bündnisses. Es wird sei-
ner Ansicht nach durch die Forderungen nach dem BGE
untergraben:

»Ein Bündnis zwischen beschäftigten und erwerbslosen
LohnarbeiterInnen und ein Bündnis zwischen
LohnarbeiterInnen und bedrängten Selbständigen, setzt
voraus, dass Gemeinsamkeiten hervorgehoben werden
und nicht das Trennende. Der Frankfurter Appell leistet
das, das BGE nicht.« Und: »Die VertreterInnen des be-
dingungslosen Grundeinkommens sollten auf ihre Ver-
suche verzichten, ihre spaltende und illusionäre [25]
Forderung als Grundlage von Bündnissen, Aufrufen und
Demonstrationen durchzusetzen. Nur so können sie zum
notwendigen Bündnis auf der Grundlage des Frankfur-
ter Appells beitragen.« (Anti-BGE, S. 79).

Die BGE-Anhänger hätten die gemeinsame Grundlage
des Frankfurter Appells verlassen. Die Bedeutung dieses
Forderungskatalogs ist aus Roths Sicht gewaltig. Während
er das in seiner Broschüre immer wieder hervorhebt, be-
fürwortet er gleichzeitig eine wesentliche Revision des
Frakfurter Appells. Die Forderung für

»ein ausreichendes garantiertes Mindesteinkommen
für alle Erwerbslosen ohne Bedürftigkeitsprüfung«
(Anti-BGE S. 82)

soll so geändert werden,
»dass sie sich nicht gegen jede Bedürftigkeitsprüfung,
sondern nur gegen diskriminierende Bedürftigkeits-
prüfungen richtet«. (Anti-BGE, S. 25, Herv. v. mir).
Die Attraktivität des Frankfurter Appells für Hartz-Be-

troffene wird durch diese Änderung erheblich reduziert.
Denn wer würde in der Praxis definieren, was �nicht diskri-
minierend� sein soll? Es sind die selben Dienststellen, die
festlegen, was �zumutbar� ist. Die ursprüngliche Ableh-
nung der Bedürftigkeitsprüfungen soll in eine Forderung
verwandelt werden, die jeder Abteilungsleiter in den
Arbeitsagenturen breit grinsend unterschreiben würde.
Warum diese Änderung? Roth sagt, sie sei nötig, um »Lohn-
dumping durch Erwerbslose [26]« (Anti-BGE, S. 25)
zu vermeiden.

»Lohndumping« ist ein Schlagwort, der ganz verschie-
dene Methoden zur Senkung des Einkommens von Lohn-
abhängigen zusammenfasst. Dazu gehört im Wesentli-
chen der Lohn- und Sozialraub durch Politiker und
Unternehmer. Nebenbei werden unter diesem Begriff auch
bestimmte Konkurrenz-Praktiken von Lohnabhängi-
gen [27] gezählt. Das Kapital profitiert von derartigem
Konkurrenzverhalten. Dieses �Lohndumping durch Beschäf-
tigte� spielt zwar nur eine untergeordnete Rolle, vergli-
chen mit dem Umfang der Lohnsenkungen durch Staat und
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Kapital. Den Widerstand dagegen behindern es aber er-
heblich, weil es die nötige Solidarität unterminiert.
Im Vergleich zu den genannten Praktiken durch so manche
�Beschäftigte� spielt »Lohndumping durch Erwerbslose«
eine eher noch geringere Rolle. Vergleichbar mit dem all-
seits gefürchteten �Lohndumping durch Ausländer�, gibt
es aber eine Art perverses �Problembewußtsein�. Man
hat Angst, das die Erwerbslosen einem den �eigenen� Ar-
beitsplatz wegnehmen könnten. Dabei haben die Erwerbs-
losen beim Lohndumping meist gar nicht die aktive
Rolle, sondern handeln unter Zwang. Durch den Zwang
der Arbeitsagenturen müssen Erwerbslose
� »unter Androhung von Strafe 1-Euro-Jobs antreten ...,

obwohl diese überwiegend nur der Senkung der Perso-
nalkosten der Gemeinden und der Wohlfahrtsverbände
dienen und reguläre sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze vernichten« ,

� »unter Androhung von Kürzungen untertarifliche Jobs
anzunehmen oder Jobs, in denen man so wenig ver-
dient, dass sogar noch Anspruch auf Alg II besteht« (Anti-
BGE, S. 5),

� Weiterbildungs- Umschulungs- und Trainingsmaßnahmen
mit obligatorischem Firmen-Praktikum annehmen,

� beim �Eintritt ins Erwerbsleben� endlose Praktika ohne
Lohn ableisten,

� übrigens schon seit Jahren Kombi-Lohn-Jobs antreten
[28], (das soll durch Münteferings �Fünfzig-Plus�-Re-
gelung mal wieder ausgeweitet werden).
Roth schreibt zurecht:
»Solche Pflichten bzw. Zumutbarkeitsbestimmungen des
SGB II, aber auch des SGB III dienen dazu, die Konkur-
renz unter Lohnabhängigen zu verschärfen, Löhne zu
senken, ... Darin drückt sich das Interesse des Kapitals
aus.« (ebenda)
Freilich drückt sich dabei auch das Interesse von

Merkel, Müntefering & Co aus, die Menschen �wieder in
Arbeit� zu bringen. Im Staatsapparat, speziell unter dem
Personal der Arbeitsagenturen, finden sie willige Handlan-
ger. Sie alle unterschreiben Schröders Hetzparole: �es gibt
kein Recht auf Faulheit�. Sie setzen ihr perverses Ideal
vom Menschen als Arbeitsvieh in die Tat um. Arbeits-
zwang erklären sie zur �natürlichen Notwendigkeit�, und
es ist ihre liebste �Pflicht�, durch �Fördern und Fordern�
dafür zu sorgen, den angeblichen �Normalzustand Ar-
beit� bei den Erwerbslosen wieder herzustellen [29] .
Roth hat aber nicht das vom Staat per Arbeitspflicht er-
zwungene Lohndumping vor Augen, wenn er eine »nicht
diskriminiernde« Bedürftigkeitsprüfung fordert. Ihm geht
es um einen Teil der Fälle, wo sich die BezieherInnen von
Sozial-Leistungen selber billig anbieten, um zusätzlich zu
den unzureichenden Leistungen Lohneinnahmen zu
bekommen. Speziell geht es um diejenigen, die Jobs dem
Amt nicht melden um zu vermeiden, dass ihnen ihr Ar-
beitslohn auf die �Stütze� angerechnet wird. Die dazuge-
hörigen �Arbeitgeber� zahlen selbstredend nicht den Lohn,
der für die Reproduktion ihrer Billig-Arbeitskräfte nötig
wäre, da die Betroffenen gar nicht in der Lage sind, dies-
bezügliche Forderungen anzumelden. Das trifft aber auch
die zu, die ihre �geringfügige Beschäftigung� angegeben
haben und bei der Prüfung ihrer Bedürftigkeit nicht mo-
geln. Anders gesagt: Kombilöhne sind vorhanden, seit
es unzureichende Sozialleistungen gibt, und die Be-
dürftigkeitsprüfungen ändern daran nicht das gering-
ste.

Nun kommt Roth freilich nicht auf die Idee, ein Arbeits-
verbot für BezieherInnen von Sozialleistungen zu fordern,
da das angesichts der Armut der Betroffenen blanker Zy-

nismus wäre. Die Idee, einfach auf einem Grundeinkommen
zu beharren, die niemanden dazu zwingt, sich �nebenbei
etwas dazu zu verdienen� oder �wieder in Arbeit zu kom-
men� , die kommt Freund der »Arbeitspflicht« freilich auch
nicht in diesem Zusammenhang. Stattdessen will er eine
�nicht diskriminierende� staatliche Ausspähung der
BezieherInnen der unzureichenden Sozialeinkommen. Den
Staat, also genau die Instanz, die wie keine andere syste-
matisches Lohndumping betreibt, deklariert Roth zum
Verhinderer von Lohndumping. Der oberste Lohndrücker
soll laut Roth »Lohndumping durch Erwerbslose« bekämp-
fen. [30]

6. Lohn und Kombilohn
»Grundeinkommen ohne Bedürftigkeitsprüfung bedeu-
tet Kombilohn und damit Lohnsenkung« (Anti-BGE, S.
9)
Ökonomisch ist das, wie gesagt, Unsinn, da ja auch

Grundeinkommen mit Bedürftigkeitsprüfung jede Menge
Kombilohn bewirkt. Konsequent müsste sich Roth von sei-
nem Standpunkt aus gegen jede Grundsicherung wenden.

Wieso eigentlich �Lohnsenkung�? Hätten die Leute, zu-
mindest nach den Wünschen der BGE-VertreterInnen nicht
anschließend mehr in der Tasche? Rainer Roth stellt das
aber ganz anders dar:

»Die Arbeitskraft ist eine Ware, deren Preis, der Lohn,
in der Regel nur ihre Reproduktionskosten deckt, häufig
nichtmal das. In dem Maße, in dem die
Reproduktionskosten von Arbeitskräften von staat-
lichen Zahlungen gedeckt werden, muss das Kapi-
tal nicht mehr dafür aufkommen, kann also die
Löhne senken.« (Anti-BGE, S. 10, Herv. v. Roth)  [31]

Richtig ist, dass das Kapital alles als Mögliche zum Vor-
wand für Lohnsenkungen nimmt. Die ständigen Lohnsen-
kungen sind Beleg für den scheinbar unendlichen Willen
der Unternehmer, Lohnsenkungen durchzuführen. Aber der
behauptete Zusammenhang stimmt nicht. Roth verwen-
det das Wort Lohn nämlich für drei ganz unterschiedliche
Dinge: 1. in den Wert der Ware Arbeitskraft eingehende
Reproduktionskosten, 2. die (Real-)Lohneinkommen und
3. die bei den Kapitalisten anfallenden Lohnkosten. Weil
Rainer Roth in seiner Broschüre für seine falschen
Schussfolgerungen diese drei Dinge gründlichst verwech-
selt und vertauscht, findet sich im Anhang ein Beitrag zum
Auseinanderhalten dieser drei nicht unwichtigen ökonomi-
schen Faktoren.

Wenn Roth als gesetzmäßigen, ökonomischen Zusam-
menhang [32] formuliert: �je mehr der Staat die Lebens-
haltungskosten der arbeitenden Lohnabhängigen deckt,
desto mehr kann das Kapital ihre Löhne senken�, dann
betreibt er die Verwechslung von Personalkosten der
Unternehmer und Lohneinkommen.
� Erstens tut damit so, als würde ein Teil der Repro-

duktionskosten der lohnabhängigen Klasse nicht schon
immer durch staatliche Leistungen gedeckt. Dieser Feh-
ler Roths stößt deswegen so sauer auf, weil genau diese
Komponenten des Einkommens der lohnabhängigen
Klasse ständig abgebaut werden: Steichung der Zuschüs-
se zum Personennahverkehr, Schulgeld in Form von
�Büchergeld�, Privatisierung von Wasser, Strom und öf-
fentlichen Grünanlagen und so weiter - alles sind Maß-
nahmen zur Senkung der Einkommen der arbeitenden
und erwerbslosen Lohnabhängigen.

� Vor allem verwechselt Roth die Einkommen, aus denen
Lohnabhängige ihre »Reproduktionskosten« decken
müssen, mit den Bruttolöhnen. Tatsächlich sind es die
Nettolöhne, mit denen sich Lohnabhängige (von staatli-
chen Zuzahlungen einmal abgesehen) reproduzieren
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müssen. Wenn das Kapital den Lohnabhängigen einen
geringeren Teil ihres Lohns zahlen würde und der Staat
durch seine Zahlungen den Betrag exakt ausgleichen
würde, dann würden nicht die Einkommen, sondern die
Bruttolöhne fallen. (Um in Roths Sprache zu sprechen:
Seit Einführung der Lohnsteuer sind Lohn und Lohnein-
kommen entkoppelt.)
Rainer Roths Ansichten über Lohneinkommen als Brutto-

lohn sind auch deswegen so schädlich, weil es tatsächlich
eine Organisation gibt, die diesen Fehler in die Tat um-
setzt: die Deutsche Einheitsgewerkschaft. Nie reagiert der
DGB mit ausgleichenden Lohnforderungen darauf, wenn
die Arbeitseinkommen durch Steuererhöhungen gesenkt
werden, sondern macht sich allenfalls Sorgen um den
Staatshaushalt, wenn mal wieder die Unternehmer entla-
stet werden [33]

Roth erinnert zudem an Kollegen, die sich die Brutto-
lohnsumme auf ihrer Gehaltsabrechnung ansehen und sich
wundern, wie hoch �ihr Lohn� doch �eigentlich� ist. Stau-
nen kommt auf, und wenn sie dann noch an die Mehrwert-
steuer denken. Plötzlich fühlen sie sich nicht mehr das
Arbeitsvieh, das den Mehrwert für Staat und Kapital pro-
duziert. Was sie doch für ein sattes Einkommen hätten,
wenn sie nicht so viele Steuern �zahlen� würden! In der
BILD-Zeitung können sie nachlesen, dass sie �als Steuer-
zahler� tatsächlich die �Melkkühe der Nation� sind, zusam-
men mit Unternehmern, Managern und der Bundeswehr,
bei der die Merkelsteuer auch gewaltige Lücken reissen
wird. Durch die Figur des lohnabhängigen Steuerzah-
lers wird der Staatshaushalt zu einem klassenüber-
greifenden Gemeinschaftswerk, und das Staatseigen-
tum bekommt den Heiligenschein des Gemeineigen-
tums [34]

Mit dem Staat als Gemeineigentum im Kopf, das man
doch nicht an Kapitalisten verschenken darf, regen Rainer
Roth sogar staatliche Maßnahmen zur Bekämpfung von
Kinderarmut auf [35]:

»Es geht dem Kapital jedoch nicht in erster Linie darum,
Kinder aus der Sozialhilfe (heute ALG II) herauszuneh-
men, sondern aus dem Lohn. Es geht nicht um Armuts-
bekämpfung, sondern um Lohnsenkung und Profit-
mehrung. Die Kosten des Nachwuchses der Arbeits-
kräfte sollen vergesellschaftet werden, während
ihre Nutzung nach wie vor privat bleibt.« Und: »Das
heutige Kindergeld stellt (wie der Kombilohn) eine Lohn-
subvention dar. In dem Maße, wie das Kindergeld ge-
zahlt wird, werden die Reproduktionskosten der Ware
Arbeitskraft über den Staat, statt über den Lohn finan-
ziert.« (Anti-BGE, S. 13, Herv. von Roth)

Na und!?, möchte man einwenden. Es ist doch völlig
sachgemäß, wenn der Staat als das fungiert, was er ist,
nämlich als der ideelle Gesamtkapitalist. Als solcher
subventioniert er alle möglichen �Produktionsfaktoren�, und
zu denen zählt er in seinem Zynismus selbstverständlich
auch die zukünftig benötigte lohnabhängige Bevölkerung,
�den Rohstoff Arbeit�. Sollen sich doch die Kapitalisten da-
rüber aufregen, wenn der Staat aus seinem Anteil am
Mehrwert [36], der sein Staatshaushalt ist, Gelder für
die lohnabhängige Reproduktion abzweigt! Roths Sicht der
Dinge müsste konsequent zur Forderung nach Abschaffung
des Kindergeldes führen. Notwendig wäre nach seiner Lo-
gik auch die sofortige Einführung eines kostendeckenden
Schulgelds. Die vermittelte Bildung wird ja wirklich vom
Privatkapital bestens genutzt, ganz zu schweigen von der
Sorte Bildung, die z.B. an in den Universitäten in den Fä-
chern Betriebswirtschaftslehre oder Rechtswissenschaft
vermittelt wird. [37]

7. �Roth-Fond�
Zurück zu dem Rainer Roth, der gegen die BGE-

AnhängerInnen den Frankfurter Appell hochhält mit For-
derungen, »die immer wieder propagiert werden« müs-
sen, zur »Durchsetzung der unmittelbar brennenden In-
teressen der Lohnabhängigen«.

Freilich entstünden bei der Umsetzung des Programms,
genauso wie beim BGE, Kosten. Pfiffig, wie Roth ist, will er
vermeiden, dass der Staat die Kosten des Frankfurter Ap-
pells zu zahlen hätte. Er möchte den Frankfurter Appell
auch in diesem Sinne »weiterentwickelt« haben:

»Die Kosten, die aus den Forderungen folgen, müssen
vollständig von dem Kapital getragen werden, das Ar-
beitslosigkeit und Armut erzeugt, etwa aus einem von
den Unternehmen zu füllenden Fond«. (Anti-BGE S. 37)
Ein �Roth-Fond�! Mit dem könnten sich auch jene an-

freunden, die den Staatshaushalt für �unsere Steuergel-
der� halten. Vielleicht haben sich diejenigen ja geirrt, die
den Staat für den ideellen Gesamtkapitalisten halten, und
sein Staatseigentum für so einen Fond, mit dem er Stand-
ort-, Wachstums- und Arbeitsmarktpolitik betreibt, also
Klassenkampf von Oben. Nun gut, dann soll es noch neben
dem staatlichen Fond den �Roth-Fond� geben.

In den �Roth-Fond� müssten ausschließlich die Unter-
nehmen [40] einzahlen. (Es sind zwar Teile des den Lohn-
abhängigen abgeforderten Mehrwerts, aber dass praktisch
aller Reichtum vom Proletariat produziert wird, lässt sich
im Kapitalismus wirklich nicht ändern.) Der �Roth-Fond�
hätte zweifellos den Vorteil, dass die system-notorische
Arbeitslosigkeit nicht so leicht als Vorwand für Steuerer-
höhungen hergenommen werden kann, die zu Reallohn-
senkungen führen.

Den �Roth-Fond� könnte man aber genauso zur Fi-
nanzierung eines BGE verwenden, und alle Vorwürfe
von Rainer Roth, das BGE »bedeutet Kombilohn und
damit Lohnsenkung« wären gegenstandslos. Die
Kapitalistenklasse würde selber ihren eigenen Kombilohn
bezahlen. Jeder Pfennig Bruttolohn, den ein Unternehmer
spart, müsste von der einzahlenden Unternehmerschaft be-
glichen werden. Was der eine an Lohnkosten spart, müssten
alle anderen in den „Roth-Fond“ einzahlen. Der Gesamt-
profit des Kapitals wäre nicht gestiegen. Wäre Roth für das
BGE, wenn es aus dem �Roth-Fond� bezahlt würde? Oder
war seine ganze Formel BGE = Lohnsenkung nur fauler
Zauber, an den er selber nicht glaubt?

8. Die Bündnispartner
Oben stellte ich die Frage, was Roth mit einem »Bünd-

nis zwischen Erwerbslosen und Erwerbstätigen« meint. Und
ich habe polemisch gefragt, ob es sich vielleicht doch um
ein Bündnis mit dem DGB handelt.

Mit der DGB-Spitze will (und kann) er wohl kein Bündnis
eingehen. Roth konstatiert, dass die DGB-Führung »das
notwendige Bündnis zwischen Erwerbslosen und Erwerbs-
tätigen« untergräbt. (vgl. Anti-BGE 33ff). Weil die Forde-
rungen des Frankfurter Appells, bei aller Bescheidenheit,
»von den Vorständen von IG-Metall und ver.di im Wesent-
lichen abgelehnt« (Anti-BGE S. 34) werden, kommt er zu
dem Schluss:

Ein »Bündnis zwischen arbeitslosen und beschäftigten
LohnarbeiterInnen auf der Grundlage des Frankfurter
Appells kann nicht in einem Bündnis �der sozialen
Bewegungen� mit �den Gewerkschaften� bestehen,
wenn damit ihre Führungen gemeint sind.« (Anti-BGE
S. 35)

Wen meint er dann? Teile der Gewerkschaften, aber halt
nicht deren Führung . Angesichts der guten Erfahrungen
der Demo am 1.11.2003 ist ein Bündnis mit der �aktiven
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Gewerkschaftsbasis�[41] naheliegend. Nur: ein paar Mo-
nate später hat sich gezeigt, wie sich diese Basis diszipli-
nieren und funktionalisieren läßt, für einen Starauftritt des
Herrn Michael Sommer.

Was ist mit der linken Basis los? Wer verschafft denn
den Zwickels und Sommers, den Volkerts und Henschels
das Image, sie wären Gewerkschaftsführer und nicht Bos-
se von staatsnahen Körperschaften zur Stabilisierung und
Effektivierung des deutschen Kapitals? Michael Sommer
ist nur DGB-Chef, weil sich andre Menschen als
Gewerkschaftsbasis zu ihm verhalten. Sie glauben umge-
kehrt Gewerkschaftsbasis zu sein, weil er DGB-Chef ist.
[42] Wieso heißen sie einen Michael Sommer als Gewerk-
schaftsvorsitzenden willkommen, statt ihn als bösartigen
Feind der lohnabhängigen Klasse entsprechend zu begrü-
ßen? Weil sie mit ihm und seinesgleichen solidarisch sein
wollen, gegen �Neoliberallismus�, gegen Bolkestein und für
ein �Soziales Europa�. Es kann doch nicht nur an der SPD-
gesteuerten Gewerkschaftsführung liegen, wenn sich sol-
che Typen niemals abwählen lassen. Vielmehr sind die DGB-
Vereine doch so gebaut, dass die Gewerkschaftsmitglieder
praktisch zahlende Kunden sind, Delegierte den Vorstand
wählen, der dann in seiner Amtszeit tun und lassen kann,
was er will. Die AktivistInnen imaginieren sich die ganze
Veranstaltung als �Arbeiterbewegung�, die man angesichts
ihrer �momentanen Schwäche� keinesfalls spalten darf.

Anders gefragt: wieso kommen Linke zur Überzeugung,
dass die �Deutschen Einheitsgewerkschaften� ihre unbe-
dingte Solidarität beanspruchen können? Es liegt daran,
dass sie wichtige Teile der DGB-Politik, und die ganzen
Grundprinzipien der �Deutschen Einheitsgewerk-
schaften� im Prinzip für richtig halten [43]

Aber worin besteht diese Einheit? Sie besteht nie und
nimmer darin, dass es dem DGB um die Einheit oder Einig-
keit der lohnabhängigen Klasse geht oder ging. Die DGB-
Vereine sind - seit ihrer Gründung! - Organisationen aus-
schließlich der regulär [44] arbeitenden Deutschen [45]
Arbeitnehmerschaft. Seit damals haben sie die staatliche
Erlaubnis[46] im Namen aller Arbeitenden alles zu unter-
schreiben und verzichten dafür prinzipiell und zuverlässig
auf Kampfmassnahmen gegen den Staat, der ihnen diese
Generallizenz zur Arbeitervertretung erteilt hat. Ihre noto-
rische Sozialpartnerschaft war zudem immer ein nationa-
les Bündnis gegen die ausländische Konkurrenz und machte
internationale Solidarität nur in Ausnahmefällen möglich.

Wieso sieht Rainer Roth die Notwendigkeit eines Bünd-
nisses »zwischen Erwerbslosen und Erwerbstätigen«? Weil
der DGB die institutionalisierte Spaltung [47] der
Lohnabhängigen Klasse in �regulär Beschäftigte� und
den prekären Rest ist. Diesen Rest vertritt er nicht, er
hat im DGB nichts zu suchen, sondern darf nur höflich um
ein »Bündnis« nachsuchen, etwa wie die Ärzte, der
Bundeswehrverband, die Beamten, die Tier-, Verbraucher-
oder Umweltschützer. Warum fällt Roth nicht ein, statt ei-
ner Kritik an der momentanen DGB-Führung das Grund-
konzept des DGB in Frage zu stellen? Wieso kommt er nicht
auf die Idee, dass eine Gewerkschaft, die diesen Namen
verdient, vielleicht alle Lohnabhängigen organisieren
müsste?

Der Idealist der Arbeit kommt nicht auf die Idee, weil
der DGB eine Organisation der ArbeiterInnen ist.

9. Winkeladvokat der Arbeit
Roth war Anwalt der Erwerbslosen. Nach dem Kollaps

der Anti-Hartz-Bewegung wurde er zum Anwalt eines Bünd-
nisses »zwischen Erwerbslosen und Erwerbstätigen« und
wird nun zum Anwalt der Arbeit. Und als solcher verne-
belt ihm sein Arbeitsidealismus derartig den Blick auf die

Realität, dass es schon peinlich wird:
»Die 34 Millionen beschäftigten Lohnarbei-
terInnen«, er meint die in Deutschland! »stellen nicht
nur alle Güter her, die sie und alle Menschen brau-
chen, sie können auch den Prozess der Kapital-
verwertung am empfindlichsten treffen [48] .« (Anti-
BGE S. 37, Herv. von mir)
Der Anwalt des Bündnisses sieht sich verpflichtet

zu der theatralischen Überhöhung des Nutzens der
»34 Millionen beschäftigten LohnarbeiterInnen« für
�uns alle� - und wird so zum Winkeladvokaten der
Arbeit.

Von wegen »alle Güter«! Selbstverständlich hat Roth was
von Billigprodukten aus Fernost gehört, ganz zu schwei-
gen vom hiesigen Bauern. Wahrscheinlich ist ihm auch klar,
dass auf dem hiesigen Warenmarkt kaum ein Produkt zu
finden ist, das ohne im Ausland gefertigte Rohstoffe oder
andere Produktionsmittel auskommt. Er weiß auch von der
Güterproduktion durch die Prekären, die Illegalen, die Haus-
frauen etc..

Einen Haufen Güter stellen die »34 Millionen beschäftig-
ten LohnarbeiterInnen« für den Export her. Hat Roth noch
nie das Wort Exportweltmeister gehört? Eine Menge Arbeit
wird unproduktiv verrichtet und dient bestenfalls der Stei-
gerung der Rentabilität des Kapitals: Manager, Aufseher,
Werbefuzzis oder Professoren der Volkswirtschaftslehre.
Auch das dürfte ihm bekannt sein.

Die eben genannte, völlig realitätsblinde Äußerung Roths
resultiert aus dem Ideal der angeblich �nützlichen Arbeit�.
Es ist mutiert zum Ideal vom nützlichen Arbeiter, einer
Arbeiterklasse, die sich nicht durch ihre prekäre Abhän-
gigkeit [49] , sondern durch ihre Arbeit auszeichnet. Der-
artige Ideologie verhindert, dass eine richtige Gewerkschaft,
eine Koalition von Lohnabhängigen überhaupt nur an-
gedacht wird.

Stattdessen will Roth allen Ernstes, dass sich die kolla-
bierte Anti-Hartz-Bewegung an das übliche Treiben im DGB
anpasst - z.B. beim Thema Arbeitszeitverkürzung, das er
zu einer zentralen Forderung von Erwerbslosen und �Be-
schäftigten� machen will. Dabei hat Roth nicht die Arbeits-
zeitverkürzung durch das Kapital im Kopf, die in der Um-
wandlung von Vollzeit- in Teilzeitstellen besteht, bei deut-
lichem Anstieg der Arbeitshetze. In Ignoranz gegenüber
dieser Tendenz, geht seine �zentrale Forderung� nur um
die ebenfalls existierenden Arbeitszeitverlängerungen, die
z.B. bei VW, Daimler und im öffentlichen Dienst gewerk-
schaftlich abgesegnet wurden.

»Die kollektive Arbeitszeitverkürzung muss gerade des-
wegen auf die Tagesordnung, weil Kapital und Staat die
Arbeitszeit verlängern. Die Führungen der DGB-Gewerk-
schaften haben aber den Kampf für kollektive Arbeits-
zeitverkürzung aufgegeben. Das bedingungslose Grund-
einkommen fördert diese Entwicklung. [50] « (Anti-BGE
S. 30)

Er will sagen: Den Kampf für Arbeitszeitverkürzung gibt es
fast nur noch in den Köpfen von Gewerkschaftsakti-
vistInnen. Die Führungen der DGB-Gewerkschaften unter-
schreiben Tarifverträge zur kollektiven Arbeitszeit-
verlängerung. Wieso kreidet er das dem BGE an? �Es »för-
dert diese Entwicklung«.� Welche? Dass Führungen der
DGB-Gewerkschaften so weitermachen wie bisher.

Wie soll es denn weitergehen, mit dem Kampf gegen
Arbeitszeitverlängerungen? Wenn Führungen der DGB-
Gewerkschaften im Amt bleiben, ist kein erfolgreicher
Kampf möglich. Was fällt aber GewerkschaftaktivistInnen
dazu ein, die immer �realistische Tagesforderungen zum
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Erkämpfen konkreter Teilerfolge� stellen wollen? Statt ihre
innergewerkschaftliche Solidarität mit jenen Gewerk-
schaftsführern zu brechen, die jeden Erfolg unmöglich
machen, haluzinieren sie den soeben verratenen, geschei-
terten Kampf gegen die Verlängerung der Arbeitszeit zum
�Kampf für Arbeitszeitverkürzung�, versuchen den Leuten
weiszumachen, damit würde das �Problem der Arbeitslo-
sigkeit� durch �Umverteilung der Arbeit� angegangen, so
als wären die �Nebenwirkungen� der glorreichen Kämpfe
um die 35-Stundenwoche [51] nicht auch ein Beitrag ge-
wesen zu: mehr Arbeitshetze, weniger Lohn und jede Menge
Flexibilisierung, sprich jede Menge Teilzeitarbeit, die nicht
zum Leben reicht.

�Umverteilung der Arbeit� ist keine �Tagesforderung�,
sondern eine Illusion über den Kapitalismus im Allgemei-
nen und den Zustand der Gewerkschaft im Besonderen.

Anders gesagt: können GewerkschaftsaktivistInnen nicht
endlich damit aufhören, Forderungen zu formulieren, die
ihre korrupte Führung doch bitte von Merkel und Münte-
fering fordern sollte - und damit Erwerbslose zu behelli-
gen? Was soll es denn bringen, wenn Erwerbslose die 30-
Stundenwoche fordern, weil sie womöglich an den illusio-
nären Schwindel von der �Umverteilung der Arbeit� glau-
ben, nach dem Motto: �wir wollen Arbeit, gebt uns welche
ab�? An wen soll die Forderung gestellt werden? An Micha-
el Sommer oder den VW-Betriebsrat, der gerade eine
Arbeitszeitverlängerung unterschrieben hat, obwohl Peter
Hartz keine Puffbesuche mehr spendiert?

10. (Mindest-)Lohnabstandsgebot
durch Roth

Kommen wir zur Qualität scheinbar realistischerer For-
derungen, am Beispiel des Mindestlohns:

»Der Frankfurter Appell fordert wenigstens zehn Euro
brutto die Stunde. Diese Forderung ist aus einer Analy-
se des bestehenden Zustandes gut ableitbar.« (Anti-BGE
S. 22)

Das ist schonmal glatt gelogen, da im Frankfurter Ap-
pell der kleine süße Zusatz »brutto« nicht steht (vgl. Anti-
BGE, S. 82, rechts oben). Da jedoch der Gralshüter des
Frankfurter Appells sowieso notorisch Personalausgaben des
Kapitals in Lohneinkünfte umdeklariert, haut uns diese
weitere Revision der Frankfurter Wunschliste nicht
mehr vom Hocker. »Brutto« ist für ihn sicher »gut ableit-
bar«, weil es dem Staat überlassen ist, wieviel von den
Bruttolöhnen tatsächlich bei den MalocherInnen ankom-
men. »Brutto« ist zudem höchst innovativ, da die DGB-
Vereine ja auch niemals (Netto-)Lohneinkommen fordern,
sondern Lohnkosten regulieren. Sieht man einmal von dem
»gut ableitbaren« und höchst innovativen »brutto« ab,
das allenfalls Betroffene aufregen könnte,

»ist die Forderung nach wenigstens zehn Euro Mindest-
lohn bei Erwerbslosen, Gewerkschaftsgliederungen und
lokalen Bündnissen gegen Hartz IV relativ stark verbrei-
tet. Zehn Euro liegen deutlich über der Pfändungs-
freigrenze. Sie entsprechen der Forderung von 3000 DM
Mindestlohn von ver.di, NGG und IG Bau aus dem jahre
2000 mit der Inflationsrate fortgeschrieben auf 2006.«
(Anti-BGE S. 22f)
Halten wir fest: das waren Monatseinkommen. Bei Roth

sind es Stundenlöhne, was für �Teilzeitkräfte� eine gewisse
Rolle spielen könnte.

»Ver.di, aber auch Linkspartei und WASG sind von die-
ser Forderung abgegangen. Ver.di fordert heute 7,50
Euro und hat damit die eigene Mindestlohnforderung aus
dem Jahre 2000 faktisch um 25% gekürzt. Diese Forde-
rung löst bei Alleinstehenden in der Regel noch einen
Anspruch auf ergänzendes Alg II aus, begünstigt also

Kombilöhne.« (Anti-BGE S. 23)
Bei den letzten Tarifabschlüssen im öffentlichen Dienst

hat ver.di sich eines „Besseren“ besonnen. Diverse Abschlüsse
für untere Lohngruppen waren gerade so hoch, dass die
Betroffenen keine Chance auf ergänzende Sozialleistun-
gen haben. Nur ein paar Euro weniger Brutto, und sie hät-
ten ein höheres Einkommen gehabt. Was für ein Triumph
für Rainer Roth! Was für »Lohnsenkungen« wurden dadurch
vermieden! Die selben Kassen, die im öffentlichen Dienst
für die Löhne aufkommen müssen, wurden also daran ge-
hindert, sich selber einen Kombilohn zu zahlen, also - nach
Roths Denkweise - »Lohndumping« zu betreiben.

Aber immerhin ist Roth mit seiner Brutto-Version des
Frankfurter Appells einem »Bündnis zwischen Erwerbslo-
sen und Erwerbstätigen« schon nähergekommen. Immer-
hin fordern sie alle hübsch gemeinsam Mindestlöhne oder
Mindest-Bruttolöhne, wenn auch in unterschiedlicher Höhe.
Die Welt könnte so schön sein, wenn diese spalterische
BGE-Forderung nicht wäre:

»Das vom Runden Tisch für alle geforderte ausreichen-
de Grundeinkommen (850 Euro plus Miete) ist höher als
der im Frankfurter Appell geforderte gesetzliche Min-
destlohn. Das bedeutet, dass die Forderung des Frank-
furter Appells nach wenigstens zehn Euro die Stunde« -
oder demnächts nur noch zehn Euro brutto - »abge-
lehnt wird, ohne es explizit auszusprechen.« (Anti-BGE
S. 36)

Speziell �Teilzeitkräften� kann man nur dazu raten, sol-
che Ausgangsforderungen [52] abzulehnen und das auch
explizit auszusprechen. Was soll noch gegen das BGE spre-
chen? Das Lohnabstandsgebot, meint Roth:

»Die Reproduktionskosten der arbeitenden Arbeitskräf-
te ... sind höher als die der Nichtarbeitenden. Beschäf-
tigte LohnarbeiterInnen haben ... Interesse an Arbeits-
einkommen, die deutlich über der Arbeitslosenunterstüt-
zung liegen. ... Wenn man ein Bündnis zwischen erwerbs-
losen und erwerbstätigen Lohnabhängigen anstrebt,
muss das zu fordernde Mindesteinkommen für Erwerbs-
lose unter dem geforderten gesetzlichen Mindestlohn
sein.
Bei einer Mindestlohnforderung von wenigstens zehn
Euro brutto die Stunde und damit einem Netto-
monatslohn von rd. 1.100 Euro ist das Mindesteinkom-
men für Erwerbslose deutlich darunter anzusiedeln. ...
Hat man sich auf zehn Euro brutto die Stunde geeinigt,«
(haben wir aber nicht, A.S.) »ist es nicht möglich, 850
Euro plus Warmmiete als Mindesteinkommen für Er-
werbslose als Tagesforderung zu verlangen. Mit so ei-
ner Forderung wäre kein Bündnis zwischen Erwerbslo-
sen und Erwerbstätigen möglich. ...« (Anti-BGE S. 25f,
Herv. v. Roth)

Das famose »Bündnis zwischen Erwerbslosen und Er-
werbstätigen« verlangt von den Erwerbslosen im Prinzip
nichts anderes als der DGB-Vorstand oder ihr Chef
Müntefering. Es geht im Prinzip nicht darum, dass Erwerbs-
lose mit ihrem Einkommen klarkommen, sondern dass ihre
Einkommen in gebührendem Abstand unter den Niedrig-
löhnen liegen. Roth geht es speziell darum, dass die
Erwerbslosenforderungen deutlich unter seiner Mindest-
lohnforderung zu liegen haben, und dass die organisierten
Erwerbslosen das akzeptieren und unterschreiben, statt
andere Forderungen, wie das BGE zu stellen. Anerkennung
unserer »Arbeitspflicht« und von �nicht diskriminierenden
Bedürftigkeitsprüfungen� waren die Eintrittskarte in das
famose Bündnis, und zur Belohnung gibt�s ein Erwerbslosen-
einkommen als abhängige Variable eines staatlichen Min-
destlohns.
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Roth geht es um die Unterordnung der letzten An-
sprüche, die noch aus der kollabierten Anti-Agenda-
Bewegung kommen, unter Gewerkschaftspolitik, z.B.
für staatliche Mindestlöhne [53]

Im Vergleich zu dieser Zumutung sind die illusorischen
Flausen, die BGE-VertreterInnen über Staat, Geld und Ka-
pitalismus bisweilen verbreiten, - harmlos.

11. Geld und globale Marktwirt-
schaft

Roth wendet sich gegen das BGE »explizit als alternati-
ves Gesellschaftsmodell« und verwendet einen Großteil
seiner Anti-BGE-Broschüre für die Kritik einer Utopie, bei
der sich alles ums Geld dreht. Er fragt völlig zurecht: »
Geld als Lösung?« (S. 39) Er bezweifelt: »Mit (Existenz)Geld
Armut abschaffen?« (S. 59) und »Mit (Existenz)Geld ma-
terielle Sicherheit verwirklichen?« (S. 61) usw.

Die Schwäche seiner ausführlichen Argumentation be-
steht darin, dass er nicht wirklich die Leistungen des
Geldes im Kapitalismus benennt, sondern immer auf
anderes verweist: »(Existenz)Geld setzt Lohnarbeit vor-
aus« (S. 41) und »(Existenz)Geld setzt Kapitalverwertung
und Arbeitszwang voraus« (S. 43) »(Existenz)Geld setzt
Warenproduktion voraus« etc. - und schickt die LeserIn
von Pontius zu Pilatus. Immer wieder schreibt Roth Sätze
wie:

»Im Geld, dem Ausgangspunkt und Ergebnis der Kapital-
verwertung, sind die Produktionsverhältnisse verbor-
gen...« (59), aber Roth erklärt nicht wirklich, inwiefern.
Alles bleibt diffus und orakelnd: »Geld verkörpert Ar-
beit, aber natürlich nicht unbedingt die Arbeit desjeni-
gen, der Geld bekommt. Wer Geld bezieht, kann des-
halb die Illusion entwickeln, dass Geld insgesamt von
individueller Arbeit entkoppelt wäre, weil er selbst es
nicht erarbeitet hat.« (S. 43)
Nun wäre zu klären gewesen, inwiefern Geld Arbeit »ver-

körpert«, und warum. Wann »verkörpert« das Geld, das
jemand bekommt seine Arbeit, und wozu soll das gut sein
- oder schlecht? Es scheint, dass er ist mit der spärlichen
Erkenntnis zufrieden ist, dass im Geld irgendwie �Arbeit
verkörpert� ist und Geld nicht �insgesamt von individueller
Arbeit entkoppelt wäre�. Seine heißgeliebte Arbeit ist im
Geld enthalten, also ist Geld an sich nur etwas ökonomi-
sches. Seine ganze Schrift dient der Entpolitisierung von
Geld und Privateigentum. Er leugnet, dass Geld eine
eminent staatliche, politische Angelegenheit ist:

»Geld ist eine ökonomische, nicht eine politische
Kategorie. Im Geld ist daher der ganz gewöhnliche
Kapitalismus verborgen und nicht ein �anderes
Gesellschaftsmodell�. Geld weist nicht über die beste-
hende Gesellschaft hinaus, sondern verkörpert und
konserviert sie.« (Anti-BGE 41)

Wie so oft argumentiert Rainer Roth auch hier wider
besseres Wissen. Als Frankfurter kennt doch er die dort
ansässige EZB (Europäische Zentralbank), die nach höchst
politischen Vorgaben das Geld unter die Leute bringt, und
zwar massenweise, aber niemals an Erwerbslose. Geld-
mengen- und Währungsfragen sind eminent politische An-
gelegenheiten. Bei jedem G8-Gipfel macht man sich Sor-
gen um das Weltwährungssystem. Die Stabilität des Euro
begrenzt nach den Maastricht-Kriterien die Staatsverschul-
dung der Euro-Staaten. Ein wesentliches Ziel des ganzen
Lissabon-Prozesses war und ist, den Euro zum Weltgeld
Nr. 1 zu machen. Wenn Amtsträger wie Bush, Blair oder
Merkel Geldpolitik zur Chefsache machen, dann könnte doch
der Verdacht aufkommen, dass die in limitierter Anzahl
staatlich gedruckten Geldzettel irgendetwas mit einem
Gewaltverhältniss zu tun haben.

Und von wegen kein �anderes Gesellschaftsmodell�! In
der DDR gab es Geld, hinter dem tatsächlich ein » �ande-
res Gesellschaftsmodell�« verborgen war, und nicht der
»ganz gewöhnliche Kapitalismus«. Es gab ja schon mehre-
re Versuche, eine alternative Gesellschaft auf Basis von
Ware und Geld zu errichten. Sie haben sich ziemlich brutal
entwickelt: die Sowietunion und die anderen RGW-Staa-
ten, China, Jugoslawien etc. Man kann nicht behaupten,
dass sie mit ihrer sozialistischen Waren- und Geldwirt-
schaft eine wesentlich vernünftigere, menschen-
freundlichere Ökonomien oder mehr Massenwohlstand als
der Kapitalismus jemals hinbekommen hätten. Am Ende
entschieden sich die Eliten in den Ländern dazu, das Nach-
äffen der kapitalistischen Warenwirtschaft durch das Orginal
zu ersetzen. Geld war freilich in diesen staatssozialistischen
Gesellschaften nach wie vor Mittel, um auf die nicht
abgeschaffte Klasse der Lohnabhängigen Arbeits-
zwang auszuüben.

Dass die BGE-BefürworterInnen zwar eine Gesellschaft
ohne Armut und Arbeitszwang wollen, das aber ausgerech-
net mit einer Wirtschaft, die auf Geld und Staat basiert, ist
insofern etwas bizarr. Geld und das staatliche Gewalt-
monopol gehören nämlich unbedingt zusammen. Und da-
bei zeigt sich, dass im Zusammenhang mit Geld nichts,
aber auch gar nichts ohne Staatseinmischung läuft, und es
zeigt sich, welche politischen Gewaltverhältnisse hinter Geld
und Kapital stecken. Da man nicht, wie Rainer Roth, so tun
sollte, als wäre die �Güterversorgung� in Deutschland aus-
schließlich das Werk der hiesigen »34 Millionen beschäf-
tigten LohnarbeiterInnen«, geht es beim Geld folglich auch
um die politischen Verhältnisse in der globalisierten
Martwirtschaft, also den weltweit durchgesetzten
imperialismus [54] Wie umfassend und totalitär das
Geld weltweit fungiert, kann wegen des Umfangs sei-
ner Funktionen leider nicht in wenigen Zeilen dargestellt
werden.

A. Wert des Geldes
Dem Geld dienen alle möglichen, auf dem Weltmarkt

angebotenen Arbeitsprodukte als Wertausdruck. Egal ob
Mann, Frau, Kind oder SklavenarbeiterIn die Waren herge-
stellt hat, egal unter welch erträglichen oder schweinischen
Bedingungen ihre Arbeit stattfand: die im Einzelfall tat-
sächlich aufgewendete Arbeitszeit ist gegenüber dem Geld
nebensächlich. Gegenüber dem Geld gelten alle Welt-
marktprodukte nur als abstraktes Quantum der welt-
weit dafür geleisteten Arbeitszeit. Seinen Wert hat Geld
nicht durch Befriedigung von spezifischen Bedürfnissen
durch gekaufte Güter. Der Wert des Geldes ist das Quan-
tum fremder abstrakter Arbeit, das man sich in Form
beliebiger Waren aneignen kann - egal, wozu man sie
braucht. [55] Alles muss zum Privateigentum eines Geld-
besitzers werden können, wenn er nur genug davon hat.

Um das hinzubekommen, haben sich in der Vergangen-
heit die westlichen Staaten einiges einfallen lassen, denn
es war vor 25 Jahren nicht selbstverständlich, dass man
sich in Russland mit Bodenschätzen oder in China mit Tex-
tilien eindecken konnte. Vielmehr standen die Produkte
damals dem Weltmarkt nicht zur Verfügung, weil sie nicht
durch Privatproduktion hergestellt wurden, sondern ir-
gendwie staatlich. Schlimmer noch: Geld als Privateigen-
tum erfordert Schutz durch das staatliche Gewalt-
monopol, und das war damals in weiten Teilen der Welt
nicht gegeben. Der Besitz eines Koffers voll Dollarnoten
zog in vielen Ländern leicht einen längeren, unerwünsch-
ten Aufenthalt hinter Gittern nach sich, und der schöne
Koffer war auch weg.

Für den Wert des Geldes muss der Staat aber noch mehr
tun, als Privatproduktion und -eigentum zu schützen. Die
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Geldware muss allgemein verbindlich und international
konvertibel sein, seine Menge strikt begrenzt, im Verhält-
nis zum gesamten Arbeitsprodukt, das auf dem Markt lan-
det. Ständiges Wirtschaftswachstum - also kapitalisti-
sche Ausbeutung - ist erforderlich, für die Geldstabilität.
Alle müssen Geld benötigen und verwenden, das heißt:
nichts darf ohne Geld zu haben sein, denn sonst geht
der Wert des Geldes den Bach runter. Wie das alles zu
bewerkstelligen ist, darüber gibt es ständigen Streit zwi-
schen den Staatchefs, z.B. bei WTO-Runden oder G8-Gip-
feln. Diese Staatschefs sind praktizierende Fanatiker ka-
pitalistischer Aubeutung.

B. Geld als Maß des Privateigentums
Wo nichts ohne Geld zu haben ist, wird alles Privatei-

gentum in Geld bemessen, selbst Dinge, die nicht zum
Verkauf stehen. Die Leute haben zur Gestaltung ihres Le-
ben nicht einfach Gebrauchsgüter, die durch gesellschaft-
lich dafür eingeplante Arbeit bei Bedarf nachgeliefert oder
wiederbeschafft werden können. Da die Staatsgewalt das
Privateigentum schützt, sich also Kaufhausdiebstahl höch-
stens im Einzelfall lohnt, müssen sie sich Geldsorgen ma-
chen: welchen in Geld ausgedrückten Wert haben die Din-
ge? Wie komme ich an Geld heran? (Weil z.B. Prof.
Straubhaar wieder zu wenig BGE vorbeigebracht hat.)

Ihr gesamtes Eigentum müssen sie danach abchecken,
inwieweit es zur Geldbeschaffung taugt und zu einer Ware
auf dem Markt werden kann. Und siehe: die meisten ent-
decken nur sich selbst, viele noch nicht mal das. Sie müs-
sen sich selbst auf dem Arbeitsmarkt zu Markte tragen und
mit ihrem schriftlichen Lebenslauf beweisen, dass sie sich
lebenslänglich der lohnabhängigen Geldbeschaffung unter-
worfen haben - freilich ohne Erfolgsgarantie.

Andere Privatleute verfügen über mehr oder weniger
�normale� Waren. Alle Waren - Produkte, Dienstleistungen
und das Potential als Arbeitskraft zu fungieren - bekom-
men ein Preisschild und werden zu einem Geldwunsch
an potentielle Käufer gemacht. Die Käufer sollen erstens
die spezifische Ware gebrauchen können und zweitens, auch
über die geforderte Geldsumme verfügen. Finden sie kei-
nen zahlungsfähigen Nachfrager, gehen sie leer aus.

Das Geld, das nur als erwünschte Geldsumme vorhan-
den war, das Geld als Maß der Preise, hat gewirkt. Die
verschiedenen Akteure zu Konkurrenten geworden, die um
das in der Gesellschaft vorhandene Geld konkurrieren
müssen. Schlimmer noch: auch wenn z.B. eine klein-
bäuerliche Obstproduzentin für die produzierten Früchte
200 Stunden gearbeitet hat, stellt diese Arbeit vielleicht 
nur den Wert wie 1 Stunde Arbeit dar, die für die in-
dustrielle Herstellung eines Kühlschranks aufgewendet
wurde. Gegenüber dem Geld gilt ist eine Stunde Arbeit
nicht einfach eine Stunde Arbeit, denn Geld legt an jede
Ware den Maßstab der weltweit geleisteten Arbeit an, und
die ist in der globalisierten Welt furchtbar produktiv [56].
Wenn die Obstproduzentin die Geldsumme verlangt, die
ihrem Arbeitsaufwand entspricht, bleibt sie auf ihren Gur-
ken oder Äpfeln sitzen und diese ganze Arbeit hat einen
Wert von Null. Eher noch beschissener sind die
AnbieterInnen der Ware Arbeitskraft dran. Sie tragen
eine Ware zu Markte, die weltweit so überschüssig ist, das
man sie schon fast als überflüssig bezeichnen muss. Über-
schüssige Waren realisieren prinzipiell niemals ihren Wert.

Alles [57] , was irgendjemand braucht, was man ihm
vorenthalten und ihn damit erpressen kann, wird
Mittel zur Geldbeschaffung und hat so seinen Preis.
Geld ist, unter schwerer Beihilfe der kolonialistischen und
später der imperialistischen Staaten, die Macht Nummer 1
auf der Erde geworden. Die vollendete Unterwerfung der
Menschheit unter das Geld zeigt sich daran, dass alles vom

Geld abhängig ist. Und das Geld bewirkt noch mehr: Weil
ihr ganzes Leben abhängig vom Geld ist, stellen sich die
meisten Menschen Geld als �Lebensmittel� vor, ein Aber-
glauben, dem auch viele BGE-VertreterInnen huldigen. Das
Prinzip des Privateigentums wird zur Erlaubnis, dass auch
sie Geld haben dürfen, wenn sie sich nur richtig anstren-
gen. Selbst das staatliche Gewaltmonopol, das sie mittels
seiner Taten für Privateigentum und Geld vom gesellschaft-
lichen Reichtum ausschließt, sie unablässig mit Steuern
und im Extremfall mit Gerichtsvollziehern enteignet, selbst
den Staat imaginieren sie als ihren Schutz.

Dabei geht es beim Privateigentum um nichts als die
Macht, das Vermögen gesellschaftlich geleistete ab-
strakte Arbeit zusammenzuraffen. Das wird offensicht-
lich, wenn man nicht wie Gysi & Co von Einkommens-
millionären redet, sondern sich ansieht, welchen Personen
tatsächlich der Reichtum gehört. Es sind juristische Per-
sonen, Firmen, AG�s, GmbH�s usw. usw.. Es sind Privat-
vermögen, in Geld und sonst nichts bewertet, die
tatsächlich Grundrechte geniesen und vom Staat be-
handelt werden, als wären sie Menschen. Zumindest fast,
denn sie unterliegen z.B. nicht dem Strafrecht.

C. Geld als Schulden - staatliches Kreditgeld
Alles dient zur Geldbeschaffung, und das heisst genau

nicht, dass auch alles verkauft werden kann. Es ist eben
ein bürgerliches Märchen, dass Geld in der arbeitsteiligen
Gesellschaft den Tausch �erleichtert�, denn vieles bleibt
unverkäuflich, wie z.B. große Teile der weltweit zur Verfü-
gung stehenden Arbeitskraft.

Sieht man aber von dem Austausch ab, der durch das
Geld verhindert wurde, herrscht scheinbar eine herrliche
Idylle. Ware wird mit Geld getauscht, Geld ist Mittel des
Verkaufs und die Geldsumme wird wieder in Ware einge-
tauscht: W-G-W. Geld erscheint in dieser Formel wie ein
Diener der Gesellschaft. Für den dem Geld unterworfenen
gesellschaftlichen Stoffwechsel ist es aber nötig, dass die
Geldsumme G wieder in die Zirkulation geworfen wird und
eine ganze Reihe von Austauschprozessen vermittelt. W-
G-W nicht nur als Einzelfall vorkommt, sondern zu einer
Verschlingung einer ganzen Reihe von Käufen und Verkäu-
fen G-W1-G-W2-G-W3-G-W4 .... wird.[58] Damit die dem
Geld unterworfene, weil auf Privatproduktion beruhende
Arbeitsteilung nicht zusammenbricht, kommt es unbedingt
darauf an, dass das Geld als Zirkulationsmittel reibungs-
los funktioniert. Und das täte es praktisch nie, wenn es
ausschließlich aus einem fest definierten Quantum von
Goldmünzen oder Eurozetteln bestünde. Die würden näm-
lich je nach Geschwindigkeit ihres Umlaufs ganz unter-
schiedliche Mengen an Verkäufen ermöglichen und jede
�Kaufzurückhaltung� zöge den Zusammenbruch ganzer
Märkte nach sich. Der Geldmangel der Gesellschaft braucht
eine Kompensation: Geld als Zahlungsmittel.

Dabei wechseln Waren ihren Besitzer und die Geldüber-
gabe erfolgt später. Das ständige Entstehen und beglei-
chen von Schulden ist also in einer dem Geld unterworfe-
nen Gesellschaft zwangsläufig, kein Kapitalismus kommt
ohne Gerichtsvollzieher und andere Geldeintreiber aus.
Allerdings funktioniert die Sache nicht so, dass z.B. Leute,
die vielleicht nichtmal ihre Arbeitskraft verkaufen können,
nennenswert Schulden machen können. Schulden erfor-
dern Vertrauen, und die entsprechende Bonität haben
auschließlich Privateigentümer mit Vermögen. Schuldzettel
von vermögenden Privateigentümern fungieren dagegen
wie Geld, denn ihre Zahlungsunfähigkeit ist nur eine vor-
übergehende, weil sie ihre eingekauften Waren in ein Ge-
schäft stecken, aus dem hinterher wieder Geld sprudelt.
Ihre Zahlungsversprechen verkörpern Wert als Spekula-
tion auf zukünftiges Geschäfft. Ihr zukünftiges Geld wirft
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Überschuss ab, an dem sich Gläubiger mit Zinsen beteili-
gen können.

Diese Zahlungsversprechen spielen eine wesentliche
Rolle. Mehr noch: Sie sind das Geld, das wirklich fungiert.
Jedes Guthaben, das ein Mensch auf �seinem� Konto hat,
jeder Scheck, den er ausstellt, sind Schulden der Bank bei
ihm. Jeder Kredit, mit dem ein Unternehmer seine Geschäf-
te finanziert, ist Guthaben der Bank. Das ganze �Rechen-
geld�, das sich in Form von Bits und Bytes in den Groß-
rechnern der Banken tummelt, das Geld, das vermutlich
mehr als 99% der gesamten Geldmenge ausmacht, ba-
siert auf - Schulden und dient ihrer Bilanzierung. Es ist
�fiktives Geld�.

Der Geldverleih beschafft sich seine Mittel nicht nur aus
den Spargroschen. Vielmehr sind Unternehmerkredite für
die Bank Guthaben, mit denen sie bei den Nationalbanken
neue Kredite bekommen können, so wie sich umgekeht
die Nationalbanken auch Geld bei den Banken leihen. Das
durch die Nationalbanken in die Welt gesetzte Geld er-
weist sich so als fiktives Geld. Eine Golddeckung oder
dergleichen hat es seit Jahrzehnten nicht mehr. Dollars,
Euros und Rupien gelten ausschließlich durch staatlichen
Beschluss, und inwiefern dieses Geld auf dem Weltmarkt
als Geld fungiert, hängt davon ab, dass es in richtigen Ge-
schäften fungiert. Nationales Geld muss international nach-
gefragt werden, man muss damit richtige Geschäfte mit
richtigen durch Arbeit produzierten Waren machen kön-
nen, das nationale Kreditgeld braucht als Bonität jede Men-
ge richtig vermögendes Privateigentum, ansonsten kommt
eine Währung in die Krise und die Wirtschaft eines Lan-
des kollabiert, wie vor nicht allzu langer Zeit z.B. Argenti-
nien.

Es ist kein Geheimnis, dass für die in einer Währung
abgewickelten Geschäfte ein ganz bestimmter �Rohstoff�
ausschlaggebende Bedeutung hat: die Arbeitskraft, die sich
Unternehmer weltweit auf den Arbeitsmärkten kaufen. Auch
wenn �die Arbeit� international verschieden preiswert ist,
garantiert nur die Ware Arbeitskraft, dass richtige Geschäfte
mit richtigen durch Arbeit produzierten Waren gemacht
werden können. Nur ihre Ausbeutung schafft letztendlich
das Wachstum, das unablässig schon dafür nötig ist, dass
das ganze reale und zugleich fiktive nationale Geld über-
haupt fungiert.

Um es nochmal zu sagen: das reale Geld, die wirkli-
chen Euros, sind Kreditgeld, sind fiktives Geld. Der Euro,
das Geld, um das sich auch bei den BGE-BefürworterInnen
alles dreht, ist gleichzeitig der Kredit-Überbau der ganzen
hiesigen kapitalistischen Warenproduktion. Dieses Geld
erfordert deswegen unablässig Wachstum, also rentable
Arbeit, also jede Menge abgepressten Mehrwert, um inter-
national zu fungieren. Dieses Geld ist Spekulation auf zu-
künftige kapitalistische Ausbeutung des weltweit agieren-
den EU-Kapitals.

Folgerung:
Zumindest den linken BGE-VertreterInnen braucht man

nicht zu unterstellen, dass sie exakt dieses Geld, den real
existierenden Euro als Weltgeld, meinen, wenn sie vom
BGE reden. Straubhaar und Co dagegen wissen durchaus,
worauf man Rücksicht zu nehmen hätte, wenn man ein
BGE einführt. Die Höhe des Bürgergeldes muss dann tat-
sächlich so bemessen sein, dass es die ganzen beschrie-
benen Funktionen des Geldes in keinster Weise
beeintächtigt, sondern vielmehr die Aubeutung effektiviert.

Linke BGE-Verteterinnen müssten sich schon darauf ein-
stellen, dass die von ihnen geplante Zweckentfremdung
des Geldes zur Versorgung der Gesellschaft das real
existierende Geld nachhaltig ruiniert. Ihnen merkt man
immer wieder an, dass ihnen eine Gesellschaft vorschwebt,

in der Arbeit keinesfalls als Zwang organisiert werden soll
und die Versorgung der Menschen ihnen alle Möglichkeiten
zur Verwirklichung ihrer Fähigkeiten und Bedürfnisse lie-
fern soll. Das geht aber tatsächlich nicht mit dem realen
Geld. Dieses gute und richtige Ziel erfordert eine nicht auf
Geld basierende, nicht auf Privatarbeit beruhende Gesell-
schaft. So eine Gesellschaft geht nicht, ohne das ganze
reale und und gleichzeitig fiktive Geld zu ruinieren [59] ,
so dass man damit dem Privateigentum seinen Maßstab
nimmt u.s.w.. Das erfordert die Umorganisation der Pro-
duktion.

Statt sich das zu vergegenwärtigen, verfertigen sie eine
Utopie. Ihr Ziel einer besseren Gesellschaft, wird zur Ideo-
logie mit einem Ideal, das im �Hier und Jetzt� schon in
�embrionalem Zustand� vorhanden ist, so dass man das
niedliche Baby eigentlich nur noch ordentlich hegen und
pflegen muss. In dieser Ideologie ist der kleine Liebling
das Geld und sein Geburtshelfer ist der imperialistische
Staat.

Umgekehrt bei Roth: den von mir kritisierten Äußerun-
gen ist immer wieder anzumerken, dass er sich eine zu-
künftige solidarische Gesellschaft vorstellt, in der Ar-
beit nützlich für die Menschen ist und der Versorgung mit
allen nötigen Gebrauchsgütern dient, in der Menge der zu
leistenden Arbeit ermittelt und vernünftig organisiert wird
etc. Auch diese Vorstellungen sind OK.

Aber auch diese Ziele verkommen zur Ideologie. Im Fall
des Arbeitsidealismus ist der kleine Liebling �die Arbeit�,
und die abstrakte Arbeit, die ihren vollendeten Ausdruck
im Kreditgeld findet, mutiert zum Beweis, dass es sowas
wie eine vernünftige Organisation der gesellschaftlichen
Arbeit ansatzweise schon gibt, und nur noch im Spezialfall
des Eigentums an Produktionsmittel ein staatlicher Eingriff
zu fordern wäre... - und schon dämmert ihm die neue Ge-
sellschaft herauf.

Seit sich die Arbeiterbewegung in Anarchisten und
Sozialisten gespalten hat, existert der Gegensatz der Ideo-
logien. Sie gehören auf den Müllhaufen der Geschichte.

12. Wieviel geht?
Zuletzt geht um eine scheibar praktische Frage, die Roth

gar nicht beantwortet, nämlich, die nach dem �Wieviel
ist möglich?� Ob es um Grundsicherung aus dem �Roth-
Fond� oder ein BGE geht, stellt sich die Frage, ob das die
Lage von Erwerbslosen und Working Poor denn nenenswert
verbessern kann. Die Frage nach dem �Wieviel geht?� ist
ja auch nicht ganz unberechtigt, weil das von Professor
Straubhaar zu erwartende BGE bei Erwerbslosen eher Ge-
danken an Auswanderung hervorrufen dürfte.

Um die Frage zu präzisieren: Wenn man die Armut der
lohnabhängigen Klasse reduzieren möchte, was für Über-
schüsse - qualitativ und quantitativ - liefert der Ka-
pitalismus, die man dafür zweckentfremden könnte. ge-
hen wir den Prozess mal durch:

Die Quelle der Überschüsse ist die Lohnarbeit, und die
Art der Überschüsse sind die Profite. Bei den Profiten geht
es nicht nur darum, die Lohnabhängigen viel Mehrwert für
wenig Lohn abzuverlangen. Bei den Profiten sind nämlich
sozusagen die �Gesamtkosten der Arbeitsplätze�, der Wert
der Maschinen und anderer Produktionsmittel zusätzlich
zu den Löhnen ausschlaggebend.

Die Produktonsmittel sind unentbehrlich für die
Konkurrenzfähighkeit der einzelnen Firmen: sie steigern
die Produktivität. Bessere Produktionsmittel ermöglichen
die Einsparung von Lohnkosten und damit Arbeitskräften.
[60]

Diese Einsparung können sich die Damen und Herren
Anleger aber nicht auf ihre Privatkonten überweisen las-
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sen, denn: die besseren Produktionsmittel kosten ja auch
einen ganzen Batzen. Natürlich ist diese Summe nicht so
hoch wie die eingesparte Lohnsumme, denn sonst hätte
die Geschäftsführung eine solche Geldverschwendung nie-
mals geduldet. Aber: der Einkommenszuwachs der Anle-
ger liegt unter dem Einkommensverlust der Entlassenen.
[61]
����� Mit den durch die Rationalisierungen zustande-

gekommenen Überschüssen ließe sich der Einkom-
mensverlust der Entlassenen nicht ausgleichen.
Sieht man sich an, wie und wodurch die Arbeitslo-
sen freigesetzt werden, wird klar, dass es für ihre
Armut keine Kompensation im System gibt.
Nun beziehen unsere Damen und Herren Anleger ja nicht

ihre ganzen Gewinne - die wir für ein BGE oder den �Roth-
Fond� einsammeln wollen - durch Rationalisierungen. Quelle
ihrer Dividenden ist ja die Lohnarbeit und nicht die raus-
geschmissene Lohnarbeit. Wie geht es nach der Rationali-
sierung weiter, und welche Überschüsse könnten dabei raus-
kommen?

Die rationellere Methode - gleiches Produkt bei weniger
Lohnkosten - führt dummerweise zu einem Preisverfall der
Produkte. Die erste Firma, die die neue Technik angewen-
det hat, konnte ihren technischen Vorsprung vielleicht noch
in Extraprofite ummünzen. Sobald die aber die Innovation
Standard für alle Firmen der Branche ist, haben sich die
einzelnen Produkte verbilligt. Die Branche hat einen klei-
neren Anteil am Arbeitsprodukt der Gesellschaft, der Wert
ihrer Arbeitsprodukte ist gefallen. Alle zusammen können
sie ihre Produktion nicht ausweiten, denn wären sie nicht
schon an die Grenzen des Marktes gestoßen, hätten sie
gar keine Entlassungen durchgeführt. Die Konkurrenz zwi-
schen ihnen besteht weiter, und die nächste
Rationalisierungswelle kommt bestimmt. Sie zeichnet sich
durch einen noch höheren Kapitaleinsatz aus. Den Anle-
gern und ihrer Geschäftsführung gelingt es vielleicht dau-
ernd, den �Gewinn pro Mitarbeiter� zu steigern, aber die
die für die Rationalisierungen nötigen Innovationen wer-
den aber immer teurer. In den Firmen stecken zwar immer
wertvollere Produktionsmittel, die Anleger haben also im-
mer mehr Reichtum. Aber die Kosten pro Arbeitsplatz stei-
gen und steigen. Bisweilen zahlen Bundesländer z.B. für
500 neue Arbeitsplätze ein paar hundert Millionen Euro an
Subventionen an die lieben Investoren, und man fragt sich,
wieso denn das Geld nicht an Arbeitslose verteilt wurde!

Die fortschreitende Erhöhung der Produktivität, Ursa-
che der zunehmenden Arbeitslosigkeit, erfordert für gleich-
bleibende Überschüsse immer mehr Kapital. Nach seiner
qualitativen Seite liegt immer mehr Reichtum in einer Forn
vor, die ihn der Konsumtion entzieht. Das Wirtschaftswachs-
tum wird immer schädlicher und teurer.

Je weiter sich im Kapitalismus die Produktivität
entwickelt,
� desto mehr Reichtum ist als produktives Kapital

festgelegt, nötig für die fortschreitende kapitalistische
Ausbeutung,

� desto mehr Armut und Arbeitslosigkeit werden pro-
duziert,

� desto weniger Überschüsse stehen für wohlmeindende
Reformwerke wie den �Roth-Fond� oder das BGE zur
Verfügung.

Auch wenn man zu ganz radikalen Enteignungen schrei-
ten würde, d.h. alle internationalen Aktien auf alle Ange-
hörigen der globalen lohnabhängigen Klasse gerecht ver-
teilen würde, käme nichts anderes als fortschreitende Ar-
mut dabei heraus [62] . Es liegt eben nicht nur am »Pri-
vateigentum an Produktionsmitteln« (Roth), dass die Markt-
wirtschaft gemeinschädlich ist. [63]

Eine nennenswerte Verbesserung für die lohnabhängige
Klasse wäre im Kapitalismus weder von einem �Roth-Fond�
noch von einem BGE zu erwarten. Das Prinzip kapitali-
stischer Produktion, Profit durch rentable Lohnarbeit,
braucht nicht nur Armut, sondern macht sie auch
unvermeidlich, solange man das System nicht ab-
schafft.

13. Fazit
Vielen BGE-VetreterInnen, aber auch gewerkschafts-

nahen Linken wie Rainer Roth, ist schon klar, dass es ihre
�Tagesforderungen� nicht wirklich für die Leute bringen.
Vielmehr sollen die �Tagesforderungen� irgendwie dazu
dienen, den realen Kapitalismus zu überwinden. Sie zielen
mit ihren Forderungen auf das mangelhafte Bewußt-
sein des größten Teils der Bevölkerung, dessen Vertrauen
in die Marktwirtschaft zwar tendenziell sinkt, aber der sich
Illusionen über das persönliche Zurechtkommen macht.
Wesentliche Komponenten und Prinzipen des kapitalisti-
schen Systems, denen die lohnabhängigen Bevölkerung
unterworfen ist, erscheinen einem Großteil der Leute als
etwas, das sie nicht sind:
1. Das Privateigentum, ihr Ausschluss vom Reichtum er-

scheint einem Großteil der Lohnabhängigen als Möglich-
keit des privaten Zurechtkommens, einer potentiell ge-
sicherten Privatexistenz [64].

2. Die im Kapitalismus nötige und unvermeidliche Armut
erscheint einem Großteil der Lohnabhängigen als indivi-
dueller Geldmangel, dem durch die Beschaffung von Geld
als Lebensmittel beizukommen wäre.

3. Der Zwang zur Lohnarbeit erscheint nicht als Abhängig-
keit und Unterwerfung unter das Kapital, sondern ei-
nem Großteil der Lohnabhängigen als persönliche Chan-
ce, um auf dem Arbeitsmarkt zu Geld zu kommen: Ar-
beit als Lebensmittel.

4. Der Staat erscheint einem Großteil der Lohnabhängigen
nicht als Garant ihrer ewigen Abhängigkeit vom Kapital,
sondern als Beschützer, der ihnen die Gnade der Lohn-
arbeit gewährt: Staat als Lebensmittel

Das Blöde an der ganzen Existenzgelddebatte -
gewerkschaftsorientierte revidierte Frankfurter Wunschli-
ste gegen bedingungsloses Bürgergeld - ist, dass die ver-
schiedenen KontrahentInnen in diesem restlinken Keller-
duell die ganzen Illusionen meist nur verschieden zemen-
tieren [65].
1. Diejenigen, die eine private Existenzsicherung als �Tages-

forderung� ausgeben, zementieren Illusion Nummer eins
[66] .

2. Beim Geld als Lebensmittel bekommen sich in die
KontrahentInnen in Haare weil

3. die gewerkschaftsnahe Seite unbedingt auf Arbeit als
Lebensmittel hinauswill, also auch noch zusätzlich Feh-
ler Nummer drei zementieren will.

4. Beim Staat als Lebensmittel sind sich die Kontrahentin-
nen auch wieder im Prinzip einig, weil man sowohl der
�Roth-Fond� als auch das BGE als Forderungen an die
Gnade des staatlichen Gewaltmonopols gestellt werden.
Roth legt aber Wert auf die Feststellung, dass diese Gna-
de nur denjenigen gewährt werden dürfte, die »Arbeits-
zwang« und »Arbeitspflicht« für sich unterschreiben.
BGE-Forderungen erwarten dagegen die staatlicher Exi-
stenzsicherung für alle Menschen, durch ein Menschen-
recht, das es nicht gibt.

Insofern ist das Statement einer TeilnehmerIn unseres
lokalen Sozialforums eine treffende Zusammenfassung des
Streits um das BGE:

»Die Existenzgelddebatte kotzt mich an.«
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14. Anhang: Wert der verstaatlich-
ten Ware Arbeitskraft, Einkommen
und Personalkosten

A. Wert der Ware Arbeitskraft und der Beitrag des
Staats zu ihrem Preis

Der Wert der Ware Arbeitskraft [67] ist keine für
den einzelnen Arbeiter geltende fixe Größe, sondern gilt
für die gesamte lohnabhängige Klasse einer Gesellschaft.
Der Staat überläßt diesen gesellschaftlichen Faktor nicht
den einzelnen konkurrierenden Kapitalisten. Vielmehr be-
wirtschaftet der Staat den �Standortfaktor Arbeit�, da-
mit die Arbeitskräfte dem Kapital in befriedigender Anzahl
und Qualität zur Verfügung steht, und zwar nachhaltig. Er
kümmert sich z.B. um Schulen und zahlt Kindergeld, da-
mit auch arme Familien den Arbeitsmarkt mit brauchba-
rem Nachschub versorgen. Mit rassistischen Gesetzen do-
siert er den Zustrom von Ausländern, die das Kapital brau-
chen kann und schiebt die anderen ab.
Der �Rohstoff Arbeit� muss natürlich preiswert [68] sein,
weil Staat und Kapital vom Mehrwert leben. daraus erge-
ben sich u.A. folgende Maßnahmen:
� Mit Lohnsteuern reguliert der Staat die Einkommen nach

unten. Seine Finanzämter achten aber mit individuell
berechneten Untergrenzen darauf, dass die Reprodukti-
on der lohnabhängigen Familien und ihrer malochenden
�Ernährer� sichergestellt bleibt.

� Weil das Kapital Teilzeit- und andere Billigkräfte braucht,
zahlen andere Ämter sogar Zuschüsse, wo Billiglöhne
die Reproduktion nicht decken.

� Die �angemessen� niedrigen Löhne reichen durchweg
nicht für Rücklagen für Alter, Gesundheit und Erwerbs-
losigkeit. Also treibt der Staat zwangsweise Sozial-
�Versicherungs�-Beiträge ein und legt fest, welche Lei-
stungen den Betroffenen daraus zustehen.

� Staat und Kapital brauchen einen Arbeitsmarkt, auf dem
sich stets ein Überschuss an Arbeitsfähigen- und -willi-
gen anbietet. Die Masse landet durch Entlassungen auf
dem Arbeitsmarkt, also sorgt der Staat mit genau do-
sierten Zahlungen und Arbeitspflichten dafür, dass die
Entlassenen unbedingt dem Arbeitsmarkt zur Verfügung
stehen wollen, und dass sie nicht z.B. durch frühzeitige
Obdachlosigkeit unnötig daran gehindert werden.

� Für Volksgesundheit sorgt er z.B. mit Strafsteuern auf
ungesunde Genussmittel und mit öffentlichen Grünan-
lagen. Damit die Arbeitskräfte nicht vorzeitig ruiniert
werden, legt der Staat Urlaubsregelungen fest, definiert
Feiertage und macht Vorschriften für die Arbeit in der
Nacht und am Wochenende, so dass viele Lohnabhängi-
ge noch eine Art Tages- und Wochenrythmus für die
Regeneration ihres Körpers haben.

Mit all diesen Maßnahmen definiert der Staat laufend
den Lebensstandard. Die für diesen Lebensstandard nöti-
gen Güter bilden in einer Gesellschaft den Wert der Ware
Arbeitskraft. Der Wert ist so bemessen, dass jede Menge
Mehrwert daraus �geschöpft� werden kann und stellt die
politisch gemachte untere Grenze der Lohneinkommen
dar.

Der Lebensstandard, den der Staat der lohnabhängigen
Klasse gnädigerweise als unterste Grenze der �Menschen-
würde� zubilligt, ist nützliche Armut,und der Nutznießer
ist das Kapital, dem eine leistungswillige und leistungsfä-
hige Arbeiterklasse zur Verfügung gestellt wird.
Im gesellschaftlichen Maßstab sind also die

»Reproduktionskosten von Arbeitskräften« eine rein
politische Angelegenheit.

B. �Privatproblem� Lohn-Einkommen
Die Lohneinkommen sind anscheinend äußerst viel-

fältig. Das liegt schon daran, dass es die DGB-Vereine für
eine geniale Idee halten die Lohnabhängigen durch mög-
lichst viele Tarifgruppen �gerecht� auseinander zu dividie-
ren. Den Vorteil davon hat das Kapital, das den Nutzen der
innerproletarischen Konkurrenz hat. Dieses Interesse kann
man auch übertariflichen Leistungen oder Extravergütungen
für genügend lange Betriebszugehörigkeit entnehmen.
Aber auch für die einzelnene LohnempfängerIn ergibt sich
eine gewisse Einkommensvielfalt: Monatliche Differenzen
von über hundert Euro pro Monat sind keine Seltenheit.
Sie richten sich nach dem Gebrauch, den der Unternehmer
von dem Lohnabhängigen gemacht hat: Überstunden und
Zuschläge stehen in der Lohnabrechnung, die man erhält,
nachdem man dem Unternehmer einen Monat lang seine
Arbeit vorgeschossen hat.

Die nächste Überraschung gibts am Jahresende, wenn
das Finanzamt festgelegt hat, was man vom Bruttolohn�
behalten durfte. Die tatsächliche Höhe von Weihnachts-
und Urlaubsgeld (soweit vorhanden), stellt sich erst dann
heraus.

Die Fixkosten und die Lebensmittel der Familie muss
das Jahreslohneinkommen auf jeden Fall decken. Auch die
Zusatzkosten für den Job müssen bezahlt werden: ange-
messenes Äußeres (Kleidung, Frisur etc.), Hin und Rück-
fahrt mit Auto oder ÖPNV, �aushäusiges� Essen - oder lie-
ber eine teure Wohnung in der Nähe des Arbeitsplatzes
etc. Diese Kosten hängen extrem davon ab, um welche Art
Job es sich handelt und wo er ist. Die genannten Kosten
werden vom Finanzamt angerechnet, oder auch nicht.
Wie sich eine LohnarbeiterInn darüberhinaus für den Job
fit hält, also welche individuellen Kosten für die Reproduk-
tion der Ware Arbeitskraft anfallen, ist eine reine Privatan-
gelegenheit. Manche brauchen mindestens einen Jahres-
urlaub und verzichten dafür auf ein Auto. Andere treiben
Sport oder haben ein Hobby, wieder andere brauchen hun-
dert Liter Alkohol pro Jahr oder den Adrenalin-Kick mit dem
Auto, um sich den Frust der Arbeit auszuhalten. Manche
brauchen das �Gefühl der Sicherheit� und investieren ihr
�sauer Erspartes� in Bankkonten, in dubiose Versicherun-
gen oder waghalsige Kapitalanlagen und noch blödere
Glücksspiele wie das staatliche Lotto. Und dann gibt es
noch welche, die sich nur noch das Nötigste leisten können
und einen Großteil ihres Einkommens zum Abtrag früher
gemachter Schulden verwenden.

Es ist die individuelle Verantwortung der Lohn-
arbeiterInnen, wie sie ihre tägliche Reproduktion hin-
bekommen. Schaffen sie es nicht, verlieren sie ihren Job.
Die »Reproduktionskosten von Arbeitskräften« sind
das Privatproblem der LohnarbeiterInnen und sie
haben keine Garantie, dass das Lohneinkommen da-
für reicht. [69]

C. Der Lohn: eine lohnende Investition in die Be-
legschaft

Bei der Festlegung der Personalkosten durch die �Ta-
rifpartner� geht es dem Kapital und seinen Co-Managern
vom DGB [70] weder um die gesellschaftlichen, noch um
die individuellen Reproduktionskosten. Sie haben das Ge-
samtunternehmen fest im Blick, und ihre unermüdliche
Sorge um �alle Arbeitsplätze� verbietet irgendeine Rück-
sicht auf �Einzelfälle� unter den Teilzeitkräften, Aushilfen
oder regulären Billiglöhnern, die mit ihren Lohn kaum ihre
Miete finanzieren können. Die Zeiten sind vorbei, wo we-
gen knapper Arbeitskräfte überall �Gastarbeiterwohnheime�
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gebaut wurden. Dafür erwartet man heute von den �lieben
Mitarbeitern� an der unteren Lohnskala ein gewisses Maß
an �Lebenstüchtigkeit�. Wer die nicht an den Tag legt und
so naiv ist, mit seinen Geldsorgen zum Chef oder Betriebs-
rat zu laufen, kann sich lustige Antworten anhören:�Warum
können Sie nicht mit dem Geld auskommen? Andere schaf-
fen es doch auch!� Oder: �Sie arbeiten nur Teilzeit, haben
Sie keinen Nebenjob?� Oder: �Versuchen Sie�s doch mal
auf dem Wohngeldamt!� Wenn sie sich das angehört ha-
ben, können sie bei Rainer Roth nachlesen, dass sie mit
ihrer dummen Naivität nicht alleine waren:

»Die Höhe des Lohns hängt also im Wesentlichen ... ab
... von den Reproduktionskosten der Arbeitskraft.« (Anti-
BGE, S. 16)
Den Herrschaften, die sich um die Lohnkosten kümmern,

geht derlei aber am Arsch vorbei. Es geht schließlich erst-
mal um die gesamten Lohnkosten der Firma. Die �Betriebs-
gemeinschaft� ist ziemlich hierarchisch gegliedert, da es
ja immer eine Menge Personal zur Organisation und Kon-
trolle [71] derjenigen braucht, die für die billige Maloche
zuständig sind. Damit durch malochenden Kollegen maxi-
maler Mehrwert herauskommt, sind die Vorgesetzten ex-
trem wichtig. Deswegen gibts in jeder Firma ein ganzes
Lohnspektrum, mit Spitzenlöhnen an der oberen Lohn-
skala. (Auch die erklären sich übrigens nicht aus Roths
»Reproduktionskosten«.)

Bei den Lohnzahlungen fallen Sondersteuern auf die Ware
Arbeitskraft an. An diesen Lohnsteuern haben die Unter-
nehmer prinzipiell nichts auszusetzen, zumal sie von dem
Betrag abgezogen werden, den sie mit den einzelnen Be-
schäftigten� vertraglich �vereinbart� haben. Auch wenn nur
ein Teil der gezahlten Bruttolöhne zum Einkommen der
geheuerten Arbeitskräfte wird, fassen die Unternehmer
trotzdem die gesamte Summe - zu recht - als Lohn auf,
weil sich diese Auslage durch die Leistung des jeweiligen
Mitarbeiters lohnen muss. Vorgesetzte des �lieben Mitar-
beiters� sorgen während seiner gesamten Betriebszuge-
hörigkeit dafür, das die Lohnkosten kein rausgeschmisse-
nes Geld, sondern eine gute Geldanlage sind, sonst schmei-
ßen sie ihn raus. Und weil der Lohn überhaupt nur dar-
auf berechnet ist, dass er sich für die Unternehmen
lohnt, muss die LohnarbeiterIn in der Regel ihre Arbeit
dem Unternehmen einen Monat lang vorstrecken, bevor
dem Unternehmen zuzumuten ist, die entsprechenden
Überweisungen an Staat, Sozialkassen, Berufsgenossen-
schaften und auch noch an den ,lieben Mitarbeiter� zu ver-
anlassen.

Die Unternehmer akzeptieren, dass der Staat bei der
Geldübergabe an den �Beschäftigten� jeden Monat einen
Teil des gezahlten Geldes enteignet, denn schließlich zah-
len sie ja auch Steuern auf ihre Einkommen, zumindest im
Prinzip. Aber die Höhe der Steuern ist Anlass zu Protesten
wie: �In der Slowakei sind die Steuern viel niedriger!� Sie
stoßen Drohungen aus und versprechen hoch und heilig,
sie würden jede Menge �Arbeitsplätze schaffen�, wenn die
�Lohnnebenkosten� , oder nach der neusten Sprachrege-
lung die �Lohn-Zusatz-Kosten� fallen. Das bedeutet aber
keineswegs, dass sie mit der Regelung prinzipiell unzufrie-
den sind. Die Unternehmer haben nichts daran auszuset-
zen
� dass dem Staat, ihrem obersten Interessensvertreter,

mit dieser Steuer Geld zufließt,
� dass mit der Kopplung dieser Steuer an Lohnzahlungen

Einsparungen durch Rationalisierungen gefördert wer-
den, die Steuer also einen Zusatzanreiz zur Steigerung
ihrer internationalen Konkurrenzfähigkeit ist,

� dass Erhöhungen dieser Steuer unmittelbar die Reallohn-
höhe und nicht ihren Profit senken, (letzterer wird se-

parat reguliert, z.B. durch Senkungen der Unter-
nehmenssteuern)

� dass diese Steuern abhängig ist vom Quantum der ge-
zahlten Lohnsumme, weil sie die Ware Arbeitskraft
schließlich auf dem staatlich regulierten Arbeitsmarkt
gekauft haben. Die Kosten dieser Regulierung lohnen
sich für das Gesamtkapital, und so ist es für die einzel-
nen Unternehmer auch einsichtig, dass sie durch eine
Spezialsteuer auf die Ware Arbeitskraft beglichen wer-
den.

Anmerkungen
[1] Eigentum an Produktionsmitteln

»Statt Zuspitzung der Kritik auf das Privateigentum,
Zuspitzung der Kritik auf den �Arbeitsfetisch�«, lautet ei-
ner der Vorwürfe Schlossers gegen die erste Auflage diese
Schrift. Das Privateigentum war allerdings weder Roths
Gegenstand, noch meiner. Andernfalls hätte ich kritisch
angemerkt, dass Roth (und sein Co-Autor Schlosser) sich
offenbar keine Gesellschaft ohne Eigentum an Produktions-
mitteln vorstellen können. Denn was soll man sich unter
einer Gesellschaft, in der die »Produzenten (!) des Reich-
tums die Eigentümer (!) der Produktionsmittel« sind, vor-
stellen? Modell Jugoslawien? Belegschaftsaktien? Um das
�Gemeineigentum an Produktionsmitteln�, das Schlosser
in seiner Replik gegen mich postuliert, kann es sich jeden-
falls nicht handeln. Zuerst will Schlosser zusammen mit
Roth die Produktionsmittel zum exklusiven Eigentum der
»Produzenten« machen, dann geht es ihm statt dessen
um das »Gemeineigentum an Produktionsmitteln«, also um
Aufhebung des Privateigentums. Seine Devise lautet of-
fenbar: »Hauptsache die Klippe Privateigentum ist theore-
tisch umschifft!« (Schlosser)

[2] Notwendige Arbeit
Jemand sieht die Notwendigkeit einer Arbeit ein, und

macht sie - oder man sieht die Notwendigkeit nicht ein,
lässt die Arbeit sein und kommt eben ohne das Arbeitser-
gebnis zurecht. Da kann man sich eben entscheiden.
Roth und Co-Autoren gehen statt dessen ausschließlich von
Arbeit aus, bei der irgendein höheres Wesen die Notwen-
digkeit beschlossen hat und die unverrückbar fest steht.
Selbstverständlich gibt es Arbeiten, die für die Reprodukti-
on der Menschen notwendig sind. Roth & Co verallgemei-
nern das unzulässig, idealisieren also �die Arbeit�. Was nur
auf einen Teil der gesellschaftlichen Arbeit zutrifft, ist noch
lange nicht Attribut �der Arbeit� schlechthin.

[3] Arbeit und Tätigkeit
»Schmidt meint offenbar, dass das Ersetzen des Wortes

Arbeit durch Tätigkeit, irgendetwas am Zwangscharakter
notwendiger Arbeit ändere«, meint Schlosser. Hier kommt
der Verdacht des Analphabetismus auf. Als hätte ich nicht
genau definiert, was Arbeit von anderen Tätigkeiten un-
terscheidet! In meiner Argumentation habe ich ganz be-
wußt zuerst von Arbeit einmal abgesehen um anhand an-
derer Tätigkeiten klarzumachen, dass aus Notwendig-
keit keineswegs Zwang resultieren muss. Oder mei-
nen Roth und Schlosser, dass Zwangsernährung durchge-
führt wird, weil für den Menschen nunmal die natürliche
Notwendigkeit zur Nahrungsaufnahme besteht?
Vermutlich resultiert Schlossers Leseschwäche daraus, dass
er mich komischerweise in die »fundamental-wertkritischen
Front« einordnet. Die populärste Vertreterin dieser Rich-
tung war die Krisis-Gruppe, die 1999 ein �Manifest gegen
die Arbeit� geschrieben hat. Im Gegensatz zu meiner Aus-
sage, mogelt sich die Krisis-Gruppe dort wirklich darum
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herum, was Arbeit eigentlich ist:
»Arbeit ist keineswegs identisch damit, daß Menschen
die Natur umformen und sich tätig aufeinander bezie-
hen. Solange es Menschen gibt, werden sie Häuser bau-
en, Kleidung und Nahrung ebenso wie viele andere Din-
ge herstellen, sie werden Kinder aufziehen, Bücher
schreiben, diskutieren, Gärten anlegen, Musik machen
und dergleichen mehr. Das ist banal und selbstverständ-
lich. Nicht selbstverständlich aber ist, daß die menschli-
che Tätigkeit schlechthin, die pure �Verausgabung von
Arbeitskraft�, ohne jede Rücksicht auf ihren Inhalt, ganz
unabhängig von den Bedürfnissen und vom Willen der
Beteiligten, zu einem abstrakten Prinzip erhoben wird,
das die sozialen Beziehungen beherrscht.«
Natürlich ist �Arbeit� keineswegs identisch damit, dass

Menschen spezifische Arbeit (und nicht einfach Tätigkei-
ten) verrichten, wie »Häuser bauen, Kleidung und Nah-
rung ebenso wie viele andere Dinge herstellen«, weil diese
spezifischen Arbeiten nur einen Teil der gesamten Arbeit
ausmachen. Es handelt sich tatsächlich auch um Arbeit,
wenn »Menschen die Natur umformen und sich tätig auf-
einander beziehen«, aber auch das ist nur ein Teil der Ar-
beit, nämlich sogenannte produktive Arbeit. Analog dazu
die »pure �Verausgabung von Arbeitskraft�«, nämlich jene
Verwertung der Arbeitskraft, die LohnarbeiterInnen abver-
langt wird: auch die ist nur eine Teilmenge, eine Unter-
kategorie der Arbeit: nämlich wertbildende Arbeit, die
typischerweise durch gekaufte Arbeitskräfte geleistet wird.

Das Verwechseln verschiedener Arten und Unterarten
von Arbeit gehört zu einer verbreiteten Methode: Mal wird
eine Teilmenge der Arbeiten mit der Gesamtmenge aller
Arbeiten vertauscht, um danach die Gesamtmenge mit ei-
ner ganz anderen Teilmenge zu verwechseln. Das ständige
Verwechseln und Vertauschen von verschiedenen Katego-
rien der Arbeit - untereinander und mit �der Arbeit über-
haupt�- ist so verbreitet, weil sich damit scheinbar alles
�beweisen� lässt. Der schädliche Charakter �der Arbeit über-
haupt� soll z.B. dadurch bewiesen werden, dass tatsäch-
lich durch viele Arbeiten Mensch und Natur ruiniert wer-
den, so Robert Kurz und seine (damalige) Krisis-Gruppe.

Robert Schlosser und Rainer Roth kommen mit dersel-
ben Verdrehung zum gegenteiligen Ergebnis: Dass tatsäch-
lich nützliche Arbeiten zur Produktion nötiger Güter ver-
richtet werden, das soll �die Arbeit überhaupt� als nötig
und nützlich charakterisieren. Oder sie verwechseln die
Arbeit, die zur Reproduktion von Staat und Kapital nötig
ist mit jener Arbeit, die für die Reproduktion von uns Lohn-
abhängigen notwendig ist - und faseln von »notwendi-
ger Arbeit.«.

Derlei gipfelt z.B. in der blöden Ideologie von der soge-
nannten �Arbeitsgesellschaft�, auf die ich in Fußnote [12]
eingehe, weil jene Ideologie von Freunden und Feinden
�der Arbeit� geteilt wird.

[4] Produktive und unproduktive Arbeit
Zu den Sumpfblüten der linken �Klassenanalyse� gehör-

te einst die Vorstellung, dass zum heissgeliebten Proletari-
at nur die produktiven Malocher, nicht aber die Kassiere-
rinnen im Supermarkt gehören würden. Dieser Blödsinn
ist zu recht in Vergessenheit geraten. Statt dessen wird
jetzt so getan, als sei jede Arbeit eine produktive. Den
Anhängern jener Verdrehung wird sicherlich sauer aufsto-
ßen, dass sich meine Definition von Arbeit nicht deckt mit
dem was Marx über produktive Arbeit geschrieben hat:
»Im Arbeitsprozeß bewirkt also die Tätigkeit des Menschen
durch das Arbeitsmittel eine von vornherein bezweckte
Veränderung des Arbeitsgegenstandes. Der Prozeß erlischt
im Produkt. Sein Produkt ist ein Gebrauchswert, ein durch
Formveränderung menschlichen Bedürfnissen angeeigne-
ter Naturstoff.« (Marx/Engels Werke, Band 23, Karl Marx:

Das Kapital, Band 1 im folgenden abgekürzt als MEW 23,
S. 195) Dabei ging es Marx, gemäß seiner Ableitung im
,Kapital�, ausschließlich um Gebrauchsgüter produzie-
rende Arbeit. Ebenso im folgenden: »Der Arbeitsprozeß,
wie wir ihn in seinen einfachen und abstrakten Momenten
dargestellt haben, ist zweckmäßige Tätigkeit zur Herstel-
lung von Gebrauchswerten, Aneignung des Natürlichen für
menschliche Bedürfnisse, allgemeine Bedingung des Stoff-
wechsels zwischen Mensch und Natur, ewige Natur-
bedingung des menschlichen Lebens und daher unabhän-
gig von jeder Form dieses Lebens, vielmehr allen seinen
Gesellschaftsformen gleich gemeinsam.« (MEW 23, S. 198)
Im Kapitalismus beschränkt sich Arbeit aber nicht auf die
Produktion von Gebrauchswerten: »Während die kapitali-
stische Produktionsweise in jedem individuellen Geschäft
Ökonomie erzwingt, erzeugt ihr anarchisches System der
Konkurrenz die maßloseste Verschwendung der gesell-
schaftlichen Produktionsmittel und Arbeitskräfte,
neben einer Unzahl jetzt unentbehrlicher, aber an und für
sich überflüssiger Funktionen.« (MEW 23, S. 552, Herv.
von mir.)

Für die Reproduktion des Kapitals leistet so mancher
Lohnabhängige unproduktive Arbeit: »Er verausgabt
seine Arbeitskraft und seine Arbeitszeit in diesen Opera-
tionen W-G und G-W. Und er lebt daher davon, wie ein
andrer z.B. vom Spinnen oder Pillendrehn. Er verrichtet
eine notwendige Funktion, weil der Reproduktionsprozeß
selbst unproduktive Funktionen einschließt. Er arbeitet so
gut wie ein andrer, aber der Inhalt seiner Arbeit schafft
weder Wert noch Produkt. Er selbst gehört zu den faux
frais der Produktion.« (MEW 24, S. 133f)

[5] Nutzen mit Tüddelchen
Das Beispiel ist schlecht gewählt. Es sollte als Verweis

dafür dienen, dass es durchaus Leute gibt, die arbeiten,
ohne es finanziell nötig zu haben, also ohne Zwang. Schlos-
ser steigt darauf folgendermaßen ein: »Nein, auch weni-
ger gut bezahlte Jobs bedeuten einen �Nutzen� für diejeni-
gen, die ihn annehmen, sie erhalten Geld dafür, für das sie
sich Lebensmittel kaufen.« Zu recht setzt er »�Nutzen�« in
Anführungszeichen, da die Normaljobs einzig die Abhän-
gigkeit der Leute perpetuieren. Korrekt schreibt Schlosser
weiter unten, dass »der Lohn für die Ware Arbeitskraft in
der Regel nur ihre Reproduktionskosten abdeckt, so dass
die Lohnabhängigen ihre Arbeitskraft immer wieder anbie-
ten müssen«. In seiner weiteren Polemik (siehe Fußnote
[7]) läßt Schlosser dann aber die Anführungszeichen weg
und erklärt den vermeintlichen Nutzen zu einem tatsächli-
chen: »sie erhalten Geld dafür, für das sie sich Lebensmit-
tel kaufen«. Dieses Geld ist tatsächlich nur das Werkzeug
der ständigen Erpressung, der wir als Lohnabhängige un-
terliegen, und nicht unser Nutzen. Und zweitens: »Es tut
nichts zur Sache, daß der Arbeiter seine individuelle Kon-
sumtion sich selbst und nicht dem Kapitalisten zulieb voll-
zieht. So bleibt der Konsum des Lastviehs nicht minder ein
notwendiges Moment des Produktionsprozesses, weil das
Vieh selbst genießt, was es frißt. Die beständige Erhaltung
und Reproduktion der Arbeiterklasse bleibt beständige
Bedingung für die Reproduktion des Kapitals.« (MEW 23,
S. 597)

[6] Hausfrau und Haustyrann - Schlossers dümm-
stes Beispiel für Verletzung der Arbeitspflicht

Robert Schlosser fällt nicht ein, dass im häuslichen Be-
reich durchaus ohne Zwang gearbeitet wird. Er will ja be-
weisen: »Die Verweigerung jeder Bereitschaft und Verpflich-
tung zur Arbeit, sogar das Recht auf diese Verweigerung
bei Einforderung einer Existenz sichernden Teilhabe ist eben
entweder eine hohle Phrase, die als Leitfaden für soziale
Emanzipation nicht taugt, oder sie ist offen reaktionär«.
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Zum Beweis soll folgendes Szenario herhalten: »Es soll
immer noch viele Männer geben, die das zu Hause so«,
d.h. ohne Arbeitsverpflichtung, »praktizieren. Bei ihnen
existiert weder eine Bereitschaft zur Hausarbeit, noch las-
sen sie sich dazu verpflichten. Essen beispielsweise ist
zweifellos Existenz sichernd, wird aber meistens durch Ar-
beit von Frauen zubereitet. Die angesprochenen Männer
beanspruchen Teilhabe an diesem Essen ohne �Bereitschaft
bzw. Verpflichtung zur (Haus-)Arbeit�.« Ein albernes Bei-
spiel für angeblich nicht vorhandenen Arbeitszwang! Da
kommmt der Alte von der Arbeit nach Hause und erwartet
von seinem Eheweib, das ja angeblich den ganzen Tag auf
der faulen Haut gelegen hat, dass gefälligst das Essen auf
dem Tisch stehen soll, sonst setzt es was. Aus seiner tags-
über erlittenen Arbeitspflicht leitet der Haustyrann die
Arbeitspflicht seiner Mitmenschen ab und fühlt sich berech-
tigt, der Arbeitspflicht seiner Haussklavin mit Prügeln nach-
zuhelfen. Solchen Sausäcken ist übrigens nicht dadurch
moralisch beizukommen, dass Robert Schlosser ihnen
höchstpersönlich die �Bereitschaft bzw. Verpflichtung zur
(Haus-)Arbeit� predigt. Betroffenen Frauen rate ich statt
dessen dringend dazu, die Nahrungsmittelzubereitung für
solche Haustyrannen einzustellen und ggf. eine Verände-
rung der Wohnsituation in Erwägung zu ziehen.

[7] Nutzen ohne Tüddelchen - nicht nur das Mehr-
produkt ist das Eigentum der Kapitalisten

»Das ist purer Unfug«, sagt Schlosser dazu, »denn auch,
wenn �Arbeitende� Nutzen von ihrer �Tätigkeit� im Kapita-
lismus haben, ist im Kapitalismus .... Zwang nötig«. Die in
der Fußnote [5] kritisierte Verdrehung eines vermeintli-
chen in einen tatsächlichen »Nutzen« der
LohnarbeiterInnen, setzt Schlosser hier fort. Aus diesem,
von ihm begangenen Fehler konstruiert er bei mir einen
Widerspruch. Im Gegensatz zur Behauptung Schlossers ist
der Nutzen der Tätigkeit namens Arbeit im Kapitalismus
auf den Einkäufer der Ware Arbeitskraft beschränkt. Das
Arbeitsergebnis ist sein Privateigentum. Der »Vertrag zwi-
schen Kapitalisten und Lohnabhängigen«, der »in �freier
Willensentscheidung� von beiden unterschrieben wird«
(Schlosser) ist ein Knebelvetrag und basiert auf reiner Er-
pressung. Dass laut Schlosser »dieser Zwang somit aus
der eigentümlichen Zwangsdefinition von Andreas Schmidt
herausfällt«, ist seine Erfindung. Ebenso steht es mit dem
von Schlosser angeführten »direkten Zwang �von Mensch
zu Mensch� während des kapitalistischen Produktions-
prozesses«. Auch der resultiert aus der schlichten Tatsa-
che, dass der Eigentümer der Produktionsmittel und nicht
die Lohnarbeitenden den Nutzen aus der Arbeit ziehen. Es
stimmt ja, wenn Schlosser schreibt, dass die »gesamte
Organisation kapitalistischer Produktion« auf Zwang auf-
gebaut ist und »Vorgesetzte, Androhung von allerlei Stra-
fen und Schikanen sorgen für den nötigen Nachdruck« sor-
gen. Nur der Grund, den Schlosser dafür angibt, ist falsch.

Schlosser meint, das läge am Verwertungsprozess, wo
es dem Kapitalisten ja tatsächlich darum geht, »ein mög-
lichst großes Quantum unbezahlter Mehrarbeit aus den
Lohnabhängigen herauszupressen« (Schlosser). Damit
meint Schlosser gegen mich polemisieren zu müssen: »Das
lebendige Arbeitsvermögen ist der Gebrauchswert des
Kapitals und es kann nicht genug bekommen von unbe-
zahlter Mehrarbeit, von der die Lohnabhängigen gar kei-
nen �Nutzen� (nun wieder in Anführugszeichen!) haben.
Aber unbezahlte Mehrarbeit gehört nicht zum Vokabular
der Kritiker des �Arbeitsfetischs�«. Halbgare Kapitalismus-
kritiker halten es eben nicht für einen Skandal, dass ihre
angebetete Arbeit hierzulande nichts als Privateigentum
der Kapitalisten ist, sondern regen sich allenfalls über »un-
bezahlte Mehrarbeit« auf. Grund für den Arbeitszwang ist
tatsächlich nicht nur der Teil des Produktes, der durch die

Mehrarbeit zustande kommt. Vielmehr ist der Arbeitszwang
deswegen nötig weil tatsächlich der gesamte Nutzen der
Arbeit, das gesamte Arbeitsprodukt Eigentum des Ka-
pitalisten ist:

»Der Arbeiter arbeitet unter der Kontrolle des Kapitali-
sten, dem seine Arbeit gehört. Der Kapitalist paßt auf,
dass die Arbeit ordentlich vonstatten geht und die
Produktionsmittel zweckmäßig verwandt werden...
Das Produkt ist Eigentum des Kapitalisten, nicht des
unmittelbaren Produzenten, des Arbeiters. Der Kapita-
list zahlt z.B. den Tageswert der Arbeitskraft. Ihr
Gebrauch, wie der jeder andren Ware, z.B. eines
Pferdes, das er für einen Tag gemietet, gehört ihm
also für den Tag. Dem Käufer der Ware gehört der
Gebrauch der Ware, und der Besitzer der Arbeitskraft
gibt in der Tat nur den von ihm verkauften Gebrauchs-
wert, indem er seine Arbeit gibt. Von dem Augenblik-
ke, wo er in die Werkstätte des Kapitalisten trat,«
(also nicht erst bei Beginn der Mehrarbeit!) »gehörte
der Gebrauchswert seiner Arbeitskraft, also ihr Ge-
brauch, die Arbeit, dem Kapitalisten.« (MEW 23, S.
199f).

[8] �Stummer� Zwang
Schlosser wendet dagegen ein: »Wie die Notwendigkeit

zur Arbeit natürlich bedingt ist, so ist die Notwendigkeit,
die eigene Arbeitskraft zu verkaufen, sich als
LohnarbeiterInnen zu verdingen, gesellschaftlich bedingt.
Beides wird von Menschen als Zwang empfunden, beide
Male handelt es sich um einen �stummen Zwang�, der nicht
von Menschen gegen Menschen ausgeübt wird.«
Die »Notwenigkeit zur Arbeit« soll »natürlich bedingt« sein,
und würde von »Menschen als Zwang empfunden«. Wie-
so? Wenn Leute Gebrauchsgüter haben wollen, die es in
der Natur nicht gibt, dann müssen sie durch Arbeit herge-
stellt werden. Wenn nicht, dann nicht. Was Schlosser in
eine Notwendigkeit verwandelt, ist tatsächlich ein einfa-
ches, logisches Wenn-Dann. »Natürlich bedingt« ist das
höchtens darin, dass sich Menschen schon immer prak-
tisch (und übrigens auch immer gesellschaftlich) durch
Arbeit auf eine Natur bezogen haben, die ihnen Genußmit-
tel und andere Gebrauchsgüter nur in einer sehr ungesund
niedrigen Dosis, dafür aber jede lauter Rohstoffe zum Ar-
beiten zur Verfügung stellt. Aber warum soll man Arbeit
»als Zwang empfinden«? Verschafft Arbeit nicht vielmehr
die Freiheit, sich Güter zu verschaffen, die es in der Natur
nicht gibt? Blöderweise haben Lohnabhängige diese Frei-
heit nicht, da der Stoffwechsel Mensch/Natur vom Kapital
kontrolliert wird (Von Schrebergärten u.Ä. einmal abgese-
hen.)

(Übrigens wurden schon in der Steinzeit massenweise
Arbeiten verrichtet, deren »Notwendigkeit« in biologischer
Hinsicht nicht bestand. Vielmehr bestand die »Notwendig-
keit«, bestimmte Genuß- oder Kultgegenstände herzustel-
len, einzig im Beschluß der damaligen Gesellschafts-
mitglieder. Das ficht natürlich einen Schlosser nicht an, dem
zu jeder Arbeit immer nur das Wort »notwendig« einfällt,
als ein »Zwang«, der »durch natürliche Gegebenheiten
erzeugt wird«.)

Aber reden wir vom Kapitalismus. Da soll das Arbeiten,
oder »die Notwendigkeit, die eigene Arbeitskraft zu ver-
kaufen« irgendwie »gesellschaftlich bedingt«, sein. Genau
genommen handelt es sich laut Schlosser »um einen �stum-
men Zwang�, der nicht von Menschen gegen Menschen
ausgeübt wird«. Diese Aussage ist grundsätzlich schon mal
bescheuert. Wie soll das denn gehen: einerseits »gesell-
schaftlich«, und andererseits »nicht von Menschen«?
Carpenter hatte in seinem Film �They Live� mal phanta-
siert, dass der Zwang von irgendwelchen Aliens käme. Bei
Schlosser sind es Subjekte, die noch fragwürdiger sind,
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nämlich sogenannte »Verhältnisse«, aber eben keine zwi-
schen Menschen. Das Gegenteil ist der Fall. Erstens braucht
es in der modernen Gesellschaft schon einen personell gut
bestückten Staatsapparat, der dafür sorgt, dass das Pri-
vateigentum gilt. Die zuständigen Amtsträger sorgen da-
für, dass der gesamte Stoffwechsel zwischen Mensch und
Natur von der Klasse kontrolliert wird, die das Monopol auf
die dafür nötigen Arbeitsmittel hat. Was in den Fabriken
wofür produziert wird, was �notwendige Arbeit� tatsäch-
lich ist, entscheiden die Eigentümer, vertreten z.B. durch
Manager, ermächtigt vom Staat. Wir Lohnabhängige wer-
den bei dem ganzen Prozess nur als �Rohstoff Arbeitskraft�
gebraucht. Unsere Vernutzung geschieht sehr wohl unter
einem »Zwang, der von Menschen gegen Menschen aus-
geübt wird«. Wie in der vorherigen Fußnote ausgeführt,
resultiert das schlicht aus dem Recht der Kapitalisten: die
Arbeitskräfte haben sie bezahlt, ergo ist das Arbeitsprodukt
ihr Eigentum. Das staatlich garantierte, im Arbeitsrecht
kodifizierte Privileg des Kapitals ist so das Kommando dar-
über, wer wie arbeiten muss, und wer rausfliegt. Der Staat
verleiht den Kapitalisten außerdem die Entscheidungshoheit
darüber, ob jemand die produzierten Güter bekommt, oder
nicht. Sie erpressen uns - staatlich sanktioniert - mit un-
seren eigenen Arbeitsprodukten zu ewiger Lohnarbeit.
Die ganze Rede vom »stummen Zwang der Verhältnisse«
geht übrigens auf ein verkürztes Marx-Zitat zurück. Es lautet
vollständig:

»Die Organisation des ausgebildeten kapitalistischen
Produktionsprozesses bricht jeden Widerstand, die be-
ständige Erzeugung einer relativen Übervölkerung hält
das Gesetz der Zufuhr von und Nachfrage nach Arbeit
und daher den Arbeitslohn in einem den Verwertungs-
bedürfnissen des Kapitals entsprechenden Gleise, der
stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse besie-
gelt die Herrschaft des Kapitalisten über den Arbeiter.
Außerökonomische, unmittelbare Gewalt wird zwar im-
mer noch angewandt, aber nur ausnahmsweise.« (MEW
23, Kap. 24, S.765)
Ohne außerökonomische staatliche Gewalt, ohne per-

sonellen Zwang geht Kapitalismus nicht, auch wenn un-
mittelbare Polizeigewalt im Klassenverhältnis nur aus-
nahmsweise nötig ist. Schlosser sieht das ganz anders.
Sogar da, wo selbst bürgerlich-liberale Menschenfreunde
den Zwangsarbeitscharakter der Hartz-Maßnahmen bemer-
ken, die auf genau auf jene Arbeitshäuser hinauslaufen,
die Karl Marx in seinem 24. Kapitel beschieben hat, sogar
da redet Schlosser von einem �stummen Zwang�, der nicht
von Menschen gegen Menschen ausgeübt wird.« Diese
Behauptung Schlossers ist regelrecht dummdreist im Kon-
text der Auseinandersetzungen um Hartz IV. Im Wider-
stand gegen die Hartz-IV-Zwangsarbeit haben wir es mit
ganz konkreten Menschen zu tun: Politiker und Beamte,
Sachbearbeiter und Manager aus jener Branche, die mit
erpresster �Beschäftigung� und mit �Motivationstraining�
Milliarden umsetzt. Den Widerstand gegen diese Figuren
leisten wir übrigens nicht nur in unserem Interesse als Er-
werbslose, sondern im Interesse aller Lohnabhängigen.

[9] Arbeitszwang �verbindet� alle Klassen
Arbeitszwang ist für Schlosser kein notwendiges, bösar-

tiges Moment einer Klassenherrschaft, sondern eine na-
türliche, die Klassen verbindende Angelegenheit: »Tat-
sächlich gibt es einen objektiven, nämlich natürlichen
Zwang der Menschen zur Arbeit, der alle (!!!) menschliche
Gesellschaft verbindet.« Freiheit ist laut Schlosser nur
möglich, wenn die Menschen diesen Zwang affirmieren und
verinnerlichen: »Das Reich wirklicher Freiheit beginnt erst
jenseits dieser Notwendigkeit und jenseits der Einsicht in
diese Notwendigkeit.« Wenn Schlosser an anderer Stelle
schreibt: »Tatsächlich jedoch bestehen unsere unverein-

baren Widersprüche im Verständnis dessen, was das Kapi-
talverhältnis ist, auf welchem Wege man es überwinden
kann und was an seine Stelle treten muss«, dann kann ich
ihm nur recht geben. Schlossers Rede von der »Einsicht in
diese Notwendigkeit« erweckt bei mir übelste Assoziatio-
nen an gewisse Umerziehungs-Arbeitslager.

Aber für diese Assoziationen will ich ihn nicht verant-
wortlich machen.

[10] Schaden der Arbeit
Verallgemeinernd habe ich hier für alle möglichen Klas-

sengesellschaften nachgewiesen (oder zumindest behaup-
tet), dass Arbeit nie und nimmer die Versorgung der Ar-
beitenden zum Ziel hat, sondern dass es um die Repro-
duktion der Klassenverhältnisse geht. Diese Reproduktion
beinhaltet auch die Reproduktion der ausgebeuteten Klas-
sen mit den zur Ausbeutung nötigen Lebensmitteln.

Im Kapitalismus besteht die Reproduktion dieses
Klassenverhältnisses darin, dass die Abhängigkeit der Ar-
beitenden von ihren Jobs schon deswegen nie endet, weil
sie am Ende ihres Arbeitslebens genauso mittellos daste-
hen, wie zuvor. Während Roth, Schlosser & Co Arbeit als
etwas verfabeln, das wegen der Versorgung von uns Pro-
leten nötig ist, behauptet Marx das Gegenteil:

»Der Arbeiter selbst produziert ... beständig den objek-
tiven Reichtum als Kapital, ihm fremde, ihn beherrschen-
de und ausbeutende Macht, und der Kapitalist produ-
ziert ebenso beständig die Arbeitskraft als ... Reichtums-
quelle, kurz den Arbeiter als Lohnarbeiter.� Diese be-
ständige Reproduktion oder Verewigung des Arbeiters
ist das sine qua non, (das, ohne das nichts geht), der
kapitalistischen Produktion.« (MEW 23, 596)
In meinem Text habe ich thematisiert, wie sich gerade

an Erwerbslosen der Nutzen der geleisteten Arbeit als Scha-
den der Arbeitenden erweist: »Sie haben sie ihr Arbeitsle-
ben damit verbracht, das Privateigentum anderer Leute zu
vermehren, statt sich selber « - z.B. durch kollektiven Kampf
gegen das Privateigentum »eine solide Existenzgrundlage
zu verschaffen. Ansonsten wären sie nach der Entlassung
nicht mittellos geworden.«

[11] Im ursprünglichen Text stand unverständlich:
�Zeiterfassungs-Systemen�.

[12] �Arbeitsgesellschaft� - der gemeinsame
Glaube von von Freunden und Feinden des Wert-
gesetzes

Zu den Leuten, die allen Ernstes glauben, Kapitalismus
wäre eine �Arbeitsgesellschaft�, gehören nicht nur Sozial-
demokraten. Auch die sogenannten �fundamentalen Wert-
kritiker� bilden sich allen Ernstes ein, dass es im Kapitalis-
mus nur um Arbeit ginge. Die darin verbreitete Lehre ist in
letzter Zeit etwas aus der Mode gekommen. Zusammen-
gefaßt handelt es sich um folgendes. Wie Roth und Schlos-
ser glaubt auch die Krisis-Gruppe:

»Arbeit ist ein gesellschaftliches Zwangsprinzip«.
Nur sind die Krisis-Leute nicht wie Roth für Arbeitszwang,

sondern gegen Arbeit. Alles schlechte ist nach der Krisis-
Moralphilosophie durch die Anbetung des »Arbeitsgötzen«
zustandegekommen: ein »arbeitsgesellschaftliches Fetisch-
Bewußtsein« habe das »warenproduzierende System mit
seinem Selbstzweck der unaufhörlichen Verwandlung von
menschlicher Energie in Geld« hervorgebracht. (Zitate aus
dem �Manifest gegen die Arbeit�) Wieso Selbstzweck? Weil
in der sogenannten �Wertvergesellschaftung� der Wert von
Ware und Geld nichts anderes sei als - �Arbeit�.
Tatsächlich geschieht der Tausch �Arbeit� gegen �Arbeit�,
ohne dass die Akteure auf den Märkten etwas davon wis-
sen. Dieses Tauschverhältnis resultiert schlicht aus der
Tatsache, dass die weltweit verrichteten Privatarbeiten sich
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in Form ihrer Arbeitsprodukte (über Geld vermittelt) auf
dem Markt miteinander austauschen müssen, um in den
gesellschaftlichen Stoffwechsel einzugehen. Mit einem wie
auch immer gearteten »Arbeitsgötzen« hat das nichts zu
tun. Indem die Leute »ihre verschiedenartigen Produkte
einander im Austausch als Werte gleichsetzen, setzen sie
ihre verschiednen Arbeiten einander als menschliche Ar-
beit gleich. Sie wissen das nicht, aber sie tun es.« (MEW
23 S. 88).

Das sogenannte Wertgesetz wurde erstmals von Ricardo
entdeckt. Ricardo meinte, »daß der Wert jeder Ware be-
stimmt wird einzig und allein durch die zu ihrer Produktion
erheischte Arbeitsmenge«. (MEW 4 S. 559) Was den Cha-
rakter der Arbeit anbelangt, die als Substanz des Werts
zugrundeliegt, davon hatte Ricardo keine Ahnung. Die Ar-
beit im Wertgesetz blieb bei ihm merkwürdig diffus, was
jedoch der Popularität seines Wertgesetzes bis heute kei-
nen Abbruch tut.

»Nun hat aber die Ricardosche Wertbestimmung, trotz
ihrer ominösen Eigenschaften, eine Seite, die sie dem
braven Bürger lieb und teuer macht. Sie appelliert mit
unwiderstehlicher Gewalt an sein Gerechtigkeitsgefühl.
Gerechtigkeit und Gleichheit der Rechte, das sind die
Grundpfeiler, auf die der Bürger ... sein Gesellschafts-
gebäude errichten möchte .... Und die Bestimmung des
Warenwerts durch Arbeit und der nach diesem Wert-
maß sich vollziehende freie Austausch der Arbeits-
produkte zwischen gleichberechtigten Warenbesitzern,
das sind, wie Marx schon nachgewiesen, die realen
Grundlagen, auf denen die gesamte politische, juristi-
sche und philosophische Ideologie des modernen Bür-
gertums sich aufgebaut hat.« (Marx: Das Elend der Phi-
losophie, Vorrede von Engels in MEW 4, S. 562).
So hegen z.B. Sozialdemokraten und andere Arbeits-

fetischisten gegenüber dem Wertgesetz die allerhöchste
Hochachtung. Für sie ist das der Himmel auch Erden, was
für die �fundamentalen Wertkritiker� die Hölle ist. Alles dreht
sich angeblich nur um Arbeit, und das Wertgesetz soll als
Beweis dafür herhalten. Schlosser schreibt z.B. in seiner
Replik an mich und Blaschke:

»Das Geld ist Ausdruck mittelbarer, unbewusster, spon-
taner Vergesellschaftung und einer dementsprechenden
„unbewussten" Arbeitszeitrechnung.          Es ist Form
der Werts, Form gesellschaftlicher Arbeit, die als von-
einander unabhängige Privatarbeit verausgabt wird.«
Und so bringt seine heißgeliebte Arbeit echten »Sinn« in

den schnöden Mammon, und zwar als »Ausdruck einer
bestimmten Form gesellschaftlicher Arbeitszeitrechnung«.
Die »bestimmte Form« ist laut Schlosser eine
�unbewusste"     Rechnung, und da manchen Menschen
das �unbewusste� Rechnen mit Arbeitszeiten so schwer fällt,
ist Geld doch eine echte Erleichterung, oder?

Mit dem erstmals von Marx richtig formulierten Wert-
gesetz hat das freilich alles nichts zu tun. Denn der fand
heraus, dass es sich bei der wertbildenden Arbeit um ab-
strakte Arbeit handelt. Bei der den Wertmaßstab bilden-
den abstrakten Arbeit wird tatsächlich praktisch abstra-
hiert von jener spezifischen Nützlichkeit der Arbeit, die
Arbeitsfetischisten an allen Arbeiten entdecken wollen. Der
Tausch �Arbeitsstunde gegen Arbeitsstunde� muss zwar
stattfinden, wenn man den Durchschnitt aller Waren auf
dem Weltmarkt betrachtet. Gleichzeitig resultiert jedoch
aus dem Wertgesetz, dass im Einzelfall der Tausch nur aus-
nahmsweise nach dem Prinzip �Arbeitsstunde gegen Ar-
beitsstunde� stattfinden kann und in der Regel krasse
Abweichungen stattfinden müssen.

[13] Reaktionäre Praxis der Parasitenlogik
Schlosser kennt derartige �Parasiten�-Logik. Er meint

über Leute, die ein BGE fordern oder die er, wie mich, des-

sen verdächtigt: »Andreas Schmidt und andere Kritiker des
�Arbeitsfetisch� liebäugeln aus verständlichen Gründen
beständig mit dem Gedanken, nicht zu arbeiten...« Was
meint Schlosser mit »verständliche Gründe«? Die Antwort:
»Die Verweigerung jeder Bereitschaft und Verpflichtung zur
Arbeit, sogar das Recht auf diese Verweigerung bei Ein-
forderung einer Existenz sichernden Teilhabe ist eben ent-
weder eine hohle Phrase, die als Leitfaden für soziale Eman-
zipation nicht taugt, oder sie ist offen reaktionär! Aus dem
Mund linker Kritiker ist sie zweifellos nur eine hohle Phrase
und keine Rechtfertigung reaktionärer gesellschaftlicher
Praxis. Ich würde meinen linken Kontrahenten nie einen
solchen Scheiß (Verewigung der Möglichkeit auf Kosten
anderer leben zu können) unterschieben wollen«. Was
würde uns Schlosser nicht unterschieben wollen? Dass wir
»auf Kosten anderer leben« und es uns nur um die »Recht-
fertigung reaktionärer gesellschaftlicher Praxis« geht. Diese
Unterstellung überläßt er ganz seinen Lesern.

[14] Effizienter statt ineffizienter Arbeitszwang
Oben hatte ich korrekt geschrieben: �Roth fragt nicht

nach dem Nutzen der Arbeit. Daher fällt ihm auch kein
anderer ,Anreiz� zum Arbeiten ein als Zwang.� Schlosser
meint, der folgende Satz stände dazu im Widerspruch:
�Roth fordert nicht, dass Menschen unbedingt und immer
zur Arbeit gezwungen werden�. Hätte nur weitergelesen!
Roth �ist gegen Arbeitszwang, wenn der nicht zum er-
wünschten Resultat führt�. Roths Ruf nach Arbeitspflicht
wird keineswegs durch seine �großzügigen� Ausnahmere-
gelungen für Leute, die unbrauchbar fürs Kapital sind, ab-
geschwächt. Roth ist eben nicht eingefallen, dass es ,An-
reiz� genug zum Arbeiten sein könnte, wenn die Arbeiten-
den - in einer anderen Gesellschaft - tatsächlich einen Nut-
zen von ihrer Maloche hätten.

[15] Arbeitsmarktlogik
»Das Kapital agiert auf beiden Seiten zugleich. Wenn

seine Akkumulation einerseits die Nachfrage nach Arbeit
vermehrt, vermehrt sie andrerseits die Zufuhr von Arbei-
tern durch deren �Freisetzung�, während zugleich der Druck
der Unbeschäftigten die Beschäftigten zur Flüssigmachung
von mehr Arbeit zwingt, also in gewissem Grad die Arbeits-
zufuhr von der Zufuhr von Arbeitern unabhängig macht.
Die Bewegung des Gesetzes der Nachfrage und Zufuhr von
Arbeit auf dieser Basis vollendet die Despotie des Kapi-
tals.« (MEW 23, 669)

[16] �Stummer� und tatsächlicher Zwang
Laut Schlosser handeln » die LohnarbeiterInnen, die

unter gegebenen Produktionsverhältnissen ihre Arbeitskraft
als Ware anbieten«, freiwillig. Er behauptet: »Es bedarf
dazu keines Zwanges, der von Menschen gegen Menschen
ausgeübt wird.« Derartige �Theorie� erklärt nicht die Rea-
lität, sondern macht blind. Täglich kommt es tausendfach
vor, dass Erwerbslosen unter Androhung ruinöser Sperrfri-
sten, die �freiwillige� Annahme irgendwelcher Schweinejobs
�nahegelegt� wird.

[17] Verursacherprinzip oder Solidarsystem
Roths Polemik gegen das BGE bedient sich immer wie-

der der Methode, dass er dem BGE exklusiv etwas ankrei-
det, das vielmehr in der jetzigen sozialstaatlichen Praxis
selbstverständlich ist. So schreibt er: »In den verschiede-
nen Modellen des BGE geht verloren, dass der Ausgangs-
punkt des BGE, die wachsende Erwerbslosigkeit, durch das
Kapital produziert wird. Folglich müsste es auch für die
Folgen aufkommen. Die steigenden Kosten der überflüssig
gemachten Arbeitskräfte wären also ausschließlich aus den
Gewinnen des Kapitals aufzubringen.« (Anti-BGE, S. 32,
die Textstelle lag mir Anfang Oktober noch nicht vor.) War-
um feiert Roth im Folgenden das �Solidarprinzip� ab, bei
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dem die Kosten der Erwerbslosigkeit den Arbeitenden auf-
gehalst werden?

Nebenbei: »Folglich (?) müsste es auch für die Folgen
aufkommen«? Staat und Kapital sehen das anders: Folg-
lich muss es auch den Nutzen aus der Erwerbslosigkeit
ziehen!

[18] Tatsächliche Solidarität
Das schließt nicht aus, dass sie privat durchaus solida-

risch gegenüber erwerbslosen Angehörigen oder Freunden
sein können.

[19] Verursacherprinzip II
Laut Roth soll der Frankfurter Appell Ausgangspunkt der

Forderungen sein, »die immer wieder propagiert werden«
müssen, zur »Durchsetzung der unmittelbar brennenden
Interessen der Lohnabhängigen«. Freilich entstünden bei
der Umsetzung des Programms, genauso wie beim BGE,
Kosten. Er möchte gerne geklärt haben, wer die Kosten
des Frankfurter Appells zu zahlen hätte und möchte den
Appell in diesem Sinne »weiterentwickelt« haben: »Die
Kosten, die aus den Forderungen folgen, müssen vollstän-
dig von dem Kapital getragen werden, das Arbeitslosigkeit
und Armut erzeugt, etwa aus einem von den Unternehmen
zu füllenden Fond«.

Aber auf diesen Fond trifft genau das zu, was er dem
BGE vorwirft: Der Wert des dort eingezahlten Geldes ist
tatsächlich das Wertprodukt der arbeitenden Lohnabhän-
gigen, nämlich ihrer unbezahlten Mehrarbeit. Nur: wie soll
denn das im Kapitalismus anders gehen? Das Wertprodukt
der Arbeitenden hat nur zwei Bestandteile: den Lohn und
in den ihnen abverlangtenten Mehrwert. Nun wollen weder
Roth, noch die meisten (linken) BGE-AnhängerInnen, dass
die Kosten der Erwerbslosogkeit von den Löhnen bezahlt
werden sollen. In dem Fall können sie nur aus dem Mehr-
wert beglichen werden, und das wäre ja auch im Interesse
der Lohnabhängigen.

Im kapitalistischen Normalbetrieb werden dagegen die
Kosten der Erwerbslosigkeit den Arbeitslöhnen aufgehalst:

»Der Pauperismus bildet das Invalidenhaus der aktiven
Arbeiterarmee und das tote Gewicht der industriellen
Reservearmee. Seine Produktion ist eingeschlossen in
der Produktion der relativen Übervölkerung, seine Not-
wendigkeit in ihrer Notwendigkeit, mit ihr bildet er eine
Existenzbedingung der kapitalistischen Produktion und
Entwicklung des Reichtums. Er gehört zu den faux frais
der kapitalistischen Produktion« (MEW 23, S. 673). Das
heißt: die Ausgaben rentieren sich nicht fürs Kapital,
wie z.B. die Löhne, die ja als variables Kapital den Mehr-
wert hervorbringen und sozusagen die Quelle aller Ren-
tabilität sind. Es ist daher keine ökonomische Notwen-
digkeit, sondern im Gegenteil reiner Klassenkampf von
oben, wie das Kapital diese faux frais »großenteils von
sich selbst ab auf die Schultern der Arbeiterklasse und
der kleinen Mittelklasse zu wälzen weiß.« (ebenda)
Roth sieht das übrigens nicht ganz so. Er behauptet:

»Die Gesamtkosten der Erwerbslosen gehören gewisser-
maßen zu den Gesamtkosten der Reproduktion der Ware
Arbeitskraft, (Anti-BGE, S. 7)« und erklärt deshalb die Ge-
samtkosten zu Lohnbestandteilen. Tatsächlich sind nur die
Kosten der kurzfristigen, vorübergehenden Erwerbslosig-
keit Bestandteil des variablen Kapitals.

Das Bittere an Roths Irrtum ist: die Mehrheit der Millio-
nen ALG II-BezieherInnen sind für Staat und Kapital nur
noch �Unkosten�, die sich nicht rentieren. Um so bösarti-
ger werden ihre Methoden, möglichst viele der Leute zu
�aktivieren� um doch noch Kapital aus ihnen zu schlagen.

[20] Parasitenlogik II
Immer wenn einem BILD-Leser etwas nicht passt, be-

hauptet er, dass er es höchstpersönlich irgendwie bezahlt
hätte. Er als Steuerzahler wird durch die �Asylanten� ge-
schröpft. Krankenschwestern und Ärzte, die mehr Geld
wollen, liegen ihm als Beitragszahler auf der Tasche. Als
Autofahrer finanziert er Fahrradwege, die er nicht braucht
und als Arbeiter die überhöhten Managergehälter. Tüchti-
ge Manager verdienen dagegen ihr Einkommen voll und
ganz, und auch das Einkommen von Professor Sinn geht in
Ordnung, meint der BILD-Leser. Wenn solche Leute be-
haupten, dass »letztlich sie die Gelder für Erwerbslose er-
arbeitet haben« (Anti-BGE, S.7), liegt das nicht daran, dass
sie irgendetwas »wissen«. Roth sollte sich davor hüten,
die Ansichten solcher Bürger als Beleg für seine eigenen
Ansichten ins Feld zu führen.

[21] Arbeiter als Opfer der Arbeitslosen
»Die Arbeiterklasse hat als Ganze die Mittel erarbeitet,

aus denen ihre erwerbslosen Teile unterstützt werden sol-
len«, schreibt Roth in seiner Anti-BGE-Broschüre auf S. 9
korrekt. Der vorhandene Reichtum ist ja tatsächlich auch
das Arbeitsprodukt von jetzt erwerbslosen Lohnabhängi-
gen. An anderer Stelle tut er so, als lägen die Erwerbslo-
sen den �Beschäftigten� auf der Tasche und müssten sich
für ihre solidarischen Almosen bedanken. BGE würde be-
deuten: »Geld aus der Lohnarbeit anderer.« Er begründet
das wie folgt:

Je mehr Menschen sich für ein BGE, also für gegen Lohn-
arbeit »entscheiden, desto höher müsste der Mehrwert
sein, der von den LohnarbeiterInnen erwirtschaftet wird.
Der ist ja die Voraussetzung für die Steuern und Beiträ-
ge, aus denen das BGE gezahlt wird.« (Anti-BGE S. 45).
Damit tut er erstens so, als wäre das zu versteuernde,

vorhandene Kapital, nicht auch das Ergebniss der Mehrar-
beit der jetzt Erwerbslosen. Tatsächlich wäre es, um mit
Roth zu sprechen, sozusagen Geld aus ihrer eigenen Lohn-
arbeit!

Zweitens behauptet er, die für die Erwerbslosen durch-
zuführende Enteignung von Kapital müsste und könnte von
den Unternehmern kompensiert werden. Das geschähe
dann dadurch, »dass die Arbeitszeit nicht verkürzt, son-
dern verlängert werden müsste. Die einen müssten länger
arbeiten, damit die anderen sich von Lohnarbeit verab-
schieden könnten. (ebenda)« Wieso denn das? Ein Kapi-
tal-finanziertes BGE wäre nach Vorstellung der linken BGE-
AnhängerInnen nichts anderes als eine massive Steige-
rung des Einkommens der lohnabhängigen Klasse auf Ko-
sten des Kapitals. Selbstverständlich würde das Kapital
diesen Verlust durch eine gesteigerte Rate der Ausbeu-
tung kompensieren wollen. Aber es ist keineswegs sicher,
dass es das kann, und es ist schlichtweg gelogen, dass es
das muss! Wenn es so wäre, müsste jede Lohnerhöhung
durch eine gesteigerte Mehrwertrate kompensiert werden
und würde so auf Kosten der Arbeitenden gehen. Egal ob
es gerade Lohnsteigerungen oder-Senkungen gegeben hat:
der Heisshunger des Kapitals nach Mehrarbeit besteht im-
mer. Gewinneinbrüche durch Lohnsteigerungen sind dafür
freilich ein passender Vorwand.

[22] Existenzgrundlage
Lohnabhängige können sich im Kapitalismus keine si-

chere Existenzgrundlage verschaffen, und schon gar nicht
als Einzelpersonen. Kollektiv könnte eine eine entschlos-
sene und reaktionsfähige Gewerkschaft schon einiges tun,
ganz zu schweigen von einer Organisation, die dem Übel
an die Wurzel geht. Statt dessen hat sich aber die lohnab-
hängige Klasse von Politik, Medien und DGB-Führung die
�soziale� Marktwirtschaft als Existenzsicherung verkaufen
lassen. Und die organisierte Arbeitnehmerschaft lässt sich
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in diesem Sinne von der Gewerkschaftsführung vertreten.

[23] Schubladen der Ignoranz
Schlosser sagt: »Trotz seiner so scheinbar radikal vor-

getragenen Kritik bescheinigt Schmidt, wenn auch vorsich-
tig, dem BGE, dass �der Arbeitszwang für die Erwerbstäti-
gen vielleicht etwas nachlassen würde.� Super! Die Forde-
rung nach einem BGE scheint doch fast alle zu vereinen,
liberale Bürgerliche, Sozialromantiker und die ganz �Har-
ten� von der fundamental-wertkritischen Front.« Dass mich
Schlosser in eine seiner blöden Schubladen werfen musste,
liegt offenbar an seiner Leseschwäche. Sie betrifft
anscheindend sogar den Text, an dem er selber mitgear-
beitet hat:

»In der Logik des BGE selbst müsste deshalb ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen so niedrig sein, dass sich
die erforderliche Anzahl mehrwertproduzierender Lohn-
arbeiter noch �freiwillig� einfindet. Sie müssen sich ja
einen Vorteil von der Aufnahme der Lohnarbeit verspre-
chen, wenn sie die Gelder für das BGE erarbeiten sollen.
Was aber wäre das Anderes als ein (wenn auch abge-
milderter) Arbeitszwang als Grundlage des BGE?«
(Anti-BGE, S. 45 Herv. v. mir)
Bei den BGE-Vorstllungen könnten die MalocherInnen

ihre Arbeits wenigstens hinschmeissen. Nach Roths Mo-
dell:

»Allgemein vermindert sich die Konkurrenz auf dem Ar-
beitsmarkt, je höher die Unterstützungssätze bzw. der
zu zahlende Mindestlohn sind. Auch ein bedingungs-
loses Grundeinkommen würde sich so auswirken.
Die positive Wirkung eines Grundeinkommens setzt aber
seine Bedingungslosigkeit nicht voraus. Eine Erhöhung
des ALG II-Niveaus auf mindestens 500 Euro plus Miete
sowie ein Mindestlohn von mindestens zehn Euro würde
die Konkurrenz der Arbeitskräfte untereinander
ebenfalls abmildern und ihre Position stärken.«
(Anti-BGE, S. 17, Herv. von mir)
Auch Roth spricht also von der positiven Wirkung eines

Grundeinkommens, nur möchte er es niedriger dosiert
haben als die BGE-BefürworterInnen. Ferner soll Roths
Billigversion eines Grundeinkommens dem nicht arbeiten-
den Teil der lohnabhängigen Klasse vorbehalten sein. Der
Rest soll wie bisher den Reichtum der Kapitalisten meh-
ren, und dafür können die Malocher zumindest erwarten,
dass immer mehr Erwerbslose ihre eigene Pflicht zur Ar-
beit solidarisch anerkennen, oder so ähnlich...

[24] Arbeitszwang gegen die Opfer krankmachen-
der Arbeit

Fliesbandarbeit und andere schweinische Organisations-
formen der Lohnarbeit haben auch in Deutschland Hun-
derttausende gesundheitlich schwer geschädigt, ohne dass
es sich die betroffenen KollegInnen leisten könnten, zu
kündigen. Die gültige Sozialgesetzgebung beinhaltet viel-
mehr ein Kündigungsverbot unter der Drohung ruinöser
Sperrfristen gegen die Betroffenen. Diese Vorschriften sind
wahrscheinlich das Bösartigste, das sich die �Reformer��
ausgedacht haben, und das sage ich als ALG II-Bezieher.
Ich weiß von vielen Fällen, wo sich Leute täglich unter
Schmerzen zur Arbeit quälen. Roths Forderung nach
»Arbeitspflicht« kotzt mich in diesem Zusammenhang ein-
fach nur noch an. Er schreibt: »Die Forderung nach einem
bedingungslosen Grundeinkommen« hat bei beschäftigten
LohnarbeiterInnen »bisher keine Resonanz gefunden, es
sei denn sie nähern sich der Rente.« (Anti-BGE S. 8) Einer
Rente, von der viele nicht leben können. Aber wer erreicht
denn noch sein Rentenalter, ohne vorher in der �Langzeit-
arbeitslosigkeit� zu landen? Diejenigen, die sich ihre Ge-
sundheit frühzeitig durch Arbeit ruiniert haben?

[25] Illusionen
Warum der Vorwurf einer illusionären Forderung? Ha-

ben sich nicht auch die Forderungen des Frankfurter Ap-
pells als illusionär erwiesen, angesichts der Schwäche der
Bewegung? Frankfurter Appell und die BGE-Forderungen
sind doch keine Alternativen, von denen man sich per Unter-
schriftenliste nur eine auszuwählen braucht, und prompt
würde die dann realisiert.

[26] Gegen erwerbslose Schwarzarbeiter

Im Kontext sagt Roth: »Leider hat auch der Frankfurter
Appell .. dem Kombilohn ein Hintertürchen offengelassen.
Es steckt in der Forderung nach einem ausreichenden ga-
rantierten Mindesteinkommen für alle Erwerbslosen ohne
Bedürftigkeitsprüfung. Zu Ende gedacht würde das bedeu-
ten, dass Arbeitseinkommen nicht angerechnet werden
darf, wenn Erwerbslose Lohnarbeit aufnehmen. Das aber
hieße Kombilohn mit all seinen beschriebenen Wirkungen.
Lohndumping durch Erwerbslose würde so gefördert.«
(Anti-BGE, S. 25)

Als ginge es um den Fall, dass ein Erwerbsloser wieder
in ein �reguläres Beschäftigungsverhältnis� kommt! Die
Aufnahme eines lohnsteuer- und sozialversicherungs-
pflichtigen Jobs würde auch ohne jede Bedürftigkeitsprü-
fung zur Einstellung der Solzialleistungen führen, mögli-
cherweise auch zu einem Strafverfahren. Von wegen also:
»Zu Ende gedacht«! In Wirklichkeit geht es Roth um die
prekäre Arbeit, die illegal während des Bezugs von Arbeits-
losengeld und Hartz IV geleistet wird.

[27] Karrieregeier

Nicht wenige �Beschäftigte� wollen in ihrer Leistungsbe-
reitschaft notorisch ihre KollegInnen übertreffen. Sie ar-
beiten zwar nicht für weniger Lohn, leisten aber für den
selben Lohn mehr als die KollegInnen. Mit ihrer Bereit-
schaft für Überstunden versuchen sie, die anderen über-
flüssig zu machen, damit eventuelle Entlassungen nicht
sie treffen. Wieder andere bieten sich �nach Feierabend�
bei Nebenjobs billig an, weil sie etwas �dazuverdienen�
wollen. Streikbrecher gehören auch in diese Kategorie.
Vgl.dazu Marx: »Je mehr er arbeitet, um so weniger Lohn
erhält er, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil er in
demselben Maß seinen Mitarbeitern Konkurrenz macht, sich
daher ebenso viele Konkurrenten aus seinen Mitarbeitern
macht, die sich zu ebenso schlechten Bedingungen anbie-
ten wie er selbst, weil er also in letzter Instanz sich selbst
Konkurrenz macht, sich selbst als Mitglied der Arbeiter-
klasse.« (Marx: Lohnarbeit und Kapital, MEW 6, S. 420)

[28] Kombilohn als trojanisches Pferd
Roth zitiert zu dem Thema einen ehemaligen Lobbyisten:

»Stihl, der frühere Präsident der Dachorganisation der In-
dustrie-und Handelskammern bezeichnete schon 1997 den
Kombilohn als �eine Art trojanisches Pferd, das wir bei den
Gewerkschaften und den Sozialpolitikern aufstellen. ... Wir
können nicht auf einen Schlag das gesamte Sozialniveau
absenken� (und das Lohnniveau), �ohne dass die Sozial-
politiker� (und Gewerkschaftler) ... aufschreien.�« Die Klam-
mern hat Roth eingefügt.

Dann fügt Roth hinzu: »Wenn LohnarbeiterInnen Lohn-
zuschüsse bekommen, dann sind sie eher bereit, die an-
gestrebten untertariflichen Armutslöhne zu akzeptieren.«
(Anti-BGE, S. 11)

Diese Interpretation von Stihls Äußerung geht am Kern
von Stihls Aussage vorbei. Der 50-Plus-Kombilohn von
Müntefering ist ein gutes Beispiel dafür, wie es erstmal
darum geht, die Sozialsysteme zu unterminieren. 50-Plus
ist eine Maßnahme um die Akzeptanz der Erhöhung des
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Rentenalters zu fördern. Die Kombilohn-Jobs werden Er-
werbslosen �angeboten�, und eine Ablehnung wird mit ei-
ner Sperre sanktioniert. Wieder steckt also der Arbeits-
zwang dahinter. Von wegen: »dann sind sie eher bereit«.

Die Kombilöhne sind schon deswegen ein so wirksames
Trojanisches Pferd, weil diese Praktiken von den Gewerk-
schaften und den Sozialpolitikern als �Hilfe für die Betrof-
fenen, wieder im Arbeitsleben Fuß zu fassen� akzeptiert
werden. Dafür ist es ihnen recht, wenn Unternehmen Geld
aus dem Sozialetat bekommen.

[29] Im Dienst der Arbeiterklasse

Im Sozialforum Eimsbüttel gehen regelmäßig Berichte
über SachbearbeiterInnen der Arbeitsagentur ein, die ei-
nen wahren Fanatismus an den Tag legen, den in ihren
Augen völlig inakzeptablen Zusand der Arbeitslosigkeit zu
beenden. Unter diesen Amtsträgern gibt es auch Linke.
Uns fiel z.B. besonders unangenehm eine Fallmanagerin
auf, die in ihrer Freizeit als linke Aktivistin tätig ist. Sie tat
sich regelmäßig durch extrem schikanöse Behandlung ih-
rer Klienten hervor. Die Motivation dafür liefert ihr Wahn,
dabei eine �Pflicht gegenüber der Arbeiterklasse� zu erfül-
len, der �die Arbeitslosen auf der Tasche liegen�.

[30] Forderungen an obersten Lohndrücker

Als oberster Lohndrücker betätigt sich der Staat inso-
fern, als er die Lohndrückerei nicht schwarzarbeitenden
Erwerbslosen überlässt, sondern die lohnsenkende Wirkung
viel umfassender durch 1-Euro-ZwangsarbeiterInnen or-
ganisiert. Roths Forderung nach einer �nicht diskriminie-
renden� Bedürftigkeitsprüfung kommt der Staat also ir-
gendwie schon nach, und ein dementsprechend revidiert-
er Frankfurter Appell könnte jede Bedürftigkeitsprüfung als
einen �Teilsieg� feiern. Im Vergleich zum revidierten Frank-
furter Appell wird die BGE-Forderung nicht so schnelle Teil-
siege erreichen. Es ist allerdings eine vergleichbar bi-
zarre Idee, vom obersten Lohndrücker ein Grundein-
kommen zu erwarten, dessen Höhe etwas anderes bewirkt
als die Löhne zu drücken.

[31] Vom Standpunkt der Arbeitenden

Gehen wir die Story von Roth mal Schritt für Schritt
durch: Die Geschichte beginnt wie im täglichen Leben. Die
LohnarbeiterInnen bekommen nur Geld von den Unterneh-
mern, denen sie täglich zur Verfügung stehen. Mit dem
Geld können viele ihre Lebenshaltungskosten nicht dek-
ken. Das Geld, das gezahlt wird, nennt sich Lohn, weil es
sich für die Unternehmen lohnt. Weil sie die
LohnarbeiterInnen bezahlen, gehört den Unternehmen ihre
Arbeitskraft, ihre Lebensenergie, ihr Arbeitsprodukt.
Nun wird die Geschichte unrealistisch. Denn plötzlich kommt
der Staat, der bislang nur durch Verbrauchsteuern und
Lohnabzüge die lohnabhängigen Einkommen niedrig ge-
halten und sich am Arbeitsprodukt der Arbeitenden aus-
giebig bedient hat, und gibt ihnen jeden Monat Geld. An-
gestiftet von obskuren BGE-Befürwortern deckt der Staat
auf einmal einen Teil ihrer Lebenshaltungskosten. Sie be-
kommen Geld, das sie vorher nicht hatten. Ihr monatli-
ches Einkommen ist gestiegen. Ihre Lebenshaltungskosten
können sie besser bezahlen. Aber nach wie vor dreht sich
ihr Leben um ihren Job. Auch die vom Staat bezuschussten
Lebenshaltungskosten sind die Kosten für ein Arbeitsleben
im Dienst für die Unternehmer. Sie sind �Lohn�, weil sich
diese Kosten für die Unternehmer lohnen; sie gleichzeitig
kein Lohn, weil es für den Unternehmer keine lohnende
Investition, sondern gar keine war. Aber jetzt sind die
LohnarbeiterInnen Rädchen im kapitalistischen Getriebe,
die etwas besser geölt sind. Sie sind ein Rohstoff fürs Ka-
pital, der durch staatlichen Zuschuss besser verwertbar

                          . . . . . . . . . . . . . .
An diesem Punkt der verrückten Story tritt plötzlich Rainer
Roth höchstpersönlich auf. Er schägt Alarm: �Das Kapital
kann eure Löhne senken!� �Das ist uns bekannt� , wird ihm
geantwortet, �denn das Kapital kann immer unsere Löhne
senken, solange wir uns nicht dagegen wehren.� �Nein!� ,
erwidert er. �Die Unternehmer können euch jetzt den Be-
trag kürzen, den der Staat neuerdings zuzahlt.� Das wäre
bedauerlich�, erwidern ihm die Arbeitenden, �denn dann
hätten wir wieder nur die Lohnhöhe, die wir vor dem staat-
lichen Zuschuss hatten�. �Nein� , ruft Rainer Roth, �es ist
viel schlimmer. Auch wenn ihr das gleiche Einkommen be-
kommt, wäre dennoch euer Lohn gefallen� . �Wie jetzt?!� ,
sagen die Arbeitenden. „Lohnt sich unsere Ausbeutung denn
nicht mehr für Staat und Kapital? Unser gesamtes Einkom-
men ist für uns unser Lohn, egal ob es Staat oder die Un-
ternehmer bezahlen.� �Aber euer Lohn ist doch nur der
Teil, der von den Unternehmern gezahlt wird�, sagt Roth.
Ungläubiges Schweigen bis Roth die Antwort bekommt:
�Der Staat ist doch der größte Arbeitgeber. Wenn du recht
hättest, hätten diejenigen, die für den Staat arbeiten, noch
nie Lohn bekommen!� Da beginnt Rainer Roth wild mit den
Augen zu rollen, fuchtelt mit einer Broschüre namens �zur
Kritik des bedingungslosen...�, und die Geschichte ist zu
Ende.

[32] Lohnsenkungen
Die meisten Argumente die Lohnsenkungen als Folge

irgendeines ökonomischen Gesetzes behaupten, sind erlo-
gen. DGB-Führer erklären z.B. regelmäßig, angesichts der
Lage auf dem Arbeitsmarkt, seien Lohnsenkungen unver-
meidlich - von wegen Angebot und Nachfrage bestimmen
den Wert. Demnach wären Lohnssteigerungen ja nur in
dem ganz seltenen Fall möglich, dass das Kapital ein zu
knappes Angebot auf dem Arbeitsmarkt bei gleichzeitiger
zu großer Nachfrage schafft. Die erste Aufgabe von Ge-
werkschaften, jedenfalls von solchen, die ihren Namen
verdienen, ist es deswegen das Gesetz von Angebot und
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt durch Koalitionen der
Lohnabhängigen und Streiks außer Kraft zu setzen. Die
DGB-Führung will schiebt ökonomische Sachzwänge vor,
um dem Staat die Regelung des Arbeitsmarktes zu über-
lassen.

[33] Staatshaushalt und DGB
»Überall entdecken DGB-Funktionäre leere Kassen -
außer bei Lohnabhängigen. Dann helfen sie beim
Sanieren - auf Kosten der Lohnabhängigen....
Vor allem aber beim Staat entdeckt der DGB überall
�leere Kassen�. Warum hat ver.di für den Öffentlichen
Dienst einen Tarifabschluß unterschrieben, der ganz
heftig die Leistungs-Schraube hochdreht? Warum wird
über Arbeitszeitverlängerungen verhandelt? Damit die
Arbeit in Zukunft durch weniger Kollegen erledigt
werden kann. So werden Massenentlassungen vorbe-
reitet - zur Sanierung der Staatskassen, die dem DGB
so sehr am Herzen liegen.
Aus dem selben Grund bekämpfen DGB-Funktionäre
�Schwarzarbeiter�. Es ist ihnen egal, daß es sich dabei
oft um KollegInnen handelt, denen der Tarif-Niedrig-
lohn nicht mehr zum Leben reicht. Und sie hetzen
gegen �Mißbrauch� von Sozialleistungen. Deswegen
haben DGB-Funktionäre bei den Hartz-Gesetzen
konstruktiv mitgewirkt.
Jetzt stimmen sie dem Einsatz von Hunderttausenden
Ein-Euro-Kräften zu: als billiges Arbeitsvieh zur Sanie-
rung der Staatskassen. Und zur Zerstörung der Lohn-
einkommen in der �Schattenwirtschaft�, weil dort
keine Steuern kassiert werden.« (11 Thesen gegen die
DGB-Politik. Das Flugblatt wurde von uns auf der

Andy
ist.

http://www.sofo-eimsbuettel.de/11thesen.php
http://www.sofo-eimsbuettel.de/11thesen.php
http://www.sofo-eimsbuettel.de
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DGB-Mai-Demo 2005 in Hamburg massiv verteilt.
Dazu gab es ein großes Transparent über der Redner-
tribüne: �Lohnverzicht und Hartz IV - DGB, wir danken
Dir�)

[34] Staat und Mehrwert
Die Vorstellung, der Staat würde mit seinen Geldmitteln

lauter gemeinnützige Aufgaben erledigen, läßt sich heut-
zutage noch durch Selbsttäuschung erklären. Die Staats-
Aufgaben sind fest umrissen, und mit fortschreitender Re-
form-, Spar-, Wachstums- und Standortpolitik läßt sich der
Staat kaum noch anders als mit dem Begriff Ideeller
Gesamtkapitalist charakterisieren. Das ist nichts neues:

»... der moderne Staat ist wieder nur die Organisation,
welche sich die bürgerliche Gesellschaft gibt, um die all-
gemeinen äußern Bedingungen der kapitalistischen Pro-
duktionsweise aufrechtzuerhalten gegen Übergriffe, so-
wohl der Arbeiter wie der einzelnen Kapitalisten. Der
moderne Staat, was auch seine Form, ist eine wesent-
lich kapitalistische Maschine, Staat der Kapitalisten, der
Ideelle Gesamtkapitalist.« (Engels� Anti-Dühring in MEW
20, S. 260)

Der Staat definiert, was �die Allgemeinheit� ist: �unse-
re� Wirtschaft, eben das Kapital. Das Kapital erwirtschaf-
tet den Mehrwert den sich der Staat aneignet, und wenn
er Teile seines Eigentums ans Kapital verschenkt, macht er
schlicht den von ihm angeeigneten Teil des Mehrwerts wie-
der zu akkumulierendem Mehrwert in privater Hand. Mehr-
wert wird zu Mehrwert, und die Transaktion ändert nichts
am Verhältniss Gesamteinkommen der Lohnabhängigen
zum Mehrwert.

[35] Erziehungs- und Elterngeld

Die von den Medien gefeierte Einführung des Elterngeldes
war typischerweise von der Abschaffung des Erziehungs-
geldes begleitet. Letzteres wurde für drei Jahre gezahlt,
das Elterngeld gibts nur für maximal 14 Monate, dafür aber
reichlich für Gutverdienende - als Köder. Auch das ist ein
Stück Klassenkampf von Oben zur Senkung des Gesamt-
einkommens unserer Klasse.

[36] Staatshaushalt als Teil des Mehrwerts

Ein Vertreter des Kapitals hatte behauptet, eine Steige-
rung des Mehrwerts sei möglich ohne Lohnsenkung, und
zwar durch Senkung von Steuern, die das Kapital bela-
sten. Dazu Marx: �Die Abschaffung solcher Steuern ändert
absolut nichts an dem Quantum Mehrwert, das der indu-
strielle Kapitalist in erster Hand dem Arbeiter auspumpt.
Sie ändert nur die Proportion, worin er Mehrwert in seine
eigne Tasche steckt oder mit dritten Personen teilen muß.
Sie ändert also nichts an dem Verhältnis zwischen Wert
der Arbeitskraft und Mehrwert.� (MEW 23, S. 544)

[37] Deutsches Bildungswesen
Man sieht dem Deutschen Bildungswesen überall an, wie

sehr es auf den Nutzen des Kapitals berechnet ist. Die staat-
lich vergebenen Zensuren sind integraler Bestandteil der
Bewerbungsunterlagen, also dem Lieferschein, mit dem
man sich auf dem Arbeitsmarkt anbieten muss. Da wird
Leistungsbereitschaft eingebläut und amtlich dokumentiert,
und es wird laut PISA mehr als in jedem anderen Indu-
striestaat aussortiert, auf die späteren schlechten oder noch
schlechteren Jobs. Die Kosten dieser Veranstaltung wer-
den logischerweise aus dem Haushalt des Klassenstaats
bezahlt und sind keineswegs �vergesellschaftet�.
Zum Bildungswesen fällt Roth übrigens noch ein, dass der
Zwang zur Teilnahme unbedingt aufrechterhalten werden
muss, und dass das BGE das alles untergraben würde: �Das
BGE soll auch für Kinder ein �individuell zustehendes und

garantiertes� Einkommen sein, das sie finanziell unabhän-
gig von den Eltern macht. ... Schulkinder könnten sich Fra-
gen, warum sie noch zur Schule gehen sollten, wenn sie
ein solch fürstliches Taschengeld bekommen, mit dem sie
sich auch anderwärtig vergnügen können.� (Anti-BGE, S.14)

Geldmangel soll die Kinder in die Schule treiben, weil
die gängigen Methoden der Wissensvermittlung jedes na-
türliche Interesse an Wissen ihnen austreiben. Und wozu
sollen sie denn lernen, wo ihnen ein BGE zukünftige Malo-
che fürs Kapital erspart. Was für ein zwanghaftes Weltbild!

[40] Professoren-Einkommen in den �Roth-Fond�

Der �Roth-Fond� wirft Fragen über Fragen auf:
� Wie ist es mit dem größten �Arbeitgeber� Deutschlands,

nämlich dem Staat? Muss der auch etwas zum �Roth-
Fond� beitragen? Schließlich ist dieser �Arbeitgeber� auch
ein Vorreiter in Sachen Arbeitslosigkeit verursachen!

� Wenn ja, müssten die staatlichen Einlagen in den �Roth-
Fond� aus Steuergeldern bezahlt werden? Oder könnte
man dafür einfach die Bezüge von Professor Sinn und
einigen seiner Kollegen komplett an den �Roth-Fond�
überweisen?

� Vielleicht überweist Professor Sinn, der �intelligenteste
Kopf Deutschlands� (BILD), sein Einkommen sogar frei-
willig an den �Roth-Fond�, weil er ja Kombilöhne so toll
findet. Darf der das? Und darf der �Roth-Fond� das Geld
von Professor Sinn annehmen? Oder muss er die An-
nahme verweigern, weil die Bezüge von Professor Sinn
mal Steuergelder waren, und der �Roth-Fond� dann doch
»Lohndumping« verursachen würde, wenn jemand dar-
aus ein Grundeinkommen erhält?

[41] Im Bündnis den DGB verteidigen

Roth sagt, das BGE würde »das bestehende Tarifsystem
völlig zum Einsturz bringen. Damit stellt es auch die Exi-
stenz von Gewerkschaften in Frage« (Anti-BGE S. 17). Roth
kann sich offensichtlich nur Gewerkschaften vorstellen, die
Tausende, wenn nicht Zehntausende verschiedener Tarif-
gruppen, Zumutbarkeits- und Ausnahmeregelungen zum
Anheizen der innerproletarischen Konkurrenz unterschrei-
ben. Die Kündigung dieses unsäglichen Tarifsystems durch
richtige Gewerkschaften würde freilich ein paar Hundert
Tarifexperten arbeitslos machen, die an den monströsen
Regelwerken - auf Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerseite -
mitgewirkt haben. Was soll die lohnabhängige Klasse mit
Knebelverträgen, die höchstens Tarifrecht-
spezialisten durchschauen!

Weiter Roth: »Die DGB-Gewerkschaften, ohnehin
schon geschwächt durch die Politik der Sozialpartner-
schaft und des Co-Managements mit dem Kapital, die
nicht nur von der Gewerkschaftspitze vertreten wird,
sondern von zahlreichen aktiven
GewerkschafterInnen, verlieren mit dem BGE einige
ihrer wichtigsten Funktionen. Die Organisationskraft
bei Lohnverhandlungen, die Gewerkschaften trotz aller
Sozialpartnerschaft noch haben, wäre damit aus-
gehebelt. Das ist das strategische Ziel des Kapitals. Es
wirkt im Bedingungslosen Grundeinkommen...« (Anti-
BGE S. 18)

Ein Verweis auf das düster wabernde »strategische Ziel
des Kapitals«, und schon ist Roth doch wieder ganz beim
DGB. Aber gibt es irgendwo einen erfolgreichen kapitalisti-
schen Staat, in dem das Management auf ein »Co-Mana-
gement« verzichtet, das bei »Lohnverhandlungen« jede
Schweinerei im �Namen der Beschäftigten� unterschreibt?
Für welche Abschlüsse wird denn die »Organisationskraft«
missbraucht?

Und vor allem: kann irgendetwas gegen die »Politik der
Sozialpartnerschaft« unternommen werden, kann die die

http://www.sofo-eimsbuettel.de/11thesen.php


Arbeitszwang, in Ewigkeit, Amen, Seite 23

»Politik der Sozialpartnerschaft« überhaupt kritisiert wer-
den, ohne die DGB-Gewerkschaften zu schwächen? Oder
will Roth das gar nicht, weil er allenfalls ein paar ergän-
zende, solidarische Vorschläge an die DGB-Vereine ma-
chen will, mit seinem Frankfurter Appell?

[42] Dialektik von Herrschaft und Untertanen
»Dieser Mensch ist z.B. nur König, weil sich andre Men-

schen als Untertanen zu ihm verhalten. Sie glauben umge-
kehrt Untertanen zu sein, weil er König ist.« (MEW 23, S.
72)

[43] DGB-Linke

Erfahrungsgemäß kann man sagen, dass viele sich
nachdücklich von der DGB-Führung distanzieren, weil sie
alle Grundsätze der DGB-Politik für richtig halten.
� Sie sind dafür, dass der DGB weiter Arbeit, ja sogar

�beschäftigungspolitische Maßnahmen� fordert.
� Sie finden �Beschäftigungsträger� und andere mafiöse

Unternehmen prima, die für die �Motivation�, i.B. die
Schikane von Erwerbslosen Milliarden vom Staat bezie-
hen.

� Sie finden es total korrekt, dass ihre eigenen Gewerk-
schaften mit Subunternehmen und Beteiligungen dabei
selber absahnen.

Just die Betriebsräte jener �Beschäftigungsträger� sind
zugegen, sobald ver.di eine öffentliche Versammlung zum
Thema �Prekarität� veranstaltet. Dann präsentieren sich
die Standesvertreter der an der Erwerbslosigkeit
parasitierenden Schikane als Linke, die täglich lauter
Wohltaten für die Arbeitslosen verrichten, obwohl sie die-
ses zutiefst humane Tagwerk, das �Menschen wieder in
Arbeit bringen�, oft schon nicht mehr selber betreiben,
sondern zu diesem Zweck erwerbslose SozialpädagogInnen
als 1-Euro-Kräfte geordert haben. Aber diese Betriebsräte
sind die Experten in Sachen Erwerbslose, sozusagen die
vom Schicksal erwählten Sprecher der ganzen �Ar-
beitslosen�. Ihr �Links-Sein� garantiert ihnen selbst und
dem Rest der Welt, dass sie hochanständige, zweifellos
integre Persönlichkeiten sind. Sie stehen dem »Bündnis
zwischen beschäftigten und erwerbslosen
LohnarbeiterInnen« allzeit als Führungspersönlichkeiten
bereit, damit der ganze Reibach in ihrer Branche bleibt
und nicht etwa in Form von Kombilöhnen an die ganz nor-
malen Unternehmen geht.

Aber: Wenn dennoch jene 1-Euro-Zwangsarbeit zustan-
de kommt, die �reguläre Arbeitsplätze� kostet, murrt die
ganze aktive Basis gemeinsam über die Gewerkschafts-
führung.

Von der Gewerkschaftsführung lassen sich deutsche
Gewerkschaftslinke aber immer und alles diktieren. Sie
lassen sich die Forderungen bei Tarifauseinandersetzun-
gen diktieren, treten dafür mit Tröten an (�4,5% mehr Lohn!
Alles andere ist Hohn!�) - und sind prompt von �den Bon-
zen� entäuscht, wenn die in ihrem Namen �maßvolle Tarif-
abschlüsse� unterschreiben, die weit unter den �Forderun-
gen� nach einem Mindestlohn liegen. Und so weiter...

Gegenüber ihren Vorwürfen bleibt die DGB-Führung cool
und verweist auf die nicht vorhandene Kampfbereitschaft
der Basis. Die fehlende Kampfbereitschaft ist zwar Wir-
kung von Arbeitskämpfen, die die DGB-Führung so organi-
siert hat, dass sie scheitern oder gar nicht erst zustande-
kommen. Aber die DGB-Politik beruht sowieso nicht auf
einer entschlossenen Basis, sondern auf einer möglichst
hohen Mitgliederzahl. Es sind ja keine �Richtungs-
gewerkschaften�, wie anderswo in Europa, die womöglich
dringend nötige politische Streiks organisieren. Tat-
sächlich sind es überparteiliche Einheitsgewerkschaf-

ten, und die DGB-Führung muss �leider� darauf Rücksicht
nehmen, damit sie auch in Zukunft �im Namen aller Ar-
beitnehmer� Verträge aushandeln darf. Das ganze politi-
sche Spektrum muss repräsentiert werden, das es bei �den
Arbeitenden� (bis ganz nach rechts) gibt. Die
»Gewerkschaftsbasis« darf zwar mit DGB-Fähnchen auf
Protestdemonstrationen gehen, darf am 1. Mai und im
Herbst in Berlin �Dampf ablassen�, hat aber selbstredend
hinter der Mehrheitsmeinung zurückzustehen - und ver-
hält sich danach.

[44] Wen vertritt der DGB?
DGB-Gewerkschaften kümmern sich in der Praxis um

die Interessen
� der �regulär Beschäftigten�, inklusive deren Aufpas-

ser und Aufsichten
� des regulären Nachwuchs, der Auszubildenden.
� Nicht um die KollegInnen, die sich für Kapitalisten

abschinden, die sich mit Scheinfirmen oder anderen
Tricks der Mitbestimmung entzogen haben oder
sonstwie zu verstehen geben, dass sie mit Gewerk-
schaften nichts am Hut haben (z.B. LIDL)

� Nicht um die Insassen der �Neuen Länder�, die zu
einer nahezu gewerkschaftsfreien Sonder-
Bewirtschafts-Zone (SBZ) geworden sind

� Nicht um die KollegInnen mit befristetem Vertrag
� Nicht um die Abrufkräfte, die modernen

TagelöhnerInnen
� Nicht um die LeiharbeiterInnen
� Nicht um die PraktikantInnen, die sich nach ihrer

Ausbildung oder im Rahmen einer 1-Euro-Zwangs-
arbeit umsonst abschinden sollen

[45] Webseiten von DGB-Gewerkschaften in nicht-
Deutscher Sprache
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[46] Geburtsfehler der Deutsche Gewerkschaften

Seit Kaisers Zeiten sind die Deutschen Gewerkschaften
das Produkt der politischen Integration der für Staat und
Kapital nützlichen Arbeit. Diese Integration erforderte
die Zerlegung der Arbeiterbewegung in einen politischen
Teil und einen gewerkschaftlichen.

»Die Arbeiterbewegung, die sich gegen ihre schlechte
Behandlung durch Staat und Eigentümer notgedrun-
gen zur Wehr setzte, hat den Weg des kämpferisch
rechtsbewußten Arrangements mit Staat und Kapital
eingeschlagen; und diesen Fehler ist das Proletariat
bis heute nicht mehr losgeworden. (...) Dabei hatte
die Arbeiterbewegung überhaupt kein Problem damit,
ihre Kämpfe auf zwei voneinander getrennten Schau-
plätzen, in zwei unterschiedlichen Formationen und
mit separaten Zielen und Methoden zu führen - nicht
etwa, weil sie sich das als effektivste Art ihrer Emanzi-
pation ausgedacht hätte, sondern weil die Rechtslage
im bürgerlichen Gemeinwesen es so vorgibt: Als
politische Partei wurden die proletarischen Klassen-
kämpfer in der höheren Sphäre der Politik aktiv (...)
Daneben stritten sie als Gewerkschaft mit den
Arbeitgebern um Löhne und Arbeitsbedingungen in
den Betrieben, und dort keineswegs um den Fortbe-
stand des Lohnsystems (...), sondern (...) um eine Art
geschäftlichen Konsens. Statt sich dem absurden
Arrangement zu verweigern (...) - Kapitalismus als
Privatsache, die dazugehörige (Staats-)Gewalt als
allgemeines öffentliches Sorgeobjekt - , hat die
Arbeiterbewegung sich selber systemkonform
zerlegt: in ein quasi privatrechtliches Kollektiv, fähig
(...) und berechtigt, den Unternehmern als respekta-
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bler Kontrahent gegenüber zu treten (...) und in einen
Club (...) freier Staatsbürger, die im Zuständigkeitsbe-
reich ihrer rechtsetzenden Obrigkeit am Schicksal des
Gemeinwesens mitzuwirken wünschten«, und zum
Vorläufer der SPD wurden.
(Zitat aus: Peter Decker, Konrad Hecker: Das Proletari-

at, GegenStandpunkt Verlag 2002, S. 36f, Herv. von mir)

[47] Institutionen der Spaltung der Lohnabhängi-
gen.

In Zeiten, wo Staat und Kapital mit zunehmendem Er-
folg daran arbeiten,
� den Patchwork-Lebenslauf zum Normalfall zu machen,

wo Zeiten der �Beschäftigung� immer wieder von Zei-
ten der Arbeitssuche unterbrochen werden

� dass die Normalkarriere von LohnarbeiterInnen nicht
in der Rente, sondern vorher in langjähriger Dauer-
arbeitslosigkeit endet, zumal das Gesundheitswesen
so reformiert wird, dass noch mehr das Rentenalter
nicht mehr erreichen

� dass Millionen von �Beschäftigten� direkt von Hartz IV
betroffen sind, weil ihr Familieneinkommen drastisch
gekürzt wurde, oder sie freiwillig und solidarisch Freun-
de oder Verwandte unterstützen,

� dass Erwerbstätige und Erwerbslose - und vor allem
MigrantInnen! - massenhaft auf Schwarzarbeit unter
prekären Bedingungen angewiesen sind und dabei kri-
minalisiert werden,

� dass eine Lawine von 1-Euro-ZwangsarbeiterInnen
reguläre Jobs ersetzt,

in solchen Zeiten muss man dem DGB-Vereinen als
exklusiven �Arbeitnehmer�-Bund jede Existenzbe-
rechtigung absprechen.

[48] Gewinnchancen

Den Prozess der Kapitalverwertung können die
LohnarbeiterInnen tatsächlich am empfindlichsten treffen,
weil ihre Arbeit der Reproduktion des Kapitals dient, der
Reproduktion ihrer eigenen Abhängigkeit, und nicht un-
serer Reproduktion als Menschen. Anders gesagt: wäre die
ganze Arbeit von Deutschlands »beschäftigten
LohnarbeiterInnen« wirklich nur dazu da, um uns Lohnab-
hängige zu versorgen, könnten sie überhaupt keine erfolg-
reichen Streikmaßnahmen durchführen, da sie sich selber
und nicht das Kapital schädigen würden. Das arbeits-
fetischistische Gerede vom �ewigen Nutzen der Arbeit� trägt
zu nötigen Streiks höchstens eins bei: ein schlechtes Ge-
wissen.

[49] �Abhängig Beschäftigte�
Seit beginn der Ära Schröder hat nichts in öffentlichen

Wertschätzung einen derartigen Niedergang erlitten wie
�die Arbeit�. Zur Hetze gegen Arbeitseinkommen, die in
den bürgerlichen Medien nur noch als Lohnkosten etc. be-
sprochen werden, gesellt sich noch die Verhöhnung der
Leistung, die LohnarbeiterInnen abverlangt wird.
Es wird geradezu aus dem öffentlichen Bewußtsein ver-
bannt, dass die Tätigkeit der Lohnabhängigen von ihnen
unendlich viel Kraft und Zeit erfordert, ebenso, dass die
bürgerliche Gesellschaft ohne ihre Arbeitsergebnisse, ihre
Produkte und Dienstleistungen aufgeschmissen wäre. Das
Unwort �Arbeitnehmer� errinnert noch irgendwie daran,
dass es um Arbeit geht. In der Phrase vom �abhängig Be-
schäftigten� müssen die Arbeitenden �beschäftigt� werden,
wie ein quengeliges Gör, das mit seiner Zeit nichts anzu-
fangen weiß. Dankbar hat man zu sein, für die �Beschäfti-
gung�. Und die zwangsweise Abhängigkeit, in der sich die
Arbeiterklasse befindet, wird zur wesentlichen Eigenschaft

�abhängig Beschäftigten�, zu einem Plädoyer der Entmün-
digung. Die �Beschäftigungspolitik�, die auch der DGB for-
dert, kann vom schon Begriff her nichts anderes sein als
entmündigender Arbeitszwang.

[50] Mehr Arbeitshetze durch kürzere Arbeitstage
Roth zitiert den BGE-Befürworter Blaschke: »�Traditio-

nelle Arbeitszeitverkürzungen führen nur in sehr geringem
Maße zu Neueinstellungen, eher zu Rationalisierungseffek-
ten und Arbeitshetze/-verdichtung. ... Blaschke 2005"«

Dazu Roth: »Nicht (kollektive) Arbeitszeitverkürzungen,
sondern das Interesse an Kapitalverwertung führt zu
Arbeitshetze und ständigen Rationalisierungen.« (Anti-BGE,
S. 30)

Als hätte Blaschke nicht darüber geredet, wie Arbeits-
zeitverkürzungen wirken, wenn das Interesse an Kapital-
verwertung die Produktion regiert! Wie aber wirkt unter
diesen kapitalistischen Bedingungen denn die Arbeitszeit-
verkürzung? Sie führt, was Roth bestreitet, zu den von
Blaschke beschriebenen Wirkungen. So jedenfalls ein Fach-
mann, der das Phänomen ausführlich untersucht und un-
ter dem Stichwort »Intensifikation der Arbeit« (MEW 23,
S. 431-441) ausführlich beschrieben hat:

»Sobald die allmählich anschwellende Empörung der Arbeiter-
klasse den Staat zwang, die Arbeitszeit gewaltsam zu verkür-
zen und zunächst der eigentlichen Fabrik einen Normalarbeitstag
zu diktieren, von diesem Augenblick also, wo gesteigerte Pro-
duktion von Mehrwert durch Verlängrung des Arbeitstags ein
für allemal abgeschnitten war, warf sich das Kapital mit aller
Macht und vollem Bewußtsein auf die Produktion von relati-
vem Mehrwert durch beschleunigte Entwicklung des Maschinen-
systems. (...) sobald die gewaltsame Verkürzung des Ar-
beitstags mit dem ungeheuren Anstoß, den sie der Entwick-
lung der Produktivkraft und der Ökonomisierung der Produkti-
onsbedingungen gibt, zugleich vergrößerte Arbeitsausgabe in
derselben Zeit, erhöhte Anspannung der Arbeitskraft, dichtere
Ausfüllung der Poren der Arbeitszeit, d.h. Kondensation der
Arbeit dem Arbeiter zu einem Grad aufzwingt, der nur in-
nerhalb des verkürzten Arbeitstags erreichbar ist. Diese Zu-
sammenpressung einer größren Masse Arbeit in eine gegebne
Zeitperiode zählt jetzt als was sie ist, als größres Arbeits-
quantum. Neben das Maß der Arbeitszeit als �ausgedehnter
Größe� tritt jetzt das Maß ihres Verdichtungsgrads. Die inten-
sivere Stunde des zehnstündigen Arbeitstags enthält jetzt so
viel oder mehr Arbeit, d.h. verausgabte Arbeitskraft, als die
porösere Stunde des zwölfstündigen Arbeitstags.« (MEW 23,
S. 432f, Herv. v. mir)

Und:
»Sobald die Verkürzung des Arbeitstags, welche zunächst die
subjektive Bedingung der Kondensation der Arbeit schafft, näm-
lich die Fähigkeit des Arbeiters, mehr Kraft in gegebner Zeit
flüssig zu machen, zwangsgesetzhch wird, wird die Maschine
in der Hand des Kapitals zum objektiven und systematisch
angewandten Mittel, mehr Arbeit in derselben Zeit zu erpres-
sen.« (ebenda, S. 434)
Roth behauptet, nicht Arbeitszeitverkürzungen führen

zu Arbeitshetze. Karl Marx dagegen hat herausgefunden,
dass es überhaupt erst der erfolgreiche Kampf der engli-
schen Arbeiterklasse um Arbeitszeitverkürzung war, der die
systematische Entwicklung der Arbeitshetze durch die Un-
ternehmer ausgelöst hat.

Indess hat Roth schon gemerkt, dass der Kampf um Ar-
beitszeitverkürzung seine Macken hat. Ergänzende Forde-
rungen sind also nötig, durch die die unerwünschten Ne-
benwirkungen des Kampfs um Arbeitszeitverkürzung ge-
mildert werden sollen: »Die Arbeitszeit muss ... mit vol-
lem Personalausgleich erfolgen, damit Entlassungen mög-
lichst vermieden bzw. Erwerbslose eingestellt werden. Ohne
Personalausgleich würde Arbeitszeitverkürzung nur zu stei-
gender Arbeitshetze führen.« (Anti-BGE S. 31)
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Nun sagt er selber genau das, was er bei Blaschke als
falsch bezeichnet hat: Arbeitszeitverkürzung führt also doch
zu steigender Arbeitshetze - aber: nur, wenn es keinen
Personalausgleich gibt, meint Roth.
Das stimmt aber schon wieder nicht. Gerade der Einsatz
frischen Personals ermöglicht den Unternehmen die
Maschinen schneller zu stellen. (Das betrifft übrigens
auch entsprechende BGE-Pläne.) Nehmen wir mal an, eine
Arbeiterin habe vor der Arbeitszeitverkürzung täglich vier
Stunden an einer Maschine gearbeitet. Das Tempo der
Maschine war darauf berechnet, ihr so viel Arbeit abzuver-
langen, dass sie den ganzen Tag zu ihrer Erholung braucht.
Nun wird die Arbeitszeit um eine Stunde verkürzt. Der
Unternehmer schafft es garantiert früher oder später, ihre
gesamte Arbeitskraft in den drei Stunden auszupowern.
Was macht er mit der restlichen Stunde? Richtig, er stellt
eine Erwerbslose ein, die dann das selbe Vergnügen hat.
Jetzt erst macht die Beschleunigung des Arbeitstempos für
den Unternehmer richtig Sinn.
Wenn der Personalausgleich also keineswegs einen Anstieg
der Arbeitshetze verhindert, wozu dann der Personalaus-
gleich? »Damit Entlassungen möglichst vermieden« wer-
den? Was haben Entlassungen mit Personalausgleich zu
tun?

Oder dient der Personalausgleich nur dazu, dass bei stei-
gender Arbeitshetze vielleicht »Erwerbslose eingestellt
werden können«? Tatsächlich, denn: »In der Frage der
Arbeitszeitverkürzung fällt das Eigeninteresse der Erwerbs-
losen mit dem Eigeninteresse der Beschäftigten zusam-
men.« (Anti-BGE S. 31)

Welches »Eigeninteresse der Erwerbslosen«? Das nach
Arbeit. Und die können sie tatsächlich bekommen, wenn
die Arbeitszeitverkürzung so viel Arbeitshetze bewirkt, dass
Stellen frei werden durch �natürliche Fluktuation�.

Der Fall der Arbeiterin, der in vier Stunden die Arbeits-
kraft des ganzen Tages abgepresst wird, ist mir übrigens
persönlich bekannt. Sie wird als �Teilzeitkraft� bezahlt. Und
sie ist beileibe kein Einzelfall. Die verbreitete Umwandlung
von Voll- in Teilzeitarbeit geht mit einer entsprechenden
Intensivierung der Arbeit einher. Nicht nur die Arbeitszeit-
verlängerung, auch diese Arbeitszeitverkürzung durch
das Kapital ist eine eine brutale, verbreitete Tendenz. Die
gewerkschaftslinke �zentrale Forderung nach Ar-
beitszeitverkürzung� steht dieser Tendenz mit voll-
endeter Ignoranz gegenüber.

[51] 1984: »Ein Jahrhundertprogramm wird wahr«
»Totale Gleitzeit nach Wunsch der Unternehmer
�Mit der Arbeit ist es so wie mit dem Wasser in der Leitung.
Wenn man aufdreht, muß sie da sein, und wenn man sie
nicht mehr braucht, dreht man ab.� (Ein Arbeitgeberchef aus
dem Gaststättengewerbe)
Das Wunschbild dieses Mannes ist längst Wirklichkeit gewor-
den im Arbeitsalltag unserer schönen Republik. Kaum hatte
die IG Metall ihre Forderung nach der 35-Stunden-Woche mit
vollem Lohnausgleich aufs Tapet gebracht, ging bei den Unter-
nehmern die Empörung los: Nicht machbar! Völlig unrealistisch!
Dumm und Töricht! Das gäbe bei den Zeiten ja lauter krumme
Zahlen hinter dem Komma, und man könnte keinen Zwei- oder
Dreischichtbetrieb mehr fahren, ohne das ganze Werk durch-
einanderzubringen! Mittlerweile gibt es in deutschen Betrieben
- längst vor dem Tarifabschluß - so ziemlich jede Wochen-
stundenzahl von 22,5 bis 38,5 und 58 in jedem anständigen
Stahlwerk. Ein niederrheinischer Metallbetrieb bietet seit neue-
stem die 35-Stunden-Woche an.
Das Nebeneinander der verschiedensten Arbeitszeiten je nach
Abteilung und Arbeitsplatz ist in deutschen Großbetrieben so-
wieso schon längst durchgesetzt. Sogar das �Angebot�, regel-
mäßig jedes Wochenende 2 x 12 Stunden zu arbeiten, gibt es:

�Ihre Chance bei AGFA-GEVAERT Werk Perutz� �Sie
sind an einer festen Teilzeittätigkeit interessiert. Wochen-
ende und Schichtarbeit sind für Sie kein Hindernis. Ihre Ar-

beitszeit gliedert sich im wöchentlichen Wechsel von 7.00-
19.00 Uhr und von 19.00-7.00, jeweils am Samstag und
Sonntag. Sie arbeiten so mit an jedem Wochenende 2 x 12
Stunden.� (Anzeige von Agfa-Gevaert)

Technische Probleme gibt es nicht. Die Schichtpläne werden
am Computer entworfen, und die �Arbeitnehmer� kommen, wenn
sie müssen, und gehen heim, wenn sie dürfen.

Inzwischen - noch vor dem Tarifabschluß - gibt es in deut-
schen Betrieben auch so ziemlich jeden �Ausgleich�, von ein paar
Mark weniger Schichtzulage bis zum vollen Lohnausgleich. Wenn
die Firma ihren Betrieb für 108 oder 132 Stunden pro vWoche
laufen lassen will, legt sie dafür gerne ein paar Mark auf den
Tisch.
Warum die Betriebe die Arbeitszeit �flexibel� machen

ist kein Geheimnis - für den Gewinn der Firma muß es positiv
zu Buche schlagen. Dann werden von der südlichsten Autofa-
brik der Republik bis zum nördlichsten Reifenwerk neue Schicht-
pläne  ausgetüftelt.
BMW hat sich zum Beispiel entschlossen, die Produktionsanla-
gen nicht mehr nur 80 Stunden pro Woche (plus Überstunden
und die Sonderschichten) in Betrieb zu lassen, sondern von
vornherein 108 Stunden von Montag früh bis Samstag nacht.
Durchgesetzt wird das Ganze nicht einfach mit einer Arbeits-
verlängerung für die Belegschaft, sondern mit dem 36-Wochen-
stunden-Modell a la BMW. Die Belegschaft hat in zwei 9-Stun-
den-Schichten am Tag anzutreten, der Samstag ist dabei ein
ganz normaler Arbeitstag. Irgendwann sind im Schichtplan auch
ein paar freie Tage vorgesehen. Der Computer rechnet dann
zuverlässig aus, daß das Ganze auf zwei Monate umgelegt eine
Wochenarbeitszeit von exakt 36 Stunden ergibt! Beim Reifen-
werk Fulda geht�s ähnlich zu. Dort hat der Rechner eine 38,5-
Stunden-Woche errechnet. Die Vorteile fur die Unternehmen:

� Erstens wird der Produktausstoß pro Zeiteinheit erhöht.
� Zweitens drückt man die Kapitalkosten, weil teure Maschinerie

kurzere Zeit �brachliegt�, und steigert so den Gewinn, weil bei
dem neuen Schichtmodell Überstunden- und Samstagszu-
schläge wegfallen.

� Denn wenn der Achtstunden-Tag und der freie Samstag erst
einmal gestorben sind, beträgt die �Normalarbeitszeit� eben 9
Stunden an 6 Tagen.

� Viertens machen die Unternehmen das Versprechen der IG-
Metall in puncto �induzierter Produktivitätseffekt� wahr. So hieß
doch die gewerkschaftliche Zauberformel, nach der eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit �naturgemäß� zu einer Steigerung der
Arbeitsintensität führen soll.
Nur daß die Kapitalisten nicht auf die Erlaubnis der Gewerk-
schaft warten, um ihrer Belegschaft pro Arbeitsstunde mehr
Leistung abzuverlangen. Im Fuldaer Reifenwerk sieht die
Geschäftsleitung die Sache so: �Bei einer 10%igen Verlänge-
rung der Auslastung der Produktionsanlagen werden in
Zukunft 25% mehr Reifen täglich produziert.� Der Klever
Unternehmer, der seine Belegschaft mit einer 35-Stunden-
Woche beglückt, geht davon aus, �daß bei einer Verkürzung
der Arbeitszeit die Leistungsfähigkeit der Arbeiter höher wird
und damit eine Senkung der Stückkosten erzielt wird.� Da
kann man lässig und �großzügig� über einen �vollen Lohn-
ausgleich� mit sich handeln lassen.

Jahresarbeitszeitverträge und Teilzeitverträge,
die unter dem schönen Titel �individuelle Arbeitszeit� angebo-
ten werden, sind für Unternehmen die kostengünstigste Art
und Weise, ihre Mannschaften nur dann antreten zu lassen,
wenn garantiert jede Arbeitsstunde mit Arbeit vollgepackt ist.
Denn Produkte auf Halde produzieren zu lassen, ist für jeden
Betrieb ein kostspieliges Ärgernis. Und Leute stundenweise zu
bezahlen, und dann die Arbeitszeit nicht für Höchstleistungen
auszunutzen, stellt erst recht ein marktwirtschaftliches �Ver-
brechen� dar.
Das galt schon immer. Und daß Arbeiter sich in Sachen Ar-
beitszeit und Lohn an die Konjunkturen der Auftragslage der
Unternehmen anzupassen haben, ist deshalb auch keine Neu-
heit in unserer sozialen Marktwirtschaft�. Mit dem Neben- und
Nacheinander von Überstunden, Sonderschichten und Kurzar-
beit haben bundesdeutsche Unternehmen bisher erfolgreich
diese Sorte �Konjunkturanpassung� betrieben. So erfolgreich
und reibungslos, daß jetzt mit �flexiblen� Jahres- und
Teilzeitarbeitsverträgen die �Mängel�, die die Betriebe an ihrem
bisherigen Instrumentarium auszusetzen haben, aus der Welt
geschafft werden.
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Überstundenzuschläge entfallen, bei �dringenden Aufträgen�
kann man auf Teil- und Jahresarbeitsvertrags-�Besitzer� zurück-
greifen. Dafür hat man sie ja - �Kapazitätsreserve� heißt das
auf betriebswirtschaftlich. Gehen die Aufträge zurück, wird die
Arbeitsstundenzahl ganz flexibel nach unten korrigiert. Damit
entfallen lästige Anträge auf Kurzarbeit beim zuständigen Ar-
beitsamt. Womit auch noch der schöne Nebeneffekt erreicht
ist, daß die Staatskasse keine �Zuschüsse� an Kurzarbeiter
zahlen muß, sondern die dafür fälligen eingezogenen
Arbeitslosenversicherungsbeiträge behalten kann.
Daß man in 4 Arbeitsstunden täglich wesentlich intensivere
Arbeit verlangen kann als in 8, wird bei der Einrichtung dieser
Arbeitsplätze selbstverständlich berücksichtigt. Deshalb bieten
Teilzeitarbeiter nach dem einstimmigen Lob ihrer Anwender
auch den Vorteil, �überdurchschnittliche Leistungen zu brin-
gen�. Daß diese Leute �weniger Fehlzeiten� aufweisen, hat sich
ebenfalls von selbst zu verstehen. Für Ärztbesuche und
Behördengänge ist die (Teil-)Arbeitszeit auf jeden Fall zu schade.
Wofür hat man denn seine verlängerte Freizeit? Angepriesen
werden all diese Neuregelungen der Arbeitszeit als �zukunfts-
weisende Möglichkeiten, die Interessen der Arbeitnehmer und
Betriebe in Einklang zu bringen.�
Die Vorteile für die Betriebe liegen auf der Hand.

Was bringt die Flexibilisierung der Arbeitszeit für die Ar-
beiter?
Was die Arbeitszeit betrifft, darf man Abschied nehmen von
einigen zentralen Grundsätzen, die bisher ein Arbeiterleben
bestimmt haben. Sowohl was die Stunden pro Tag, als auch
was die Tage pro Woche betrifft, verliert der Arbeitstag jede
Festikeit. 5-Tage-Woche und 8-Stunden-Tag als gesetzlich fest-
gelegter Normalfall gehören der Vergangenheit an.
Ruhe- und Freizeitbedürfnisse der Arbeiter werden von den
Unternehmern auf die Tage und Tageszeiten gelegt, die ihnen
in die Kalkulation passen. Alle paar Wochen sieht der Schicht-
plan sogar ein verlängertes Wochenende mitten in der Woche
vor, �dafür�, daß das Wochenende in den Wochen vorher aus-
gefallen ist.
Egal wieviel Tages- und Wochenstunden man arbeiten muß,
wurscht ob man drei Wochen lang länger arbeiten muß als
bisher - das Ganze schimpft sich �Arbeitszeitverkürzung� und
�Arbeitserleichterung�. Daß von einer Erleichterung für die
Betroffenen weit und breit nicht die Rede sein kann, weiß je-
der.
Das spielt für die jetzt geltende �Sichtweise� bloß überhaupt
keine Rolle. Per Computer wird nämlich völlig unbestechlich
der Arbeitsstunden-Schnitt von mehreren Wocher ermittelt. Das
Ergebnis lautet dann eben: 36 oder 37,81 oder 38,61 Stunden
die Woche!
�Erleichtert� wird man als Arbeiter dafür garantiert um etliche
Lohnbestandteile. Wenn Überstunden und Sonderschichten als
neue Normalität gelten, sind 45-Stunden-Wochen und
Wochenendarbeit auch keinen Zuschlag mehr wert.
Dankbar und froh soll man sein, wenn die Unternehmen für die
geforderte Mehrleistung noch die alte Lohnsumme bezahlen -
�voller Lohnausgleich� heißt das dann. Denn eigentlich hat man
nur Anspruch auf 36... Stundenlöhne. Daß dieser �volle Lohn-
ausgleich�, wenn er überhaupt zustande kommt, eine betrieb-
liche Gnade und ein Wechsel auf die Zukunft ist, wird mehr als
deutlich klargestellt. Für gut bedient darf man sich dann hal-
ten, wenn man bei steigender Arbeitsleistung �bloß� um die
Preissteigerungsraten ärmer gemacht wird. Mit der Durchset-
zung von Teilzeit ganz nach Bedürfnis der Betriebe wird sowie-
so gründlich mit dem Anspruch aufgeräumt, der Lohn, den ein
Mensch für seine Arbeit bekommt, hätte seinen Mann zu er-
nähren.

War es das, was die DGB-Gewerkschaften mit ihrer
Jahrhundertforderung wollten?
Gewollt und geplant war die Arbeitszeitverkürzung so sicher-
lich nicht von den gewerkschaftlichen Tarifexperten. Bloß, über-
rascht oder gar empört können sie auch nicht sein über die Art
und Weise, wie das bundesdeutsche Unternehmertum ihr
Jahrhundertprogramm in die Tat umsetzt. Freizeitbedürfnisse
ihrer Mitglieder war der Gewerkschaft nie Grund genug, eine
Arbeitszeitverkürzung zu fordern. Seit Monaten bestreitet sie
ihren �Tarifkampf� mit auf Glanzpapier gedruckten Rechenex-
empeln, die alle dem einen trostlosen Beweiszweck dienen:
Arbeitszeitverkürzung ohne Schädigung des Kapitals ist mög-
lich! Kompromißbereitschaft in Sachen Verteilung der Arbeits-

zeit und �Lohnausgleich� hat die Gewerkschaft von Anfang an
signalisiert - Hauptsache unter dem Strich ergibt sich eine Ar-
beitszeit unter 40 Stunden. Dafür hat sie mitten in der Tarif-
runde sämtliche Regelungen, die dem Arbeitsleben eine ge-
wisse Festigkeit gaben, zur Debatte gestellt.
Die Unternehmer haben das gewerkschaftliche Angebot, Ar-
beitszeit und Lohn der Arbeiter flexibel zu behandeln, kapiert.
Wenn sie jetzt gemäß ihren Geschäftskalkulationen den prak-
tischen Beweis antreten, wie Arbeitszeitverkürzung und Vor-
teil der Betriebe zueinander passen, ist das wirklich nicht ver-
wunderlich.
Erst recht wissen Unternehmer das gewerkschaftliche Gejam-
mer über ein �verantwortungsloses, weil für die Gesellschaft
zu teures, Nebeneinander von Überstunden und Kurzarbeit� in
ihrem Sinne �auszulegen�. Durch ihre Teilzeit-Modelle wird zwar
nicht das Nebeneinander von Über- und Unterarbeit abgeschafft,
sehr wohl aber lästige Kosten, die ihnen schon lange ein Dorn
im Auge waren.«
(Marxistische Streit- und Zeitschrift  (MSZ) 5/1984)

[52] Gewerkschaftsprache
Roth preist seine zehn Euro brutto wie folgt an (Anti-

BGE S. 22): »Zehn Euro erscheinen relativ hoch, weil je-
der sechste Vollzeitbeschäftigte in Westdeutschland mit
seinem Lohn darunter liegt.«

Und wenn man die »Vollzeitbeschäftigten« im Osten
dazurechnet, »erscheinen« sie noch höher. Aber wie »er-
scheinen« sie, wenn man mal die zunehmende Zahl der
TeilzeitmalocherInnen nicht ignoriert? »Aber: mit diesem
Lohn können Vollzeitbeschäftigte allenfalls ihre eigenen
Lebensunterhaltungskosten auf einem Mindestniveau dek-
ken. In zehn Euro ist kein Betrag für die Unterhaltungsko-
sten auch nur eines einzigen Kindes enthalten, also des
Nachwuchses für den Ersatz der Arbeitskräfte. ... Zehn Euro
sind ein nur schwer zu vertretender Kompromiss, der aus-
schließlich der gegenwärtigen Schwäche der Arbeiterbe-
wegung geschuldet ist.«

Vielleicht liegt die »Schwäche der Arbeiterbewegung«
ja auch daran, dass sie jahrelang auf solche Phrasen ge-
hört hat und völlig inakzeptable Kompromisse als Ausgangs-
forderungen toleriert hat!

[53] Perspektive Mindestlohn

(aus einem Diskussionspapier im Sozialforum
Eimbüttel)
»Es könnte so schön sein...

Freitag Abend im Jahre 2008 um halb sieben. Frau P. trifft sich
mit ihrer Freundin. Gemeinsam gehen sie zur Polizei. Während
der Woche hat Frau K. gearbeitet. Gezahlt wurde ihr - wie
vereinbart - fünf Euro pro Stunde. Dieser Stundenlohn liegt
klar unter dem seit 2007 geltenden staatlichen Mindestlohn
von 9 Euro. Das bringt sie zur Anzeige. Sie kann sich darauf
verlassen, dass ihr geiziger Arbeitgeber dazu gebracht wird,
ihr die 4 Euro Differenz zu zahlen.
Vor einem Rechtsstreit hat sie keine Angst. Sie kann ein regu-
läres Arbeitsverhältniss nachweisen. Sie hat kein Praktikum
vereinbart, sonst hätte sie keinen Pfennig bekommen. Irgend-
ein Ausbildungsverhältniss liegt nicht vor. Sie wurde nicht als
Ein-Euro-Kraft eingesetzt. Und sie hat einen deutschen Pass.
So gesehen ist Frau P. eine Glückpilzin. Dennoch fiel ihr die
Entscheidung, die Differenz zum Mindestlohn einzuklagen, nicht
leicht. Bei ihrem verflossenen Arbeitgeber braucht sie sich nicht
mehr sehen lassen. Das ist nicht so schlimm, da unsere
Glückpilzin auch ohne Job über die Runden kommt.
Das geschilderte, unrealistische Szenario ist so ziemlich das
beste, was man sich unter einem staatlich festgesetzten Min-
deslohn vorstellen kann.

Vertiefte Spaltung der Lohnabhängigen
Wie gesagt: der Personenkreis, der von so einem Mindestlohn
etwas hat, ist sehr beschränkt. Die Spaltung der lohnabhängi-
gen Bevölkerung in Leute mit Tariflohn und den prekären Rest,
wird also zementiert. Zudem verhindert Mindestlohn keines-
wegs, dass das Kapital immer mehr Arbeit von immer weniger
Beschäftigten abpresst. Die fortwährende Senkung des Ein-
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kommens der lohnabhängigen Klasse durch Entlassungen ist
nicht affiziert. Die Lohnsenkungen, die bei schlecht- wie gut-
verdiendenden Firmen an der Tagesordnung sind, werden weiter
stattfinden, solange sie nicht unter den Mindestlohn gehen.
Ein existenzsicherndes Einkommen ist der Mindestlohn ohne-
hin nur bei Vollzeitarbeit, sonst nicht. Ein Witz ist der Mindest-
lohn in Verhältnissen, in denen unbezahlte Mehrarbeit á la LIDL
abgepresst wird.
Die ständigen Preiserhöhungen, zu denen der Staat den Fir-
men und den Vermietern das Recht gibt, Steuererhöhungen á
la Merkelsteuer, Abbau von Sozialleistungen und dergleichen,
nichts davon wird durch den Mindestlohn besser.
Wie sollte das denn auch gehen? Lohnabhängige sind dringend
auf den Reichtum angewiesen, auf den das Kapital praktisch
ein Monopol hat. Dieser Reichtum wechselt nicht im mindesten
den Besitzer, wenn ein paar Arbeitsverträge unterbleiben, weil
sie einer Mindestlohn-Regelung widersprechen.

Staat gegen Lohndrücker?
Working Poor - arbeitende Armut - wird auch in Mitteleuropa
zum Massenphänomen. Durch Lohn, der nicht zum Leben reicht.
Scheinbar ist ein staatlich festgesetzter Mindestlohn eine wirk-
same Gegenmaßnahme. Im fiktiven Beispiel müssten Arbeit-
geber mit Sanktionen rechnen, wenn sie weniger als die
Mindestlohnsumme bezahlen. Es wäre eine �einseitig� gegen
Kapitalinteressen gerichtete Maßnahme, die mit den im Bun-
destag vertretenen Parteien nicht zu machen wäre. Denn �Ar-
beit durch Wachstum!� ist das Ziel von Linkspartei bis zur FDP.
Wachstum bedeutet ja nicht, dass die Löhne und der Sozial-
einkommen steigen, die Menschen besser und länger leben.
Wachstum bedeutet im Gegenteil, daß die erwirtschaftete Geld-
menge, das Privateigentum der Firmen und Konzerne wächst.
Wenn Unternehmen Löhne senken, das Arbeitstempo steigern
und vor allem, wenn sie Mitarbeiter wegrationalisieren, dann
tun sie das für das Wachstum. Wenn die Regierung Wachs-
tumspolitik macht, vertritt sie das Interesse, dass die lohnab-
hängige Bevölkerung möglichst viel leisten und dabei mög-
lichst wenig kosten soll.
Vom Standpunkt der Wachstumspolitik ist es völlig unakzepta-
bel, dass Arbeitslose einen Lebensunterhalt beziehen, ohne
etwas zu leisten. Jeder noch so schlecht bezahlter Job, jeder
noch so miese Arbeitsplatz ist gut genug um aus den �Unbe-
schäftigten� noch etwas herauszuholen. Extra dafür wurden
die Ein-Euro-Jobs� geschaffen.
Genau aus den Kreisen, die für das alles verantwortlich sind,
kommt die Mindestlohndebatte. Das ist merkwürdig. Denn
scheinbar würde eine Menge - beschissen bezahlter - Arbeits-
plätze durch einen staatlichen festgesetzten Mindestlohn weg-
fallen. Dagegen wäre ja prinzipiell nichts einzuwenden. Lohn-
arbeit, die nichtmal die nackte Existenz sichert ist nichts als
ganz üble ruinöse Ausbeutung.
Andererseits würden viele der Billiglöhner protestieren, wenn
ihre Jobs wegfallen. Ging es ihnen nicht besser, als sie wenig-
stens noch die schlecht bezahlte Arbeit hatten?
Woher das Interesse von lohnabhängigen Leuten an Billig-Jobs?
Weil sie sonst gar nicht klarkommen. Je niedriger die Soziallei-
stungen für Arbeitslose, desto höher das Interesse an Billig-
Jobs. Damit der Preis der Arbeitskraft für die besser verdie-
nenden Kolleginnen nicht ins Bodenlose fällt, müssten sie mit
denen solidarisch sein, arbeitslos werden und noch mehr ver-
armen. Ist mit dieser Solidarität zu rechnen? Wo doch umge-
kehrt die absolute Mehrheit der "Beschäftigten“ rein gar nichts
gegen die Verarmung ihrer arbeitslosen Kollegen unternimmt?
Ein gemeinsames Interesse aller lohnabhängigen Leute gäbe
es allerdings schon. Ein Existenzgeld, von dem sich anständig
leben läßt, wäre im Interesse von arbeitenden und arbeitslo-
sen Lohnabhängigen. Die Höhe dieses Einkommens wäre au-
tomatisch der Mindestlohn. Ohne ein solches Mindesteinkom-
men - egal ob jemand arbeiten kann oder will - funktioniert
kein Mindestlohn.
Allerdings ist ein existenzsicherndes Grundeinkommen in Ka-
pitalismus ungefähr so realistisch wie Militarismus ohne Mili-
tär. Der Zwang zur Lohnarbeit braucht die Drohung mit einer
Arbeitslosigkeit, die Armut bedeutet. Und wer sollt�s bezahlen?
Die Unternehmer jedenfalls nicht. Denn die verheizen ihren
auf Kosten der Lohnabhängigen erwirtschafteten Reichtum in
dem Konkurrenzkampf, den sie untereinander führen.

Wer will den Mindestlohn?
Die DGB-Gewerkschaften sind überwiegend für einen gesetzli-

chen Mindestlohn zu haben. Mit ihren berüchtigten maßvollen
Tarifabschlüssen� haben sie schon längst Niedriglöhne ab-
gesegnet, die unter ihren ehemaligen Forderungen nach ei-
nem Mindestlohn liegen. (Die Höhe ihrer Mindestlohnforderung
korrigieren sie dementsprechend nach unten.) Den Hartz-Saue-
reien haben sie zugestimmt, und die Ein-Euro-Zwangsarbeit
geht in Ordnung, wenn sie von Betriebsräten abgenickt wird.
Entlassungen, Lohnsenkungen und Arbeitszeitverlängerungen
gestalten sie sozialverträglich� mit. Die SPD-gesteuerten Ver-
eine sind auch dafür, dass der Staat seinen Haushalt saniert
und dafür den privaten Haushalten Milliarden entzieht, ohne
dass dem DGB der Gedanke kommt, durch höhere Lohnforde-
rungen einen Ausgleich anzustreben. Diese Pseudo-
gewerkschaften tun also fast immer das Gegenteil dessen, was
nötig wäre um die galopierende Verarmung der lohnabhängi-
gen Bevölkerung zu stoppen.
Dabei waschen die DGB-Vereine die Hände in Unschuld. Sie
können ja nicht anders - wegen der Globalisierung und den
niedrigen Löhnen in China, weil ihre Mitglieder nicht kampfbe-
reit sind und Streiks sowieso keine Arbeitsplätze sichern, weil
die Staatskassen leer sind und vor allem: weil die Politiker auf
neoliberale Berater hören. So werden die DGB-Funktionäre auch
weiter jede Lohnsenkung im Namen ihrer Basis unterschreiben
und den Politikern die moralische Verantwortung für die Working
Poor andichten. So manifestiert sich die eklatante Verantwor-
tungslosigkeit dieser Vereine.

Müntefering und Co haben sich in die Debatte über Mindestlohn
eingeklinkt. Das Motiv dieser Figuren ist klar: Imageverbes-
serung für die SPD. Es ist überhaupt kein Widerspruch, dass
genau jene Politiker mit einem staatlichen Mindestlohn koket-
tieren, die zu den übelsten Hasspredigern gegen Arbeitslose
zählen. Jeden Arbeitslosen möchten sie in �Arbeit bringen� -
und jede Verschlechterung der Lage der Arbeitslosen macht
ihre Erpressung effektiver.
Andererseits wird der Zwang, sich eine mies bezahlte Arbeit zu
suchen, nicht gerade dadurch effizienter, wenn man von dem
Job genausowenig leben kann wie von der immer weiter zu-
sammengestrichenen Stütze. Das �Lohnabstandsgebot� erweist
sich als Spirale nach unten - für Löhne und Sozialeinkommen
gleichermaßen. Weil sie diese Entwicklung zwar wollen, aber
eben nicht unkontrolliert, liebäugeln Figuren wie Müntefering
tatsächlich mit einem Mindestlohn. Dessen Höhe muß dann
allerdings gerade so bemessen sein, daß es den Mindestlöhnern
ein bisschen besser als den Arbeitslosen geht. Das Motiv ist
also: den Zwang zur Arbeit effektivieren.
Damit das funktioniert, müsste der Mindestlohn in der Praxis
nichtmal eine große Rolle spielen. Für Jung- und Langzeitarbeits-
lose, Praktikanten und Ein-Euro-Kräfte, Behinderte, Asylanten
und die Neuen Bundesländer�, für Behinderte und
Gefängnissinsassen und so weiter gäbe es natürlich Ausnah-
meregelungen. Aber die bloße Existenz eines gesetzlichen Min-
destlohnes würde in der bürgerlichen Öffentlichkeit als Beweis
gelten, dass es keine Working Poor mehr gibt. Armut gibt es ja
in Deutschland angeblich auch nicht, dank der Existenz des
Sozialstaates. Wenn Politiker Sozial- und Lohnraub vorantrei-
ben, dürfen sich die Betroffenen bei den Politikern für "soziale
Sicherheit� bedanken. Für derlei ist der Münteferings Mindest-
lohn gut genug.

Dann gibt es drittens noch die Linkspartei. Ihr Ziel, als Mehr-
heitsbeschaffer für die SPD mit Ministerposten belohnt zu wer-
den, lässt sich nur realisieren, wenn Schluss mit der Großen
Koalition ist. Ein gesetzlicher Mindestlohn, egal wie niedrig,
könnte die SPD mit der CDU (auch aus Imagegründen) nicht
machen. So hoffen Lafontaine und Co, dass es sich bei dem
Gerede von Müntefering um eine Art Signal� handelt, dass die
SPD wieder auf dem richtigen Weg ist und die Linkspartei auf
eine Regierungsbeteiligung hoffen darf. Also macht man Druck�
auf die SPD, indem man die Mindestlohnforderung aufgreift
und selber Propaganda dafür macht.
Diese Forderung passt hervorragend zu ihrer Strategie. Gegen
ihren Wunsch-Koaltionspartner wird dabei nicht opponiert, es
gibt keine Kritik an den Zielen der SPD. Warum will denn die
Linkspartei in die Regierung? Weil sie die Staatskassen sanie-
ren will, wie in Berliner Senat. Ein staatlich festgelegter Min-
destlohn kostet den Staat fast gar nichts. Der Billiglohnsektor
der Staatsbediensteten wird zunehmend durch Ein-Euro-Kräf-



Arbeitszwang, in Ewigkeit, Amen, Seite 28

te abgedeckt. Außerdem will Lafontaine endlich seine Patent-
rezepte zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums in die Tat
umsetzen. Für die Linkspartei ist das Wirtschaftswachstum ja
nicht die Ursache der Armut, sondern ein Heilmittel dagegen.
England ist inzwischen das Vorbild der Ex-PDS. Haben die Bri-
ten denn nicht tolle Wachstumsraten und gleichzeitig einen
gesetzlichen Mindestlohn? Solange die Lüge geglaubt wird,
Massenverarmung ließe sich durch einen Mindestlohn auch nur
mildern, behält die Linkspartei auch dann ein oppositionelles
Image, wenn sie sich in jeder Bundestagsdebatte nur noch an
die SPD anwanzt.

Viertens gibt es noch jene geschrumpfte Bewegung, die gegen
Hartz IV tatsächlich opponiert hat. Sie soll sich nun entschei-
den, ob sie diese Opposition hintenan stellt, und sich mal wie-
der auf ein Bündnis mit DGB, Teilen der SPD und PDS einlas-
sen will. Sie wäre dann die Hilfstruppe dieser Vereine. Die Be-
wegung hätte sich damit erledigt.«

[54] Kapitalismus und Globalisierung
Es ist fast schon absurd, wie sich die ganze Existenz-

gelddebatte in einem imaginierten nationalen Kapitalismus
bewegt. Schon zu Marx� setzte der Kapitalismus »die Kon-
kurrenz auf dem Weltmarkt voraus, der überhaupt die Ba-
sis und die Lebensatmosphäre der kapitalistischen Produk-
tionsweise bildet.« (MEW 25, S. 120)

Übrigens wird hier von Imperialismus nicht im Sinne von
�Fäulnisstadium des Kapitalismus� gesprochen, wie bei den
Leninisten, bei denen selbst der imperialistische Staat zur
ökonomischen Kategorie frei nach Hilferding verkommt.
Imperialismus ist vielmehr das international agierende
Gewaltmonopol der kapitalistischen Gesellschaft, der Staat.
Vgl. Marx: »Der Imperialismus ist die prostituierteste und
zugleich die schließliche Form jener Staatsmacht, die von
der entstehenden bürgerlichen Gesellschaft ins Leben ge-
rufen war als das Werkzeug ihrer eignen Befreiung vom
Feudalismus und die die vollentwickelte Bourgeois-
gesellschaft verwandelt hatte in ein Werkzeug zur Knech-
tung der Arbeit durch das Kapital.« (Marx: Der Bürger-
krieg in Frankreich, MEW 17, S. 338)

[55] Der Deutsche Autofahrer und die Öl-Spekulan-
ten

Der BILD-Leser sieht sich bei steigenden Benzinpreisen
als Opfer internationaler Spekulanten. Er bildet sich ein,
dass die weltweite Ölförderung eigentlich dazu da sein
müsste, dass er und seinesgleichen im Stau zur Arbeit fah-
ren könnte. Vor allem bildet er sich ein, dass Geld dazu
erfunden worden wäre, damit genau er an der Tanke sei-
nen Sprit kriegt. Wenn sich andere Leute mit ihrem Geld
ein paar Millionen Barrel des Treibstoffs beschaffen, um ihr
Geld zu vermehren, so wie es ja auch die ölproduzierenden
Firmen machen, dann wittert Herr BILD-Leser Verrat. Wenn
dann auch noch durch die zusätzliche Nachfrage der Sprit-
preis steigt, liegt das in den Augen des BILD-Lesers natür-
lich nicht an den Gesetzen der Marktwirtschaft, sondern
an einer internationalen Verschwörung, hinter der �Na-Wer-
wohl� steckt. Geld ist eben nicht zur Güterversorgung da,
sondern zur Vermehrung von Privateigentum. Der Speku-
lant, der gegenüber dem BILD-Leser als konkurrierender
Käufer auf dem Benzinmarkt auftritt, tut das - ökonomisch
gesehen - mindestens mit dem selben Recht wie Herr BILD-
Leser.

[56] Produktivkraft, Intensität und Kompliziertheit
der Arbeit und Wertbildung

In der bürgerlichen Ökonomie wird gerne der Begriff
Produktivität verwendet. Linke verwechseln bisweilen
Produktivität mit Produktivkraft der Arbeit. Letztere »ist
durch mannigfache Umstände bestimmt, unter anderen
durch den Durchschnittsgrad des Geschickes der Arbeiter,
die Entwicklungsstufe der Wissenschaft und ihrer techno-

logischen Anwendbarkeit, die gesellschaftliche Kombinati-
on des Produktionsprozesses, den Umfang und die
Wirkungsfähigkeit der Produktionsmittel, und durch Natur-
verhältnisse. ... « (MEW 23, S. 55, Herv. von mir.) Die
selbe Arbeitsmenge stellt so mehr Gebrauchswerte her.
»Wächst die Produktivkraft der Arbeit, so produziert sie
denselben Gebrauchswert in kürzerer Zeit.« Marx: Zur Kritik
der politischen Ökonomie, MEW 13, S. 24)  Der Nutzeffekt
der Arbeit wird höher.

Aber der Begriff Produktivität umfasst auch eine gestei-
gerte Intensität der Arbeit, also eine größere Arbeits-
menge in der selben Zeit. Die bürgerliche Ökonomie ver-
wendet den Begriff Produktivität deswegen so gerne, weil
für den Einzelkapitalisten sowohl die Steigerung des Nutz-
effektes der Arbeit als auch zunehmende Arbeitshetze zur
Senkung der Zeit führt, die für ein Produkt nötig ist, und er
die Lohnstückkosten senken und seinen Profit steigern will.
Ebenfalls zur Lohnstückkostensenkung führt es übrigens,
wenn das Kapital Lohnabhängige, die qualifizierte, kom-
plizierte Arbeit verrichten, durch für einfache Tätigkei-
ten bezahlte MalocherInnen ersetzt.

Der Wert, den die verschiedenen Arbeiten im spezifi-
schen Produkt realisieren, interessiert den Kapitalisten gar
nicht. Ihm geht es um die Dauer der in seinem Laden ver-
richteten Privatarbeit und nicht um die gesellschaftliche
Durchschnittsgröße Wert. Der Wert interessiert ihn nicht-
mal, wenn es um den erzielten Preis des Arbeitsprodukts
geht, weil der Preis nämlich von Angebot und Nachfrage
abhängt. Da es dem Geschäftsmann um den konkreten
Einzelpreis geht, ist ihm egal, dass Angebot und Nachfra-
ge tatsächlich nicht für die Durchschnittspreise verantwort-
lich sind, sondern dass dafür tatsächlich der Wert der je-
weiligen Produkte ausschlaggebend ist (aber nur bei glei-
cher organischer Zusammensetzung des Kapitals, vgl. MEW
25). Das gesellschaftlich durchschnittliche Arbeitsquantum
zur Herstellung einer spezifischen Ware, also der Wert,
hängt durchaus davon ab, ob es sich um mehr oder weni-
ger intensive oder komplizierte Arbeiten handelt, oder um
welche mit unterschiedliche Produktivkraft. Beispielsweise
gilt komplizierte Arbeit als »multiplizierte einfache Arbeit,
so daß ein kleineres Quantum komplizierter Arbeit
gleich einem größeren Quantum einfacher Arbeit. Daß
diese Reduktion beständig vorgeht, zeigt die Erfahrung.
Eine Ware mag das Produkt der kompliziertesten Arbeit
sein, ihr Wert setzt sie dem Produkt einfacher Arbeit
gleich und stellt daher selbst nur ein bestimmtes Quan-
tum einfacher Arbeit dar.« (MEW 23, S. 59, Herv. von mir)

Die Gleichsetzung eines Quantums komplizierter mit
einem höheren Quantum einfacher Arbeit, also die quali-
tative Reduktion komplizierter auf einfacher Arbeit ist
kein Sonderfall. Das Selbe passiert mit Arbeit unterschied-
licher Intensität. Ein Produkt, das in einer Stunde Arbeit
unter Bedingungen reiner Arbeitshetze hergestellt wurde
hat den selben Wert wie das gleiche, in zwei Stunden un-
ter erträglichem Arbeitstempo hergestellte Produkt. Als
Wert bekommen unerträgliche und erträgliche Arbeit die
selbe Qualität. Die intensivere, unerträgliche Arbeit schafft
mehr Wert als die erträgliche. Aber auch Arbeiten, die gleich
intensiv und kompliziert sind, können zu ganz unterschied-
lichen Warenwerten führen: Eine Stunde Arbeit, die für ein
bestimmtes Produkt mit niedriger Produktivkraft aufgewen-
det wurde, hat den selben Wert, wie z.B. eine viertel Stun-
de, die für dieses Produkt an einer Maschine mit wesent-
lich höherer Effizienz bei gleicher Arbeitsbelastung nötig
war.

Letzteres widerstrebt dem Gerechtigkeitssinn mancher
Linker, die wie Robert Schlosser glauben, es müsste sich
immer eine Arbeitsstunde gegen eine Arbeitsstunde tau-

Andy
^^



Arbeitszwang, in Ewigkeit, Amen, Seite 29

schen, und das Geld müsse »zur gesellschaftlichen
Arbeitszeitrechnung« eine definierbare Arbeitszeitmenge
enthalten. Dazu steht in der Fachliteratur: »Die Frage,
warum das Geld nicht unmittelbar die Arbeitszeit selbst
repräsentiert, so daß z. B. eine Papiernote x Arbeitsstun-
den vorstellt, kommt ganz einfach auf die Frage heraus, ...
warum Privatarbeit nicht als unmittelbar gesellschaftliche
Arbeit, als ihr Gegenteil, behandelt werden kann.« (MEW
23, S. 109)

Schlosser und andere Arbeitsidealisten sprechen nicht
über Geld, sondern reproduzieren lediglich die dem Geld
anhaftenden Mystifikationen des gerechten Tausches,
als habe das Geld etwas mit Arbeitszeitrechnung zu tun.
Der Schleier, den das Geld über die gesellschaftlichen Pro-
duktionsverhältnisse legt, zeigt auch hier seine Wirkung.
(frei nach Schlosser, vgl. auch Anmerkung 12)

Noch eine Anmerkung für Vertreter der Arbeitswert-
philosophie, Abteilung �Wertformkritik�: abstrakte Arbeit,
�der Wert� ist gesellschaftliche Arbeit, aber eben nicht ir-
gendeiner Gesellschaft. Er ist die gesellschaftliche Form,
die Privatarbeit annimmt und im Tauschwert, dem ideellen
Wert, erscheint. Wenn Wertformkritiker meinen, dass nur
diese Erscheinung kritikabel sei, dann fragt sich, wozu ein
�Wert� gut sein soll, der Arbeit ohne Rücksicht auf die Art
ihrer Verausgabung quanifiziert oder sonstwie ausdrückt,
und dem gegenüber Arbeit als konkrete Tätigkeit Null Wert
hat, insofern auch gar keine unproduktiven Arbeiten �aus-
drückt�..

[57] Geldbeschaffung

Zur Geldbeschaffung dienen auch Dinge die keinen
Gebrauchswert haben, wie Anti-BGE-Broschüren oder
Gammelfleisch. Ganze Abteilungen des Staatsapparats
damit beschäftigt, Betrug und Fälschung zu ahnden. Auch
Dinge, die an sich keinen Wert haben, bekommen einen
Preis, wie z.B. Lizenzen und Patente - immerhin die wich-
tigsten Exportartikel der USA. Derartige Waren sind nichts
als veräußerbare Privilegien, die von den Staaten verlie-
hen und geschützt werden, und die erfreuliche technische
Innovation, dass man sich im Internet Filme und Musik
kopieren kann, wird von staatswegen kriminalisiert.

[58] Eine frohe Botschaft für alle Freunde des
Wertgesetzes: es gilt durch das Geld!

Nehmen wir folgendes Szenario an: Herr A verkauft eine
Ware, zu deren Herstellung 50 Std. nötig waren und kauft
mit dem Geld von Frau B ein Produkt von 139 Std Arbeit.
Frau B verkauft an Frau C, tauscht mittels der Geldsumme
139 Std in ein Produkt von 29 Std. Arbeit. Frau C tauscht
mit D 29 Std in 8 Std, D tauscht damit 8 Std in 12 Std, E
tauscht damit 12 Std in 72 Std, F tauscht damit 72 Std in
9 Std, G tauscht damit 9 Std in 1 Std und H tauscht damit
1 Std in 50 Std.

Getauscht wurden insgesamt 320 Stunden Arbeit in 320
Stunden Arbeit, nämlich 50+139+29+8+12+72+9+1=320
in 139+29+8+12+72+9+1+50=320 Stunden. Das Geld
repräsentierte einen Wert von  40 Stunden Arbeit. Im Ein-
zelfall waren die Abweichungen zwar gewaltig: Herr A hat
gegen Frau B glatt 89 Stunden gewonnen. Die hat ihre 139
gegen 29 Stunden getauscht, also 110 Stunden verloren,
also umsonst gearbeitet, wenn sie das Produkt durch eige-
ne Arbeit hergestellt hätte. H hat mit I eine gegen fünfzig
Stunden Arbeit eingetauscht, wodurch I nur lumpige 2%
der fünfzig Stunden Arbeit realisiert hat, die im Produkt
steckten. Dennoch haben sich - wie wundersam! - alle
Abweichungen ausgeglichen.

Skeptiker mögen einwenden, dass die Gleichheit der
beiden Summen nur darus resultierte, dass am Anfang und

am Ende der Kette jeweils 50 Stunden standen. Also las-
sen wir die 50 Stunden am Anfang und am Ende weg, da
 ja auch nicht klar war, woher das Geld am Anfang kam
und wohin es ging. In der Mitte der ganzen Kette bleiben
aber 139+29+8+12+72+9+1=270 Stunden, die mit-
tels Geld exakt ineinander umgetauscht wurden. Wie das?
Ganz einfach weil jede dieser Waren beim Tausch einmal in
der Summe der verkauften und das andere mal in der Sum-
me der gekauften Waren erscheint. »Die Gleichheit dieser
Summen versteht sich daher von selbst.« (MEW 23, S. 131)

Übrigens könnte man mit dieser Rechnung nicht nur
�beweisen�, dass sich Waren im Verhältnis der für sie not-
wendigen Arbeiten tauschen. Genauso gut könnte man
damit �bewiesen�, dass sie sich im Verhältnis der in ihren
enthaltenen Elektronen tauschen, oder im Verhältnis der
Postleitzahlen der Orte, wo sie hergestellt wurden.

[59] »Wirtschafts- und Finanzpolitik im Zeitalter
der Globalisierung«

Eine etwas andere Geldpolitik wurde von einer Partei
angedacht, die 1998 in mehreren Bundesländern zur Bun-
destagswahl kandidierte:

»Wenn manche Moralprediger sagen �Geld macht nicht glück-
lich!�, dann halten wir diese Einstellung für völlig verfehlt. Die
Bestrebungen vieler Menschen, möglichst viel Geld anzuhäu-
fen, beweisen das Gegenteil. Sie wissen, daß Reichtum die
Wohnqualität bessert, die Gesundheitspflege sichert, die
Selbstmordgefährdung senkt und die Lebenserwartung
erhöht. Wir fordern daher eine radikale Umkehr in der Fi-
nanz- und Vermögenspolitik! Alle Menschen müssen die Mög-
lichkeit zu hemmungsloser Bereicherung haben! ...  Die
APPD tritt für das Recht auf Reichtum für alle Menschen ein.
Alle Gesetze, die dem entgegenstehen, müssen unverzüg-
lich abgeschafft werden. Daher fordern wir:

� Sofortige Legalisierung von Korruption, Wirtschaftsspio-
nage und Unterschlagung!
Die ganze moderne Marktwirtschaft dreht sich um Kredit.
So kann es sich kein modernes Staatswesen mehr erlau-
ben, auf ständig steigende Staatsschulden, die niemals zu-
rückgezahlt werden brauchen, zu verzichten. Gerade an den
international erfolgreichen Staaten kann man sehen: Hät-
ten diese Nationen sich jemals auf Steuern als Haupteinnah-
mequelle beschränkt, wären sie heute am Arsch. Stattdessen
kursieren die Schuldenzettel dieser Staaten - allen voran der
Dollar! - als Weltgeld und werden überall gerne genommen.
Eine florierende Wirtschaft braucht also jede Menge Staats-
schulden. Darum:

� Die Inflation anheizen! Mehr Geld drucken!
Gerade unsere erfolgreiche deutsche Privatwirtschaft ist
durch immer neues Schuldenmachen aufgeblüht. Unser klu-
ges Management weiß: Jedes gelungene Geschäft ist Grund-
lage für neue Kredite. Kein noch so überschuldetes Unter-
nehmen kann jemals pleite gehen, solange es neue Schul-
den machen kann. Wahre wirtschaftspolitische Vernunft
muß diese Erkenntnisse endlich in wirtschaftspolitisches
Handeln umsetzen!

� Für die grenzenlose Verschuldung aller Bereiche!
� Jedem Kontoinhaber eine Million Dispo-Kredit! ...
� Freie Ausgabe der Banknoten an für jeden Bürger gut

erreichbaren Ausgabestellen! ...
� Am Euro soll die Welt genesen! Deshalb: Sofortige Le-

galisierung des Nachdruckens von Dollarnoten und an-
derer Devisen!«

(Kampfprogramm der APPD 1998) Die realpolitischen
Reformpläne von Wirtschaft und Gesellschaft blieben bei
der APPD nicht auf Geldmanipulationen beschränkt:

»Tatsächlich fällt es unserem Sozialstaat immer schwerer,
die Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Die derzeitige Finanzkri-
se von Bund und Ländern fußt dabei ausschließlich in der
Tatsache, daß die durch Rationalisierungsmaßnahmen er-
zielten Extragewinne nicht dem Konsumenten zugute kom-
men können. Vielmehr müssen diese erwirtschafteten Gel-
der in die von Leistungsterror und Ellenbogenmentalität über-
wucherten Gesellschaft prinzipiell reinvestiert werden, um
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weitere Rendite abzuschöpfen Das gilt auch dann, wenn es
den Anlegern nicht möglich ist, ihre Gelder in nützliche Wirt-
schaftsprozesse zu stecken.

� Den Kasinokapitalismus vorantreiben!
Kreative Investoren haben aus dieser Not eine Tugend gemacht
und lassen ihre Milliarden weltweit in Form von Derivaten,
Warenterminpapieren und anderen Schwindelzetteln herum-
vagabundieren. Diese an sich kreative und spannende Frei-
zeitbeschäftigung führt jedoch immer wieder zum Ruin von
Menschen, die durch ihr Vermögen dem Leistungsterror glück-
lich entkommen sind. Schlimmer noch: Unvermeidliche
Finanzcrashs reißen auch Menschen in den Ruin, denen diese
spannende Freizeitgestaltung bisher verwehrt blieb. Die APPD
fordert daher im Interesse aller Beteiligten eine
� prinzipielle und lückenlose Abkoppelung der Finanz-

welt von der realen Wirtschaft.
Sie wehrt sich insofern entschieden gegen sozialistische For-
derungen nach Enteignung von Aktienbesitzern und tritt dafür
ein, den Aktienhandel zum Volkssport per Internet zu machen.
Endlich soll der Kapitalismus allen Menschen zu gute kommen
und dort angelangen, wohin er seit seiner Entstehung gedrängt
hat: raus aus den Betrieben, rein in die Kasinos und Wettbü-
ros!
� Das Privateigentum schützen!
Die Arbeitslosigkeit ist nicht deshalb schlecht für den Menschen,
weil sie der Gesellschaft Schaden zufügt - was sie ja nicht tut -
sondern weil sie mit einer Einschränkung der finanziellen Frei-
heit der Gesellschaft und damit auch der Bedürfniserfüllung
des Einzelnen einhergeht. Dieses Problem wird die APPD auch
durch eine neue Notenbankpolitik beheben, die zu einer grund-
sätzlichen Neubewertung des Privateigentums führt und die
Privateigentümer vom ständigen Investitionszwang ihres Be-
sitzes enthebt. Durch diese neuartige Finanzpolitik wird der
Gesellschaft und damit jedem Einzelnen endlich Geld und Kre-
dit im Überfluß zur Verfügung stehen.
Privateigentum muß vom Zwang der ständigen Geldbeschaf-
fung befreit werden, um endlich Mittel menschlichen Genusses
zu werden.« (APPD Wahlprogramm 1998)

[60] Grund der Arbeitslosigkeit
»Aber auch ohne Krisen produziert eine �funktionierende�

Kapitalverwertung wachsende Arbeitslosigkeit. Das Kapital
braucht für seine beschränkten Profitzwecke dank technologi-
scher Revolution und steigender Produktivität immer weniger
Arbeitskraft. Einerseits nimmt die Zahl derjenigen, die den
Mehrwert produzieren, relativ ab. Von 1991 bis heute wurden
in Deutschland über 6 Millionen sozialversicherungspflichtige
Vollzeitarbeitsplätze abgebaut. Andererseits steigt das Klientel
der Arbeitslosigkeit. 1991 waren es offiziell 2,6 Millionen, heu-
te etwa doppelt so viele. Die Arbeitslosigkeit wiederum ist der
Hauptgrund dafür, dass der Reallohn eines durchschnittlichen
Arbeitnehmers in Deutschland heute unter dem Niveau von
1991 liegt.« (Anti-BGE S. 63)

[61] �Technische Innovationen sichern Beschäfti-
gung�

Immer wieder vertritt bürgerliche Propaganda das Mär-
chen, die Produktion der Maschinen, mit denen rationali-
siert wird, würde letzlich genausovielen Leuten �Arbeit
geben�, wie durch die Maschinen rausgeflogen sind. Wäre
das der Fall, dann wären die Maschinen gerade so teuer
wie die eingesparten Löhne, und die Rationalisierung hät-
te nicht stattgefunden. Mehr zu dem Thema vgl. MEW 23,
S. 461

[62] Kapitalismus in Arbeiterhand

Der Titiosmus in Jugoslawien hat das übrigens probiert.
Eins seiner ersten Ergebnisse war, dass das �Kapital in
Arbeiterhand� jede Menge Arbeitslose produzierte, die dann
als �Gastarbeiter� in den normalen Kapitalismus geschickt
wurden.

[63] Reformen

Auch Reformen, die unternommen werden, um das Sy-
stem zu stabilisieren geben sich mitunter den Touch, die

brutale Perspektivlosigkeit der Lohnabhängigen im Kapi-
talismus wenigstens zu mildern. Meist ist dabei das Ge-
genteil beabsichtigt. Der Professor Straubhaar sieht sich
selbstverständlich als ein Willhelm Tell, der mit einem
mutigen Schuss die Menschheit vor sozialstaatlichen Profit-
hemmnissen befreit. Ernster sind da schon die zunehmen-
den Versuche, Lohnabhängige mit Belegschaftsaktien ab-
zuspeisen, also Lohn in Kapital zu verwandeln, das ver-
fällt, wenn die Ausbeutung nicht so klappen sollte.

[64] Bruchpunkt mit dem System
»Die Proletarier haben nichts von dem Ihrigen zu
sichern, sie haben alle bisherigen Privatsicherheiten
und Privatversicherungen zu zerstören.« (Karl Karl
Marx, Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen
Partei. MEW 4, S. 470)

[65] Aufrechterhaltende Illusionen
Roth schreibt einerseits gegen das BGE völlig zurecht:

»Da Illusionen über das Kapital der Aufrechterhaltung der
Kapitalverwertung dienen, verewigen sie die Verhältnisse,
in denen Arbeitslosigkeit, Armut und Existenzunsicherheit
auf der einen und riesige Kapitalüberschüsse auf der an-
deren Seite der Bilanz stehen.« (Anti-BGE, S. 71)

Als ob er die falschen Hoffnungen rechtfertigen wollte,
die er mit seinem �Roth-Fond� und seinem gewerkschafts-
orientiert modifizierten Frankfurter Appell schürt, schreibt
er leider andererseits: »Die Hoffnungen auf einen anderen
Kapitalismus werden am gründlichsten vom Kapital selbst
erschüttert. Wenn es nämlich praktisch beweist, dass es
unfähig ist, die Erwartungen und Träume zu erfüllen. Die-
sen Beweis wird es antreten.« (Anti-BGE S. 79)

Diesen Beweis hat das Kapital längst angetreten, und
tut es täglich. Die Hoffnungen leben aber als enttäuschte
Hoffnungen weiter: auf eine andere, soziale Politik, auf ei-
nen erfolgreichen Aufschwung, auf einen guten Job, oder
wenigstens ein bißchen Lottoglück. Das Kapital will und
kann die Hoffnungen auf ein besseres Leben im Kapitalis-
mus nicht zerstören. Wie sagt Rainer Roth selber: »Es gilt,
den gegenwärtigen Kapitalismus und seine Funktionswei-
se vorbehaltlos und konsequent zu analysieren und zu kri-
tisieren. Daran fehlt es nicht nur bei den Repräsentanten
der DGB-Gewerkschaften, sondern auch bei den
VertreterInnen des bedingungslosen Grundeinkommens.«
(Anti-BGE, S. 78) Daran mangelt es leider auch bei ihm.

[66] Die Internationale erkämpft das Menschen-
recht auf Arbeit und Geld in Form einer Utopie mit
Recht auf Arbeit und Geld

»Forderungen der LohnarbeiterInnen sollten sich in
erster Linie nicht aus nirgendwo einklagbaren Men-
schenrechten ableiten, sondern aus ihren konkreten
Arbeits- und Lebensbedingungen. Ein Recht aller
Menschen auf ein Mindestmaß an Geld existiert unter
kapitalistischen Bedingungen ebenso wenig wie ein
Menschenrecht auf Arbeit.« (Anti-BGE, S. 77)

[67] Wert der Ware Arbeitskraft und Klassenkampf

Den Preis der Ware Arbeitskraft bezieht Roth auf die
�Reproduktionskosten�. Er meint das Geld-Äquivalent der
Waren, die nötig sind um die lohnabhängige Klasse als
solche funktionstüchtig zu erhalten. Dazu gehören also auch
der Nachwuchs und Leute, die vorübergehend nicht arbei-
ten. Im Unterschied zu normalen Waren ist der Wert der
Ware Arbeitskraft keine feste Größe. Vielmehr hängt
ihr Wert auch davon ab, welchen gewohnten Lebensstan-
dard die Leute über die notwendigsten Lebensmittel hin-
aus beanspruchen.

Der Umfang �sog. notwendiger Bedürfnisse, wie die
Art ihrer Befriedigung, ist selbst ein historisches
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Produkt und hängt daher großenteils von der Kultur-
stufe eines Landes, unter andrem auch wesentlich
davon ab, unter welchen Bedingungen, und daher mit
welchen Gewohnheiten und Lebensansprüchen die
Klasse der freien Arbeiter sich gebildet hat. Im Gegen-
satz zu den andren Waren enthält also die Wert-
bestimmung der Arbeitskraft ein historisches und
moralisches Element.� (MEW 23, S. 185, Herv. v. mir)
Weil der Wert der Ware Arbeitskraft eine gesellschaftli-

che Größe ist, fühlt sich der Staat als ideeller Gesamt-
kapitalist für seine Regulierung zuständig. Die vom Kapital
ständig geforderten Einschnitte in die sozialen Sicherungs-
systeme zielen genau darauf, das »historische und morali-
sche Element« zu reduzieren. Im Moment werden wichtige
Teile der Gesundheitsversorgung in einen Luxus verwan-
delt, den man sich durch besondere Leistungen fürs Kapi-
tal verdienen muss. Aber auch am �Grundwert� der Ar-
beitskraft, am Wert der unentbehrlichen Lebensmittel, dreht
der Staat. In der EU sorgt eine zentrale Verwaltung für
billige Lebensmittel, billig importierte Konsumgüter sind
ihm aber auch recht, insofern sie den Wert der Arbeitskraft
senken.

Die Gewohnheiten und Lebensansprüche, die den Wert
der Ware Arbeitskraft ausmachen, gehen den Bach runter,
wenn eine Arbeiterklasse sich nicht dafür aktiv einsetzt,
und zwar insbesondere gegen staatliche Machenschaf-
ten. Vor ein paar Jahren gehörte zu diesem Anspruch noch
ein lückenloses Gebiss, eine sichere Wohnung auch bei Er-
werbslosigkeit, eine auskömmliche Rente und ein Feier-
abend, den man nicht beim Zweitjob verbringt. Der Ver-
lauf des Klassenkampfs lässt von diesen Ansprüchen im-
mer weniger übrig. Obwohl die staatlichen Streichungen
von Sozialleistungen den Wert der Ware Arbeitskraft sen-
ken, also die Mitglieder der deutschen Einheits-�Gewerk-
schaften� direkt betrifft, fühlen sich diese Vereine nicht
berufen, dagegen mit Kampfmaßnahmen vorzugehen.
Deutsche Einheits-�Gewerkschaften� wollen ja keine poli-
tischen Streiks und gebären sicht machtlos gegenüber der
staatlichen Ruinierung des Werts der Arbeitskraft.

Nach Roth hätten durch den Sozialkahlschlag übrigens
die Löhne steigen müssen, in dem Maße, in dem die
Reproduktionskosten von Arbeitskräften von staatlichen
Zahlungen nicht mehr gedeckt werden. Es hätte die Löhne
steigern müssen in dem Maß, wie die Leute z.B. Arztkosten
selber tragen müssen. Das ist den Tarifpartnern freilich nicht
eingefallen.

Gelänge es, unsere Ansprüche auf anständige Soziallei-
stungen durchzusetzen, würde hierzulande der Wert der
Ware Arbeitskraft deutlich steigen. Die für die Durchset-
zung nötige Kampfbereitschaft würde erstmal leicht ver-
hindern, dass das Kapital dann die Löhne senken kann.

[68] Irrtum über den Mehrwert
Ich schrieb bewußt nicht �billig��, sondern preiswert.

Denn dem Kapital geht es nicht um billige Arbeit in dem
Sinn, dass der Unternehmer möglichst niedrige Löhne zahlt.
Es geht ihm vielmehr um ein Maximum des Produkts, das
ihm die gekauften Arbeitskräfte umsonst als Mehrarbeit
liefern. Darauf ist der Arbeitslohn berechnet, und das heißt
eben nicht, dass er möglichst niedrig zu sein hat. Vielmehr
kommt es dem Kapital auf das optimale Verhältnis von
unbezahlter Leistung zum Lohn an. Daraus kann sich
für Unternehmer durchaus die Kalkulation ergeben, mehr
als den Minimallohn zu zahlen, mit dem sich arbeitenden
Menschen gerade mal eben so über Wasser halten kön-
nen. Wenn höhere Löhne eine überproportionale Erhöhung
der unbezahlten Leistung bringen, rentieren sie sich auch
für die Ausbeutung. Die höheren Löhne für Arbeitsaufseher

und Manager ergeben sich übrigens aus dieser Rechnung.

[69] Rainer Roths �notwendiges Niveau�
In seiner Kritik am BGE fragt Roth: »Warum aber die

vollständige Entkopplung von Grundeinkommen und indi-
vidueller Arbeit?« (Anti-BGE, S. 15)

Er bezieht sich auf den BGE-Befürworter Blaschke. Der
hatte wohl gemeint, »es sei heute schwieriger, die Wert-
schöpfung individueller Arbeitsleistung zuzurechnen, weil
mehr denn je Ergebnisse angewandter Wissenschaft in den
Produktionsprozess einfließen.« Darauf wäre die richtige
Antwort gewesen, dass im Kapitalismus kein Mensch die
individuelle Arbeitsleistung nach der »Wertschöpfung«
bemisst, denn dann dürften unproduktive, nicht wert-
bildende Tätigkeiten wie die des Managers oder des
Kaufhausdetektivs gar nicht bezahlt werden, obwohl sie
für die Kapitalakkumulation nicht unwichtig sind. Speziell
die »wertschöpfenden« ArbeiterInnen geht der von ihnen
produzierte Warenwert nichts an, weil er den Wert ihres
Lohns um Größenordnungen überschreiten kann. Nicht die
»Wertschöpfung« ist Sinn und Zweck des Kapitals,
sondern das Auspressen von Mehrwert. Nur dafür
werden die verschiedenen Löhne gezahlt.

Was sagt dagegen Roth zu den Ansichten von Blaschke?

»Das ist sicher richtig.« Und dann fährt Roth fort: »Dar-
aus folgt aber nicht, wie er meint, dass deshalb auch Ein-
kommen entkoppelt werden müssten und allen ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen zu zahlen sei. Der Lohn ist
nämlich nicht ein individueller Lohn für die individuelle
Arbeitsleistung, der wegfallen müßte, wenn diese nicht
mehr zurechenbar ist.« (ebenda)

Und nun schreibt Roth seine eigene Definition des Lohns
hin: »Der Lohn ist der Preis, zu dem eine Ware namens
Arbeitskraft verkauft wird. Der Preis muss gezahlt werden,
damit sich die Arbeitskraft täglich wiederherstellen kann.«
(ebenda)

Das scheint einleuchtend. Wenn sich die Arbeitskraft gar
nicht »täglich wiederherstellen kann«, sterben dem Unter-
nehmer seine lieben Mitarbeiter weg. »Die Höhe des Prei-
ses der Arbeitskraft hängt wiederum wie bei jeder anderen
Ware davon ab, wieviel Zeit die Produktion� dieser Arbeits-
kraft gekostet hat.« (Anti-BGE, S. 16)

Zu seiner �Erklärung� der Lohnhöhe fügt er also sofort
hinzu, dass es sich in der Realität nicht so verhält, wie er
behauptet, weil das Kapital mit seiner Tendenz, die Löhne
»immer mehr unter das notwendige Niveau zu senken«,
ein Spielverderber ist. Unter welches »Niveau« denn ei-
gentlich? Unter das Niveau, mit dem Roth den Lohn zu
gerne hätte erklären wollen.

Roth hätte schonmal auffallen können, dass die Kon-
sumgüter, die sowas wie das »untere Niveau« darstellen,
vom Umfang her höchst variabel sind. Was gehört denn
nun zu ihnen? Das Auto, eine Monatskarte oder nur ein
Fahrrad? Wer definiert das? Inwiefern muss das Kapital
z.B. darauf Rücksicht nehmen, wenn KollegInnen glauben,
dass das Auto unentbehrlicher Bestandteil ihrer Reproduk-
tion sei? Was ist, wenn die notwendigen Lebensmittel teu-
rer werden, oder die Mieten steigen? Folgen dann automa-
tische Lohnerhöhungen?

Roth macht es sich also zu einfach, wenn er den
Löhnen eine fixe Wertgröße zugrundelegt.

Der Lohn eine tatsächlich eine zweischneidige Angele-
genheit mit einem ziemlich konfliktträchtigen, �wider-
sprüchlichen� Charakter: Zwei gegensätzliche Interessen
stehen da gegeneinander, und es gibt kein automati-
sches, ökonomisches Gesetz, das die Lohnhöhe re-
gelt. �Zentrifugalkräfte� für die Klassengesellschaft und
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Wachstumshindernisse für die nationale Wirtschaft bewe-
gen den Klassenstaat dazu, regulierend mit Steuern und
Subventionen, Streikverboten und einem �Bündnis für Ar-
beit� einzugreifen. Dabei hat der Staat den �widersprüch-
lichen� Charakter des Lohns durchaus im Auge. Der Lohn
ist nämlich

� zwar eine Geldanlage des Kapitals, und zwar die aller-
wichtigste, aber die verursacht erstmal Kosten für
das Kapital. Ein Unternehmer leistet sich die Kosten
nur, insofern er seinem Privatkapital Mehrwert bringt.
Mit dem Mehrwert kann er aber nicht zufrieden sein,
da die Konkurrenz nicht schläft. Senkt die Konkurrenz
die Lohnkosten, macht er es auch - oder klüger noch,
er machts als erster.

� Gleichzeitig ist der Lohn das Einkommen der Lohn-
abhängigen, mit dem sie ihr gewohntes Leben we-
nigstens sicherstellen wollen und müssen. Dem not-
wendigen Interesse des Unternehmers, die Löhne zu
senken, müssen sie ggf. mit dem Mittel der Arbeits-
verweigerung begegnen, entweder im Streik oder mit
weniger geeigneten Mitteln.

Diesen Gegensatz so zu gestalten, dass dabei der Lohn
das Mittel bleibt, die Abhängigkeit des Proletariats
zu perpetuieren, ist Hauptaufgabe von Wirtschafts-, Fi-
nanz-, und Tarifpolitikern.

Rücksichtsloser Klassenkampf für den Lohn wäre Aufga-
be von Gewerkschaften, die ihren Namen verdienen. Scho-
nungslose theoretische und praktische Kritik an der Lohn-
arbeit wäre Aufgabe von Leuten, die dem Wurzel ans Übel
wollen. Nichts dazu bei trägt Rainer Roths Erklärung von
einem »Preis der Ware Arbeitskraft«, der die
»Reproduktionskosten« deckt, aber wegen der »Tendenz
des Kapitals« dann leider doch nicht.

[70] Lohn als Existenzgrundlage
»Lohn ist die Existenzgrundlage der lohnabhängigen
Menschen. Das spielt im DGB schon lange keine Rolle
mehr.
Jeder Unternehmer erhöht seine Preise, wenn seine
Kosten steigen. Der DGB verhindert, daß der Preis für
Arbeitskraft steigt, wenn die Lebenshaltungskosten
hoch gehen.
Denn DGB-Funktionäre und ihre Tarifpartner sehen
den Lohn nicht als das Geld an, mit dem wir unsere
Existenz fristen müssen. Statt dessen behandeln sie
den Lohn als Personalkosten für die Unternehmen.
Damit die Unternehmer eine langfristige Kalkulations-
Sicherheit haben, schließt der DGB möglichst mehr-
jährige Tarifverträge über die Brutto-Löhne ab. War-

um handelt der DGB niemals Netto-Löhne aus? Damit
Finanz- und Sozialpolitiker festlegen können, was der
Einzelne aufs Konto bekommt.
An den Lohn-Einkommen können sich dann Miethaie,
Unternehmer und nochmal die Politiker schadlos
halten, wenn sie z.B. in die Sozialkassen langen. Ein
Lohn-Ausgleich ist dann nicht vorgesehen - ganz zu
schweigen von Sozial-Einkommen.
Bringt der DGB mit seinen langfristigen Tarifverträgen
den Privathaushalten irgendeine finanzielle
Kalkulations-Sicherheit? Weiß er nicht, wie viele
hoffnungslos überschuldet sind?
Statt dieser Anti-Gewerkschaft wäre eine Organisation
der Lohnabhängigen dringend nötig, die konsequent
mit adäquaten Lohnforderungen auf steigende Steu-
ern, Preise, Mieten usw. reagiert.«
(Sozialforum Eimsbüttel: 11 Thesen gegen die DGB-Po-

litik)

[71] Manager

Diese nicht nur unproduktive, sondern für normale Lohn-
abhängige extrem schädliche Kaste, ist nichts Neues:

»Nun muß auch der Lohnarbeiter wie der Sklave einen Herrn
haben, um ihn arbeiten zu machen und ihn zu regieren. Und
dies Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnis vorausgesetzt,
ist es in der Ordnung, daß der Lohnarbeiter gezwungen wird,
seinen eignen Arbeitslohn zu produzieren und obendrein den
Aufsichtslohn, eine Kompensation für die Arbeit der Herrschaft
und Oberaufsicht über ihn, und seinem Herrn eine gerechte
Entschädigung zu liefern für die Arbeit und Talente, die er an-
wendet, um ihn zu regieren und ihn für sich und für die Gesell-
schaft nützlich zu machen.
Die Arbeit der Oberaufsicht und Leitung, soweit sie aus dem
gegensätzlichen Charakter, aus der Herrschaft des Kapitals über
die Arbeit entspringt und daher allen auf dem Klassengegensatz
beruhenden Produktionsweisen mit der kapitalistischen gemein-
sam ist, ist auch im kapitalistischen System unmittelbarund
unzertrennbar verquickt mit den produktiven Funktionen, die
alle kombinierte gesellschaftliche Arbeit einzelnen Individuen
als besondre Arbeit auferlegt. Der Arbeitslohn eines Epitiropos
oder régisseur, wie er im feudalen Frankreich hieß, trennt sich
vollständig vorn Profit und nimmt auch die Form des Arbeits-
lohns für geschickte Arbeit an, sobald das Geschäft auf hinrei-
chend großer Stufenleiter betrieben wird, um einen solchen
Dirigenten (manager) zu zahlen... . Daß nicht die industriellen
Kapitalisten, sondern die industriellen managers �die Seele uns-
res Industriesystems� sind, hat schon Herr Ure bemerkt. ...
Die kapitalistische Produktion selbst hat es dahin gebracht, daß
die Arbeit der Oberleitung, ganz getrennt vom Kapitaleigentum,
auf der Straße herumläuft. Es ist daher nutzlos geworden, daß
diese Arbeit der Oberleitung vom Kapitalisten ausgeübt wer-
de.« (MEW 25 S. 399f)
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